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ZUM GEDENKEN

Bezirk Baden-Württemberg
Ernst Eisenmann, 
ehemaliger Bezirksleiter

Geschäftsstelle Aalen
Isolde Sauter
Gerhard Büttern

Geschäftsstelle Bruchsal
Dieter Unser

Geschäftsstelle Karlsruhe
Walter Groß
Jürgen Winstel

Geschäftsstelle Heidenheim
Siegfried Pommerenke, 
ehemaliger Vorsitzender 
DGB-Landesbezirk Baden-
Württemberg und ehemaliger 
Erster Bevollmächtigter

Geschäftsstelle 
Heilbronn-Neckarsulm
Eric Jäger

Geschäftsstelle Lörrach
Horst Stech

Geschäftsstelle Ludwigsburg
Günther Seedorf
Ingrid Bongert

Geschäftsstelle Mannheim
Gerda Bohn
Walter Spagerer, 
ehemaliger Erster Bevollmächtigter

Walter Metz

Geschäftsstelle Off enburg
Gabriele Acker
Georg Schwarz
Tilo Stiegler

Geschäftsstelle 
Reutlingen-Tübingen
Hermann Früh

Geschäftsstelle Schwäbisch Hall
Günter Steck

Geschäftsstelle Stuttgart
Helmut Roth
Manfred Dautel
Werner Schneider

Geschäftsstelle
Villingen-Schwenningen
Karl-Heinz Schaaf
Hans-Martin Baumann

Geschäftsstelle Waiblingen
Elfriede Becker

Wir gedenken der vielen Kollegen/-innen, die seit der letzten Bezirkskon-
ferenz gestorben sind. Stellvertretend nennen wir:
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DIE IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG 
GESTERN, HEUTE UND MORGEN

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

an dieser Stelle folgt in der Regel 
ein Rückblick auf die Ereignisse 
seit der letzten Bezirkskonferenz 
in Baden-Württemberg. Das greift 
mir zu kurz, neben herausragenden 
Entwicklungen der Vergangenheit 
möchte ich zusätzlich einen Blick 
auf unsere Arbeit in der Gegenwart 
und wichtige Herausforderungen 
der Zukunft werfen. Immer bezogen 
auf die vier wesentlichen Hand-
lungsfelder IG Metall: Tarif- und Be-
triebspolitik sowie Gesellschafts- 
und Organisationspolitik. 

Welches waren die bestimmenden 
Entwicklungen der vergangenen 
vier Jahre?

Tarifpolitisches Highlight war sicher 
der Pilotabschluss von 2015 in der 
Metall- und Elektroindustrie. Gegen 
den Widerstand und massive Kür-
zungsversuche der Arbeitgeber ist 
es uns gelungen, die Regelungen 
zur Altersteilzeit zu verbessern und 
in die Zukunft fortzuschreiben. Mit 
dem Einstieg in die geförderte Bil-
dungsteilzeit haben wir zudem die 
Möglichkeiten für Fort- und Wei-

terbildungen im Laufe des Berufs-
lebens ausgeweitet. Betriebspoli-
tisch war die IG Metall vor allem mit 
der Umsetzung dieses Tarifergeb-
nisses beschäftigt. Zur Altersteilzeit 
wurden bis heute zahlreiche Be-
triebsvereinbarungen angepasst, 
beziehungsweise vereinbart. Die 
Bildungsteilzeit müssen wir dage-
gen noch stärker in den Betrieben 
verankern. 

Gesellschaftspolitisch hat die IG 
Metall in den vergangenen vier 
Jahren besonders großen Einfluss 
gehabt: In diese Zeit fallen die Ein-
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führung des bundesweiten gesetz-

lichen Mindestlohns, die Rente 

63/45 sowie das Vorhaben, Leih-

arbeit und Werkverträge zu regu-

lieren. In Baden-Württemberg gibt 

es seit Sommer 2015 nicht zuletzt 

durch Druck der IG Metall endlich 

ein Bildungszeitgesetz. 

In der eigenen Organisation waren 

wir ebenfalls erfolgreich: Die Zahl 

der Mitglieder ist im Berichtszeit-

raum von Jahr zu Jahr gewachsen. 

Um auch in Zukunft handlungs- und 

durchsetzungsfähig zu bleiben, hat 

der Bezirk zudem das Gemeinsame 

Erschließungsprojekt (GEP) auf den 

Weg gebracht.

Was beschäftigt die IG Metall  
Baden-Württemberg aktuell? 

Mit Ausnahme der Edelmetallin-

dustrie (bei Redaktionsschluss) 

haben wir derzeit alle Tarifrunden 

in unseren Branchen erfolgreich 

abgeschlossen. Im Zusammenhang 

mit der M+E-Tarifrunde 2016 haben 

wir zudem das Thema Gerechtigkeit 

und Tarifbindung in Angriff genom-

men – elf Betriebe wurden seither 

neu in die Tarifbindung geführt. 

Diese Anstrengungen wird die IG 

Metall Baden-Württemberg fortset-

zen. Zudem beschäftigt uns das 

vom Gewerkschaftstag beschlosse-

ne Arbeitskampfkonzept, das be-

reits in der Tarifrunde 2016 intensiv 

diskutiert und durchgeplant wurde.

In den Betrieben macht sich der-

weil der Trend zur digitalen Vernet-

zung – bekannt als Industrie 4.0 

– immer stärker bemerkbar. Die 

anstehenden Umwälzungen bei 

Arbeitsinhalten und -strukturen er-

fordern unsere Unterstützung und 

Begleitung. Dazu werden wir unter 

anderem das Projekt Arbeit + Inno-

vation intensiv nutzen.

Gesellschaftspolitisch haben uns 

die Landtagswahlen 2016 stark 

beschäftigt. Jetzt gilt es, mit der 

grün-schwarzen Landesregierung 

und insbesondere dem neuen Mi-

nisterium für Wirtschaft und Arbeit 

eine konstruktive Ebene der Zu-

sammenarbeit zu finden. Fragen 

von Industriepolitik, Bildung und 

Beschäftigung stehen dabei für uns 

im Mittelpunkt. 

Die eigene Organisation ist nach ei-

nem verhaltenen Jahresstart wieder 

auf gutem Mitgliederkurs, darüber 

hinaus kümmern wir uns um den 

Generationenwechsel in haupt- 

und ehrenamtlichen Funktionen in 

Geschäftsstellen, Betriebsrats- und 

Vertrauensleutegremien. Allein in 

den vergangenen vier Jahren – hier 

sei ein kurzer Rückblick gestattet – 

haben im Bezirk 13 von aktuell 24 

Ersten Bevollmächtigten neu die 

Arbeit aufgenommen. 

Welche Herausforderungen stehen 
in der Zukunft an?

Tarifpolitisch wollen wir 2018 das 

Thema Arbeitszeit angehen und 

Arbeitsmodelle entwickeln, die in 

die Zeit und zu den zeitlichen Be-

dürfnissen der Beschäftigten pas-

sen. Das setzt voraus, dass solche 

Fragen zunächst auf betriebspoli-

tischer Ebene bearbeitet werden – 

E  EDITORIAL
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viele erfolgreiche Beispiele in der 

Praxis sind eine gute Basis für fl ä-

chendeckende Regelungen.

Für die Stabilisierung des Renten-

niveaus und die paritätische Finan-

zierung der Krankenkassen werden 

wir uns gesellschaftspolitisch stark 

machen. In Baden-Württemberg 

setzen wir uns für eine Politik der 

Nachhaltigkeit ein und werden 

dafür Sorge tragen, dass das Bil-

dungszeitgesetz Bestand haben 

wird. 

Organisationspolitisch geht es 

künftig darum, die Mitgliederbetei-

ligung als wesentlichen Faktor er-

folgreicher Erschließungsarbeit fl ä-

chendeckend auszubauen. Für die 

mittel- bis längerfristige Perspekti-

ve erarbeitet der Bezirk derzeit ei-

nen Strategie-Leitfaden 2025.

Mehr zu den von mir angeschnit-

tenen Themen fi ndet Ihr auf den 

folgenden Seiten und natürlich auf 

unserer Bezirkskonferenz am 8. 

und 9. Juli unter dem Motto „Mein 

Leben – meine Zeit“.

Viel Spaß bei der Lektüre,

Euer

Roman Zitzelsberger

Bezirksleiter 

EDITORIAL F

Euer
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Michael Brecht, Gesamt- und Konzernbetriebsrats-Vorsitzender Daimler 

Gute Arbeit versus prekäre Beschäftigung

Was macht für Dich gute Arbeit aus 
und inwiefern wird sie bei Daimler 
erreicht?

Gute Arbeit ist für mich in allererster 

Linie sichere Arbeit und das haben 

wir bei Daimler im letzten Jahr erneut 

erreicht: An allen deutschen Stand-

orten konnten in sogenannten „Zu-

kunftsbildern“ Investitionen und die 

Fertigung von Zukunftsprodukten 

festgeschrieben werden. Damit ist 

die Teilhabe der deutschen Stand-

orte an der erfolgreichen Wachstumsstrategie des 

Unternehmens – und damit auch die Beschäftigung 

– nachhaltig gesichert. Unterstrichen wurde das im 

Herbst 2015 durch den Ausschluss 

betriebsbedingter Kündigungen bis 

Ende 2020 in der „Zukunftssiche-

rung Daimler“ – einer Vereinbarung, 

die für alle Beschäftigten der Daim-

ler AG in Deutschland Gültigkeit hat.

Gute Arbeit ist für mich auch Ar-

beit, bei der die Menschen körper-

lich und psychisch gesund bleiben. 

Dazu müssen die Arbeitsbedin-

gungen ergonomisch und nach den 

Erkenntnissen des Arbeits- und 

Gesundheitsschutzes gestaltet sein. Sie muss aber 

auch Eigenverantwortung und Selbstbestimmung er-

möglichen, sinnvoll und befriedigend und mit dem 

E  EDITORIAL

VIER JAHRE, VIER SCHWERPUNKTE,  
VIER BETRIEBLICHE BEISPIELE
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Privatleben vereinbar sein. Gute Arbeit ist Arbeit, die 

angemessen bezahlt ist und in der man persönliche 

Entwicklungschancen erkennen kann. An all diesen 

Themen arbeiten die Betriebsräte intensiv. 

Wie sieht es bei Daimler mit Leiharbeit und Werkver-
trägen aus und was hat sich aus Sicht des Betriebsrats 
getan?

In der Daimler AG sind derzeit weit über 5.000 Leihar-

beitnehmer/-innen in der Produktion und rund 2.500 

im indirekten Bereich beschäftigt. Die Quote von 8 Pro-

zent Leiharbeit im direkten Bereich, die bei uns schon 

seit 2004 festgeschrieben ist, kann nur im Ausnahme-

fall – z. B. bei einem Fahrzeug-Anlauf – und nur in Ver-

bindung mit Festeinstellungen überschritten werden. 

Wir haben gute Erfahrungen mit der tariflichen und be-

trieblichen Regulierung von Leiharbeit gemacht – die 

Branchenzuschläge wirken und der Tarifvertrag Leih-/

Zeitarbeit (TV LeiZ) wird erfolgreich angewandt. Vor gut 

zwei Jahren wurden Tausende Beschäftige im Werk-

vertrag v. a. in Forschung und Entwicklung und in der 

Zentrale in Leiharbeiter umgewandelt, um juristisch 

korrekte Verhältnisse herzustellen. Viele dieser Kolle-

gen/-innen wurden inzwischen auf Basis des TV LeiZ 

fest eingestellt. 

Für die Betriebsräte der Standorte ist der TV LeiZ ein 

wichtiges Steuerungsinstrument – sie wachen darü-

ber, dass dauerhafte Stellen nicht mit Leiharbeitneh-

mer/-innen besetzt werden. Werkverträge sind für uns 

Betriebsräte bekanntermaßen schwieriger zu handha-

ben, da Transparenz und Mitbestimmungsrechte fehlen 

und auch die neuen gesetzlichen Regelungen in dieser 

Frage unzureichend sind. Das Thema wird für uns immer 

brisanter, da das Unternehmen – wo immer juristisch 

vertretbar – von der regulierten Leiharbeit auf nicht re-

gulierte Werkverträge ausweicht. Hinzu kommt, dass es 

Teil der Unternehmensstrategie ist, die Fertigung und 

Entwicklung auf Kernkompetenzen zu fokussieren und 

alle anderen Aufgaben fremdzuvergeben. Besonders 

unter Druck geraten sind z. B. die Logistikbereiche, die 

Werks- und Fabriktechnik, die Instandhaltung sowie 

verschiedene Verwaltungsbereiche von der Buchhal-

tung bis zum Controlling. Wir sind der Überzeugung, 

dass dies der falsche Weg ist. Oftmals geht es nur um 

kurzfristigen Abbau von Personal und nicht um eine in-

telligente und nachhaltige Lösung. Es ist sehr unbefrie-

digend, dass wir als Betriebsrat hier nicht einschreiten 

können.

EDITORIAL F
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Welche Anforderungen stellst Du an die IG Metall?

Wir müssen uns weiterhin auf politischer Ebene dafür 

stark machen, dass Betriebsräte bessere Mitbestim-

mungsmöglichkeiten bekommen. Beispielsweise wird 

die Digitalisierung die Arbeits- und Beschäftigungs-

situation grundlegend verändern. Um die Chancen zu 

nutzen und die Risiken einzudämmen, brauchen wir 

bessere Mitbestimmungsmöglichkeiten bei der Ar-

beitsorganisation. Außerdem sollten Qualifizierungs-

fragen künftig ganz oben auf der gewerkschaftlichen 

Agenda stehen, da digitale Kompetenz und Verände-

rungsfähigkeit zu Schlüsselfaktoren für sichere und 

gute Arbeit werden. 

Arbeitszeit/Flexibilisierung

Wachsende Flexibilitätsanforderungen der Unterneh-
men und individuelle Arbeitszeit-Bedürfnisse stehen 
oft miteinander im Widerspruch. Wie reagiert der Be-
triebsrat darauf und was erwartest Du von der IG Metall 
in Sachen Flexibilisierung/Arbeitszeit?

Bei Daimler strebt der Gesamtbetriebsrat seit zwei Jah-

ren eine neue, innovative und bedürfnisgerechte Ge-

samtbetriebsvereinbarung zu „Mobilem Arbeiten“ an. 

Unser Ziel ist es, den Beschäftigten, deren Tätigkeit das 

ermöglicht, größere Chancen zur Selbstbestimmung zu 

eröffnen: Sie sollen in einem geregelten Rahmen ent-

scheiden können, wo und wann sie arbeiten. Gleich-

zeitig sollen sie durch vereinbarte Zeiten der Nicht-Er-

reichbarkeit vor einer völligen Entgrenzung der Arbeit 

geschützt werden. Klares Ziel ist auch, dass Arbeit, die 

geleistet wird, bezahlt werden muss – gleich wann und 

wo diese erbracht wird. Um eine solche Vereinbarung 

abschließen zu können, haben wir uns vor Aufnahme 

von Verhandlungen mit einer Online-Befragung und 

Workshops an allen Standorten ein Bild von den Erwar-

tungen der Beschäftigten gemacht. 

Sobald wir das Thema „Mobiles Arbeiten“ geregelt ha-

ben, werden wir uns um mehr Möglichkeiten zur zeitli-

chen Selbstbestimmung für die Beschäftigten in starren 

Schichtsystemen kümmern. Wir dürfen die Beschäftig-

ten in der Produktion nicht von den Verbesserungen 

der Arbeitsbedingungen, z. B. der Vereinbarkeit von Be-

rufs- und Privatleben, abhängen. Hierfür brauchen wir 

gute Beispiele von innovativen Schichtmodellen, die 

IG Metall sollte hierbei koordinieren und unterstützen. 

Mittelfristig sollten wir den Anspruch auf mehr Selbst-

bestimmung, aber auch den Schutz vor neuen Belas-

tungen durch zunehmende Flexibilisierung und Ent-

grenzung der Arbeitszeit tarifvertraglich regeln. Auch 

der Gesetzgeber sollte auf die Chancen und Risiken der 

modernen Arbeitswelt reagieren und gesetzliche Rege-

lungen zur Arbeitszeit entsprechend anpassen bzw. für 

tarifvertragliche Lösungen öffnen.

E  EDITORIAL
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Bildung/Fachkräfte

Gute Bildung ist zur Fachkräfte-Sicherung essenziell. Was 
tut Daimler dafür? Wie wird der 2015 vereinbarte Einstieg 
in die Bildungsteilzeit praktisch gelebt? 

Wir Betriebsräte setzen uns in allen Werken für die Stär-

kung und ständige Modernisierung der Berufsausbil-

dung ein. Daimler hat zudem ein breites Angebot an 

Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen, eine 

eigene Corporate Academy, Stipendienprogramme, etc.  

Die Bildungsteilzeit findet bei uns leider keine Anwen-

dung, da wir bei der Altersteilzeit das Kontingent mehr als 

ausschöpfen. 

Altersteilzeit/Rente

Welche Überlegungen gibt es bei Daimler bezüglich der 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/-innen? Welche Er-
fahrungen macht der Betriebsrat mit dem Tarifvertrag zur 
Altersteilzeit? 

Der neue Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Ren-
te (TV FlexÜ) hat bei Daimler dazu beigetragen, dass die 
Möglichkeiten zum flexiblen Übergang in den Ruhestand 
deutlich ausgeweitet werden konnten. Jetzt stehen zur 
Verfügung:

· Frühestmöglicher Rentenzugang mit Alter 63 für lang-
jährig Versicherte 

· Rentenzugang zur abschlagsfreien Rente für besonders 
langjährig Versicherte („Nahles-Rente“)

· Betrieblich vereinbar: ein Spätmodell 60 - 65

· Arbeitszeit im Blockmodell als auch in degressiven 
Modellen

Bei Daimler wird die tarifliche Anspruchsquote von vier 
Prozent dauerhaft und deutlich überschritten. Deshalb 

greift das betriebliche Anspruchsmodell mit Kontingenten 
und doppelter Freiwilligkeit.

Die IG Metall fordert einen Kurswechsel in der Rentenpo-
litik – wie erfolgreich war sie damit in der Vergangenheit 
und was muss noch getan werden?

Die Rente 63/45 war sicher auch ein Erfolg der IG Metall. 
Jemand, der 45 Jahre malocht hat, muss die Möglichkeit 
haben, abschlagsfrei in Rente zu gehen. Deshalb ist die 
Debatte um die Rente mit 70 eine Kampfansage an die Be-
schäftigten in dieser Republik. Hier erwarten wir von der 
IG Metall, dass sie allen Vorstößen in diese Richtung ent-
schlossen entgegensteuert. Die gesetzliche Rente muss 
weiterhin die wichtigste Säule der Altersversorgung sein. 
Wir sind aber genauso der Ansicht, dass die Betriebsrente 
weiter gestärkt werden muss – auch diesen Kurs der IG 
Metall halten wir für richtig. Betrieblich haben wir auf die-
sem Feld viel erreicht und sehr gute Erfahrungen gemacht. 

EDITORIAL F
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Rolf Ebe, Konzernbetriebsrats-Vorsitzender Liebherr

Gute Arbeit versus prekäre Beschäftigung

Was macht für Dich gute Arbeit aus 
und inwiefern wird sie bei Liebherr 
erreicht? 

„Gute Arbeit“ setzt sich für mich aus 

vielen Komponenten zusammen. 

Um nur einige zu nennen: sichere 

Arbeitsplätze, verlässliches und gu-

tes Einkommen, Vereinbarkeit von 

Familie/Leben und Beruf, Zeitsou-

veränität, Qualifizierung, berufliche 

Perspektiven, in Arbeit gesund alt 

werden, ein guter Übergang in die 

Rente und so weiter. Durch unsere 

Tarifverträge und die Tariferfolge der 

letzten vier Jahre ist es gelungen, die Arbeitsbedingun-

gen in der Metall- und Elektroindustrie weiter positiv zu 

gestalten.

Bei Liebherr haben wir, aufgesetzt auf unsere Tarif-

verträge, Betriebsvereinbarungen abgeschlossen zum 

Thema Beschäftigungssicherung, Entgeltgestaltung, 

Arbeitszeit (Familie/Beruf), Altersvorsorge, Altersteil-

zeit usw., die unsere Kollegen/-innen ein Stück weit 

näher an „Gute Arbeit“ herangebracht haben. Dennoch 

ist natürlich noch Luft nach oben. Zum Beispiel bei al-

ternsgerechtem Arbeiten, Arbeits- 

und Gesundheitsschutz, Perspekti-

ven für Facharbeiter, etc. 

Wie sieht es in Deinem Unternehmen 
mit Leiharbeit und Werkverträgen 
aus und was hat sich aus Sicht des 
Betriebsrats verändert/verbessert?

Beim Thema Leiharbeit gibt es Licht 

und Schatten. Der Tarifvertrag Leih-/

Zeitarbeit war der Auslöser für die 

Übernahme von 125 Leiharbeitneh-

mer/-innen in feste Beschäftigungs-

verhältnisse. Die Einführung der 

Branchenzuschläge war ein voller Erfolg. Trotz alledem 

bleibt Leiharbeit ein Ärgernis und muss auf unserer 

Agenda bleiben. Glücklicherweise spielen Werkver-

träge bei uns noch nicht die große Rolle, rücken aber 

durch die Einschränkung beim Thema Leiharbeit als 

Flexibilisierungsinstrument stärker in den Fokus. Hier 

müssen wir handeln, es darf nicht zig verschiedene 

Beschäftigungsniveaus nebeneinander in einer Firma 

geben.

E  EDITORIAL
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Arbeitszeit und Flexibilisierung

Flexibilitätsanforderungen der Unternehmen und indi-
viduelle Arbeitszeit-Bedürfnisse stehen oft miteinander 
im Widerspruch. Wie sieht das bei Liebherr aus? 

Nach der Krise 2008-2010 wurde deutlich, dass unsere 

Arbeitszeitvereinbarung sowohl für die Beschäftigten 

wie für das Unternehmen einige Schwächen beinhal-

tet. Ebenso wurde der Wunsch von den Beschäftigten 

in Gleitzeit lauter, die Vereinbarung von 1996 den 

heutigen Anforderungen anzupassen und keinen Ar-

beitszeitverfall mehr zuzulassen. Mit dem Ziel, Fami-

lie, Erziehung, Pflege, Qualifizierung, Leben, Alter und 

Arbeitsplatzsicherung aus Sicht der Beschäftigten und 

die Flexibilitätsanforderungen des Arbeitgebers unter 

einen Hut zu bekommen. Im Rahmen der tariflichen 

Möglichkeiten (durch die Nutzung von ungleichmäßiger 

Verteilung von Arbeitszeit, Arbeitszeitkonten inklusive 

Langzeitkonten) ist es gelungen, einen Ausgleich zwi-

schen Zeitsouveränität für die Beschäftigten und den 

Anforderungen des Arbeitgebers zu vereinbaren. 

Was erwartest Du von der IG Metall in Sachen Flexibili-
sierung/Arbeitszeit?

Tarifliche Antworten auf neue Arbeitsformen und ande-

re Lebensentwürfe zu finden, die es den Beschäftigten 

ermöglichen, über ihre Zeit bestmöglich selbst zu ent-

scheiden.

Bildung und Fachkräfte 

Was tut Liebherr zur Fachkräfte-Sicherung? Wie wird  
der Einstieg in die Bildungsteilzeit praktisch gelebt? 

Die Fachkräfte-Sicherung wird durch die jährliche 

Einstellung von circa 60 Auszubildenden und Stu-

dierenden erreicht. Auszubildende werden unbe-

fristet übernommen. Tarifliche Regelungen zur Qua-

lifizierung werden von vielen Beschäftigten bereits 

direkt nach der Ausbildung in Anspruch genommen 

und genießen allgemein eine hohe Wertschätzung. 

Darüber hinaus gibt es auf der tariflichen Grundla-

EDITORIAL F
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ge für alle Beschäftigten Mitarbeitergespräche mit 

dem Schwerpunkt Weiterbildung, der von beiden 

Betriebsparteien eingefordert und umgesetzt wird.  

Die Nachfrage nach Bildungsteilzeit ist in unserer Be-

legschaft noch sehr überschaubar. Trotzdem sind die 

Widerstände auf Arbeitgeberseite bei diesem Thema 

deutlich zu spüren.

Was sollte die IG Metall unternehmen, um die Bildungs-
chancen weiter zu verbessern?

Wünschenswert wäre eine finanzielle Unterstützung 

während der Nutzung des Tarifvertrags zur Qualifizie-

rung unabhängig von der Altersteilzeit. Zudem eine 

Stärkung der Facharbeit in den Betrieben.

Altersteilzeit/Rente

Welche Überlegungen gibt es in Deinem Unternehmen 
bezüglich der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/-in-
nen? Welche Erfahrungen macht der Betriebsrat mit 
dem Tarifvertrag zur Altersteilzeit und der abschlags-
freien Rente 63/45? 

Betriebsübergreifend gibt es momentan kein Konzept, 

wie Arbeitsplätze altersgerecht eingerichtet werden 

können. Ausgehend von laufenden Fällen des betrieb-

lichen Eingliederungsmanagements werden entspre-

chende Arbeitsplätze gesucht oder eingerichtet. Auf 

Initiative des Betriebsrats startet im Bereich der Vorfer-

tigung Mitte 2016 ein Projekt mit Blick auf Ergonomie 

und altersgerechte Arbeitsplätze. Mit dem Tarifvertrag 

Altersteilzeit haben wir sehr gute Erfahrungen gemacht. 

Da wir zudem noch eine Konzernbetriebsvereinbarung 

abgeschlossen haben, wird die Altersteilzeit bei uns 

sehr gut genutzt. Auch der Zugang 63/45 kommt bei 

den Kollegen/-innen sehr gut an. 

Die IG Metall fordert einen Kurswechsel in der Renten-
politik – wie erfolgreich war sie damit in der Vergan-
genheit und was muss noch getan werden?

Aus meiner Sicht war die IG Metall in der Rentenpolitik 

bedingt erfolgreich. Ziel sollte sein, dass jeder, der 45 

Jahre gearbeitet hat, auch abschlagsfrei in Rente gehen 

kann. Es gibt viel zu tun – packen wir es an!

E  EDITORIAL
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Beate Kösling, Betriebsrats-Vorsitzende Ammann Elba Beton 

Gute Arbeit versus prekäre Beschäftigung

Was macht für Dich gute Arbeit aus 
und inwiefern wird sie in Deinem 
Betrieb erreicht?

Da fallen mir ganz spontan die Stich-

worte Zufriedenheit, Begeisterung, 

mitgestalten und mitreden ein. 

Aber auch Gesundheit oder Lebens-

qualität, eine ordentliche Ausbil-

dung und Qualifizierung, faire Löh-

ne, Tarifverträge und Sozialschutz. 

Gute Arbeit ermöglicht die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf und berücksichtigt die unterschiedlichen Be-

dürfnisse von jungen und älteren Kollegen/-innen.

In der Realität klaffen Wirklichkeit und unser Anspruch 

an gute Arbeit noch auseinander. Bei uns im Betrieb 

haben wir 2015 das Thema alter(n)sgerechtes Arbeiten 

aufgegriffen. In Zusammenarbeit mit den Kollegen/-in-

nen konnten wir mit vielen „Kleinigkeiten“ die Arbeits-

plätze sicherer und ergonomischer gestalten. Prozesse 

wurden optimiert und die Arbeitsfähigkeit Älterer, z. B. 

beim Thema Mehrarbeit, berücksichtigt. Umso mehr 

schmerzt es, dass nun die gesamte Produktion in Ett-

lingen geschlossen und verlagert wird.

Welche Anforderungen stellst Du 
hinsichtlich guter Arbeit und der Be-
grenzung von Leiharbeit und Werk-
verträgen an die IG Metall?

Das Thema Leiharbeit und Werkver-

träge hat bei uns in den letzten vier 

Jahren keine zentrale Rolle gespielt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zu 

Werkverträgen und Leiharbeit ist 

für uns Betriebsräte aber nicht aus-

reichend. Leiharbeit muss auf ihre 

Funktion, der Deckung eines vorü-

bergehenden Beschäftigungsbedarfs, zurückgeführt 

werden.

EDITORIAL F
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Arbeitszeit / Flexibilisierung

Wachsende Flexibilitätsanforderungen der Unterneh-
men und individuelle Arbeitszeit-Bedürfnisse stehen 
oft miteinander im Widerspruch. Welche neuen Arbeits-
zeitmodelle hat der Betriebsrat bereits eingeführt und 
was ist noch geplant?

Aufgrund der betrieblichen Situation haben wir in den 

letzten vier Jahren von Kurzarbeit bis hin zu Überstun-

den alles durchgemacht. Wir hatten auch einige Anträ-

ge für Teilzeit, (z.  B. auf 30 oder 25 Stunden) die wir 

für die Kollegen/-innen entsprechend ihren Wünschen 

regeln konnten. Wenn wir Ende des Jahres keine Pro-

duktion mehr haben, müssen wir unsere jetzige Ar-

beitszeitregelung überprüfen und an die neue Beschäf-

tigtenstruktur anpassen. Arbeitszeiten in Entwicklung 

und Verwaltung sind anderen Kriterien unterworfen 

als die Arbeitszeit in der Produktion. Mobiles Arbei-

ten, zunehmende Flexibilisierung auch innerhalb des 

Konzerns und die unterschiedlichen Lebenssituationen 

der Beschäftigten verlangen nach neuen Formen der Ar-

beitszeitgestaltung.

E  EDITORIAL
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Altersteilzeit/Rente

Welche Überlegungen gibt es bei Ammann Elba bezüg-
lich der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/-innen? 
Wie wichtig sind für die Belegschaft Altersteilzeit und 
die abschlagsfreie Rente 63/45?

Wir hatten schon in der Vergangenheit das Problem, 
dass die sogenannten „Schonarbeitsplätze“ für ältere 
oder im Einsatz eingeschränkte Arbeitnehmer/-innen 
nicht mehr vorhanden waren. Speziell für diesen Kreis 
der Kollegen/-innen war die Altersteilzeit (ATZ) bei uns 
schon immer ein Instrument, um vorzeitig aus dem 
Betrieb ausscheiden zu können. Die Möglichkeit der 
abschlagsfreien Rente 63/45 wird sehr stark genutzt. 
Ich glaube, bisher haben alle Kollegen/-innen, die die 
Voraussetzungen erfüllt haben, die Rente 63/45 in An-
spruch genommen.

Die IG Metall fordert einen Kurswechsel in der Renten-
politik – was muss dafür noch getan werden?

Ein Kurswechsel in der Rentenpolitik ist für mich unab-
dingbar. Durch Bekanntgabe der kräftigen Rentenerhö-
hung zum 1. Juli diesen Jahres tritt das eigentliche Di-
lemma, die weitere Absenkung des Rentenniveaus auf 
43 Prozent des Durchschnittseinkommens, etwas aus 
dem Fokus. Das Engagement der IG Metall in Sachen 
Rente 63/45 war klasse und richtig. Jetzt müssen wir 
weitermachen und dafür sorgen, dass der Beschluss 
der rot-grünen Bundesregierung bei ihrer Rentenreform 
2001 rückgängig gemacht wird. Bleiben die Kürzungs-

faktoren, wird der Anteil derjenigen, die in Altersarmut 
leben müssen, Jahr für Jahr steigen. Und das wird bei 
einer Absenkung des Rentenniveaus auf 43 Prozent 
auch den „normalen“ Facharbeiter treffen. Die IG Metall 
darf in der Frage Rente ab 67 und einer weiteren Absen-
kung des Rentenniveaus keine Ruhe geben! 
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Alfred Löckle, Gesamt- und Konzernbetriebsrats-Vorsitzender Bosch 

Gute Arbeit versus prekäre Beschäftigung

Was macht für Dich gute Arbeit aus 
und inwiefern wird sie erreicht?

Gute Arbeit ist die Grundlage für ein 
gutes Leben. Sicherheit des Arbeits-
platzes, ein faires und verlässliches 
Einkommen und die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben sind die 
Grundpfeiler, gute Tarifverträge und 
betriebliche Mitbestimmung die Ga-
ranten dafür. Darauf bauen auf: eine 
sinnstiftende Aufgabe, Freiräume für 
Kreativität und Eigeninitiative, ein 
kollegiales soziales Umfeld und vor 
allem Wertschätzung.

Wie sieht es bei Bosch mit Leiharbeit 
und Werkverträgen aus? 

Leiharbeit und Werkverträge spielen an den meisten 
Standorten von Bosch verglichen mit anderen Unter-
nehmen eine eher untergeordnete Rolle – was nicht 
heißt, dass sich unsere Kollegen/-innen nicht mit allen 
Fällen herumzuschlagen haben. Dagegen sehen wir mit 
Sorge, dass vor allem in den Fertigungsbereichen die 
Anteile der Beschäftigten mit befristeten Arbeitsver-
trägen stark angestiegen sind. In der guten wirtschaft-
lichen Situation von 2015 konnten wir an etlichen 

Standorten die Entfristung der Ver-
träge einer größeren Zahl von Kolle-
gen/-innen durchsetzen.

Welche Anforderungen stellst Du 
hinsichtlich guter Arbeit und der Be-
grenzung von Leiharbeit und Werk-
verträgen an die IG Metall?

Der technologische Wandel, wie 
etwa der Übergang zur Elektromobi-
lität und der Einzug der Internettech-
nologien in die industrielle Arbeits-
welt, bedeuten einen Umbruch für 
die gesamte Wertschöpfungskette 
auch der Metall- und Elektroindus-
trie. Ich fürchte, dass der Fokus auf 

die Klassiker Leiharbeit und Werkverträge angesichts 
des Wandels viel zu eng ist. Wir müssen lernen, ge-
werkschaftliche Organisation und Tarifpolitik entlang 
sich verändernder Wertschöpfungsketten völlig neu zu 
denken.
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Arbeitszeit/Flexibilisierung

Wachsende Flexibilitätsanforderungen der Betriebe 
und individuelle Arbeitszeit-Bedürfnisse stehen oft mit-
einander im Widerspruch. Wie sieht das bei Bosch aus?

Mit Abschluss unserer Konzernbetriebsvereinbarung 
„Mobiles Arbeiten“ Anfang 2014 haben wir in allen wis-
sensbasierten Bereichen einen großen Schritt getan. 
Nach wie vor ist die Resonanz auf diese Vereinbarung 
sehr positiv. Im Fokus stehen nun die Fertigungsberei-
che. Um die Fertigung an den deutschen Standorten 
zu halten, wurden in den letzten Jahren fast flächen-
deckend Schichtmodelle mit 18 Schichten (teilweise 
noch mehr) eingeführt. Solche Modelle rauben jeden 
Spielraum für individuelle Wünsche auf Freizeitnahme 
außerhalb der Planung. Da sehen wir großen Hand-
lungsbedarf. An vielen Standorten wurden individu-
elle Lösungen für Kollegen/-innen in Notsituationen 
gefunden. Diese versuchen wir als „Best Practice“ in 
die Breite zu tragen. Darauf aufbauend entwickelt eine 
Arbeitsgruppe Forderungen für eine Gesamtbetriebs-
vereinbarung zur besseren Vereinbarung von Beruf und 

Privatleben in den Fertigungen. Dies wollen wir 2016 
erreichen.

Was erwartest Du von der IG Metall in Sachen Flexibili-
sierung/Arbeitszeit?

Die IG Metall hilft uns sehr bei der Gestaltung flexib-
ler Arbeitszeiten. Erstens sind unsere Tarifverträge 
eine Bastion, die der Arbeitnehmer/-innen-Vertretung 
eine starke Stimme bei der Gestaltung flexibler Ar-
beitszeiten gibt. Zum anderen war und ist die IG Metall 
bei uns immer mit am Tisch, wenn es um Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit im Sinne der Beschäftigten geht.  
Unsere gemeinsame Antwort auf die Flexibilisierungs-
interessen des Unternehmens ist die Durchsetzung 
von mehr Zeitsouveränität für die Beschäftigten. Diese 
Orientierung haben wir schon sehr lange und machen 
Fortschritte: Der Tarifvertrag über Wahlarbeitszeiten 
in den Forschungs- und Entwicklungszentren und der 
Ergänzungstarifvertrag zum „Mobilen Arbeiten“ sind 
Zeugnis davon. 

Bildung/Fachkräfte

Was tut Bosch für Bildung?

Bosch tut viel für Aus-und Weiterbildung seiner Be-
schäftigten. Der Qualifizierungstarifvertrag und unsere 

auf ihm aufbauende Gesamtbetriebsvereinbarung zur 
Förderung der betrieblichen und persönlichen Weiter-
bildung stärken die Rechte unserer Kollegen/-innen 
und die Beteiligungsrechte der Betriebsräte. So haben 



24

2012 - 2016E  EDITORIAL

wir den tariflichen Anspruch aller Beschäftigten auf ein 
jährliches Gespräch zur Ermittlung des Qualifizierungs-
bedarfs fest in den jährlichen Mitarbeitergesprächen 
verankert. Später haben wir Regelungen für ein syste-
matisches Kompetenzmanagement vereinbart.

Wie wird der 2015 vereinbarte Einstieg in die Bil-
dungsteilzeit praktisch gelebt? 

Die Möglichkeit, während einer Weiterbildungsmaß-
nahme in Teilzeit zu arbeiten, gibt es bei Bosch schon 
länger. Neu – und in der Praxis anspruchsvoll – war die 
Umsetzung des tariflichen Anspruchs auf ein Teilzeit-
modell, das an das Blockmodell der Altersteilzeit ange-
lehnt war. Das hat unsere IT- und Personalverwaltungs-
bereiche vor ziemliche Herausforderungen gestellt. 

Immerhin ist es uns nach längeren Verhandlungen ge-
lungen, ein solches Modell zu verankern und die ersten 
Absolventen machen davon auch Gebrauch.

Was sollte die IG Metall unternehmen, um die Bildungs-
chancen weiter zu verbessern?

Wir brauchen tarifliche Spielräume für jeweils „passge-
naue“ Weiterbildungsmodelle. Dabei müssen wir vor 
allem die Beschäftigtengruppen im Auge haben, deren 
Arbeitsplätze durch anstehende technologische Verän-
derungen gefährdet sind. Sie brauchen die Befähigung, 
andere Aufgaben im Betrieb übernehmen zu können. 
Dazu braucht es realistische, zielorientierte und pass-
genau aufgebaute Qualifizierungsmodule. Die IG Me-
tall kann sich für Kooperationen der Akteure in der Bil-

dungslandschaft mit der Wirtschaft 
einsetzen. Wenn ein einmal erreich-
ter Bildungsabschluss nicht mehr 
für ein ganzes Arbeitsleben reicht, 
müssen sich Schulen und Hoch-
schulen verstärkt auch der Weiter-
bildung widmen. Die Maßnahmen 
müssen auf die berufliche Situation 
der Menschen zugeschnitten sein. 
Der Zugang muss durchlässig und 
modular aufgebaut sein.
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Altersteilzeit/Rente

Welche Überlegungen gibt es bei Bosch bezüglich der 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/-innen (z. B. spezi-
elle Arbeitsplätze)?

Je höher die Qualifikation und die hierarchische Stel-
lung war, desto vielfältiger fallen die Angebote für ältere 
Mitarbeiter/-innen aus, auch nach ihrem Ausscheiden 
ihr Wissen und ihre Erfahrung über Beratungsleistun-
gen einzubringen. Inzwischen gibt es in begrenztem 
Maß solche Möglichkeiten auch für Tarifbeschäftigte. 
Dagegen wird es für Mitarbeiter/-innen aus der Ferti-
gung immer schwieriger. Der Druck und das Arbeitstem-
po steigen. Die Arbeitsmöglichkeiten außerhalb des re-
gulären Schichtbetriebs werden immer weniger und für 
unsere Betriebsräte an den Standorten wird es schwie-
rig, entkoppelte Arbeitsplätze für ältere und „leistungs-
gewandelte“ Mitarbeiter/-innen durchzusetzen.

Welche Erfahrungen macht der Betriebsrat mit dem Ta-
rifvertrag zur Altersteilzeit? Wie wird die abschlagsfreie 
Rente 63/45 genutzt?

Wir haben bereits mit dem Tarifabschluss 2008 bei 
Bosch neben der „klassischen“ Altersteilzeit mit dem 
Ziel des frühestmöglichen Ausstiegs aus dem Be-
rufsleben ein flexibles Ausstiegsmodell betrieblich 
vereinbart, das auf den jeweiligen Termin für den ab-
schlagsfreien Rentenbeginn zielt. Dieses Modell ist wie 
geschaffen für die abschlagsfreie Rente 63/45 und wird 
auch vielfach genutzt. Mit dem letzten Tarifvertrag ha-

ben wir die betrieblichen Modelle, die einen flexiblen 
Übergang in die Regelaltersrente fördern, konsequent 
ausgebaut. 

Die IG Metall fordert einen Kurswechsel in der Renten-
politik – wie erfolgreich war sie damit bisher und was 
muss noch getan werden?

Als Gewerkschaft haben wir nur einen begrenzten Ein-
fluss auf den Gesetzgeber. Gleichwohl stehen wir in 
der Verantwortung zu verhindern, dass viele unserer 
Mitglieder nach langen Berufsjahren als Rentner in die 
Altersarmut abdriften. Neben den politischen Forde-
rungen an den Gesetzgeber glaube ich, dass wir einen 
Kurswechsel in der klassischen betrieblichen Altersver-
sorgung herbeiführen müssen. Es war ein Fehler, die-
se mit der Riesterrente und der Entgeltumwandlung 
fast ausschließlich an die Versicherungswirtschaft zu 
delegieren. Den gilt es zu korrigieren. Unsere Kolle-
gen/-innen bei Bosch erwarten das auch von uns. Als 
Tarifpartei können wir den Erfolg selber beeinflussen 
und erkämpfen. Ziel muss dabei sein, flächendecken-
de Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung  
als Non-Profit-Organisationen aufzubauen und über 
tarifliche Regelungen verbindliche Arbeitgeberbeiträge 
durchzusetzen. Auch der Gesetzgeber muss dazu sei-
nen Beitrag leisten, z. B. dürfen Leistungen aus der be-
trieblichen Altersversorgung nicht mehr auf die Grund-
sicherung angerechnet werden.
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Neben den Tarifrunden in den ver-
schiedenen IG Metall-Branchen 
hat sich die IG Metall Baden-Würt-
temberg mit einem neuen Arbeits-
kampfkonzept beschäftigt, das 
auf dem Gewerkschaftstag 2015 
beschlossen wurde. Zudem kommt 
das Thema Arbeitszeit 30 Jahre 
nach dem Kampf um die 35-Stun-
den-Woche erneut auf die Agenda.

Am 14. Mai 1984 legten im dama-

ligen Tarifgebiet Nordwürttemberg/

Nordbaden rund 13.000 Metal-

ler/-innen die Arbeit nieder. Dieser 

14. Mai markierte den Beginn ei-

nes fast siebenwöchigen Arbeits-

kampfes, in dessen Verlauf ca. 

180.000 Beschäftigte von Aussper-

rung betroffen waren und der erst 

E  TARIFPOLITIK
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durch einen Schlichterspruch been-

det werden konnte.

30 Jahre nach diesem Kampf zur 

Durchsetzung der 35-Stunden-Wo-

che ist das Thema Arbeitszeit aktu-

eller denn je und die IG Metall Ba-

den-Württemberg startet eine neue 

Arbeitszeitkampagne (Details siehe 

Seite 64, „Mein Leben, meine Zeit 

– Arbeit neu denken“). Ausgangs-

punkt dieser Aktivitäten sind die 

Wünsche der Beschäftigten nach 

mehr Zeitsouveränität und mehr 

Selbstbestimmung.

NEUES DREISTUFIGES 
ARBEITSKAMPFKONZEPT

Grundlage für eine erfolgreiche Ta-

rifpolitik ist ein durchsetzungsfä-

higes Arbeitskampfkonzept. Inner-

halb des Bezirks hat deshalb eine 

Diskussion zur Weiterentwicklung 

des Arbeitskampfkonzepts stattge-

funden. Die Grundidee war, mehr 

Mitglieder an den Warnstreiks zu 

beteiligen sowie während der hei-

ßen Phase der Tarifauseinander-

setzung für die Gegenseite weniger 

berechenbar in unseren Aktivitäten 

zu werden. Deshalb wurde über die 

Einbeziehung aller Bezirke anstel-

le der Festlegung auf ein oder zwei 

Kampfbezirke nachgedacht. Kern 

der Diskussion war es, mit 24-stün-

digen Tages-(Warn)-Streiks eine 

TARIFPOLITIK F

Aktionen
Friedensp�icht

· Versammlungen
· Kundgebungen

· BR-Info

Warnstreikwellen1 und 2

· Welle 1: 2 Stunden, 
Kundgebung Betrieb

· Welle 2: 4 Stunden, Kundgebung 
Sternmarsch, öffentliche Plätze

Zusätzliche Eskalationsstufe

· ZE: ganzer Tag,
bundesweite Streiktage, 

Mitgliedervotum, 
geht nur zusätzlich!

Urabstimmung und Streik
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neue zusätzliche Eskalationsstufe 

zwischen der Phase der klassischen 

Warnstreiks und der Phase des Er-

zwingungsstreiks zu etablieren. Die 

Überlegungen dieses dreistufi gen 

Arbeitskampfkonzepts sind in die 

Beratungen des Gewerkschaftstags 

2015 eingefl ossen und dort mit gro-

ßer Zustimmung beschlossen wor-

den. 

Das neue Arbeitskampfkonzept ist 

bereits in der Planung der Tarifrun-

de 2016 in der Metall- und Elekt-

roindustrie berücksichtigt worden, 

kam nach der Einigung am 13. Mai 

2016 in Nordrhein-Westfalen aber 

nicht zur Anwendung.

E  TARIFPOLITIK

Bezirksleiter unter sich am Gewerkschaftstag 2015: 
Roman Zitzelsberger, Berthold Huber, Ernst Eisenmann (†), Walter Riester, Franz Steinkühler, Jörg Hofmann (v. l .). Gerhard Zambelli war leider verhindert
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TARIFRUNDE 2013

Ende Februar 2013 hat sich die 
Große Tarifkommission für eine 
Forderung von 5,5 Prozent mehr 
Geld für 12 Monate ausgespro-
chen, Mitte März wurde dies so 
vom Vorstand der IG Metall geneh-
migt. „Wir müssen Impulse für die 
Kaufkraft setzen. Das ist der beste 
Stabilitätsfaktor für die Beschäfti-
gung im Land“, begründete der da-
malige Bezirksleiter Jörg Hofmann 
die Forderung. 

Die Arbeitgeber haben diese in 
der ersten Verhandlung am 21. 
März 2013 wie erwartet als „völlig 
überzogen“ zurückgewiesen, in der 
zweiten Verhandlung legten sie ein 
Angebot vor: 2,3 Prozent für 13 Mo-

nate, davon zwei Nullmonate. Dar-
auf reagierten die Kollegen/-innen 
noch innerhalb der Friedenspfl icht 
mit spontanen Unmutsbekundun-
gen. Mit Ende der Friedenspfl icht 
begannen im ganzen Bezirk Warn-
streiks, an denen sich im Verlauf 
der Tarifrunde knapp 220.000 Be-
schäftigte aus 830 Betrieben betei-
ligt haben. 

In der Nacht zum 15. Mai wurde 
in München Folgendes vereinbart: 
Eine Entgelterhöhung ab 1. Juli 
2013 um 3,4 Prozent (nach zwei 

Nullmonaten) und ab Mai 2014 
eine Erhöhung um weitere 2,2 Pro-
zent bei einer Gesamtlaufzeit von 
20 Monaten. Mit dem Abschluss ist 
es gelungen, den verteilungsneu-
tralen Spielraum auszuschöpfen 
und den Beschäftigten ein echtes 
Reallohnplus zu sichern. Wichtig 
war außerdem, dass die Forderun-

METALL- UND ELEKTROINDUSTRIE
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gen der Arbeitgeber nach betriebli-
chen Öff nungsklauseln abgewehrt 
wurden. Die Arbeitgeber hatten 
im Vorfeld massiv auf betriebli-
che Differenzierungsmöglichkeiten 
ohne Beteiligung der Tarifvertrags-
parteien gedrängt. 

Nach langen und intensiven Dis-
kussionen hat die Große Tarifkom-
mission das Ergebnis am 3. Juni 
angenommen. Gleichwohl hat das 
Ergebnis eine Reihe von Fragen 
bezüglich der Nullmonate und 
der langen Laufzeit, aber auch in 
Bezug auf Koordination und Kom-
munikation der Tarifrunde 2013 

aufgeworfen. Diese Fragen wurden 
nach der Tarifrunde innerhalb des 
Bezirks Baden-Württemberg um-
fangreich aufgearbeitet, zum Bei-
spiel auf einer Sitzung der Großen 
Tarifkommission am 25. Juli, auf 
der Tarifpolitischen Konferenz im 
Herbst 2013 und abschließend auf 
der Tarifpolitischen Konferenz am 
19. Februar 2014 in Pforzheim. Die 
Schlussfolgerungen lieferten wich-
tige Anstöße für die Ausrichtung 
der Tarifrunde 2015.

GESPRÄCHSVERPFLICHTUNG 
2012, UMSETZUNG IN 2014

Nach der 2012 mit den Arbeitge-
bern vereinbarten Gesprächsver-
pfl ichtung gab es 2014 Gespräche 
mit Gesamt- und Südwestmetall 
über die Themen Altersteilzeit (An-
forderungen, Weiterentwicklung, 
technische Fragen), Arbeitszeit 
(Flexibilität, Zeitkonten), Qualifi zie-
rung sowie Wettbewerbsfähigkeit, 
Strukturwandel und Demografi e. 
Die IG Metall Baden-Württemberg 
hat schwerpunktmäßig das Thema 
Altersteilzeit bearbeitet. Ziel dieser 
Gespräche war neben einer Be-

standsaufnahme die Herausarbei-
tung gegebenenfalls gemeinsamer 
Sichtweisen.

TARIFRUNDE 2014/2015

Erster Auftakt zur Tarifrunde 2015 
in Baden-Württemberg war die 
Tarifpolitische Konferenz am 19. 
Februar 2014 in Pforzheim. Dort 
wurden auf Grundlage der Beschäf-
tigtenbefragung von 2013 Schwer-
punktthemen für die Tarifrunde 
diskutiert, dabei kristallisierte sich 
eine Verbesserung der Altersteil-
zeit als tarifpolitisches Ziel heraus. 

Mit dem Forderungsbeschluss 
der Großen Tarifkommission am 
25. November 2014 und der Kün-
digung der Entgelttarifverträge en-
dete die neun Monate dauernde 
Forderungsdiskussion im Bezirk. 
Beschlossen wurden folgende For-
derungen für die Tarifgebiete der 
Metall- und Elektroindustrie:

TARIFPOLITIK F
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• Erhöhung der Entgelte und 

Ausbildungsvergütungen um 

5,5 Prozent mit Wirkung ab 

Januar 2015 bei einer Lauf-

zeit von zwölf Monaten

• Neuabschluss eines verbes-

serten Tarifvertrags zum fl e-

xiblen Übergang in die Rente 

mit Wirkung ab 1. April 2015

• Neuabschluss des Tarifver-

trags zur Qualifi zierung, er-

weitert um Regelungen für 

eine verbesserte tarifl iche 

Bildungsteilzeit, mit Wirkung 

ab 1. Januar 2015

Die Arbeitgeber stellten ihrerseits 

die Gegenforderung auf, die Al-

tersteilzeit solle nur noch für 2 

Prozent der Beschäftigten gelten 

und nur für diejenigen, die ge-

sundheitlich angeschlagen sind. 

Eine geförderte Bildungsteilzeit 

war lange Zeit absolutes Tabu. 

Mit Ablauf der Friedenspfl icht in 

der Nacht auf den 29. Januar 2015 

begann die knapp vier Wochen dau-

ernde heiße Phase der Tarifrunde. 

Durch den Einsatz von 285.350 Me-

taller/-innen in über 1.100 betrieb-

lichen Aktionen im Südwesten wur-

de in der Nacht auf den 24. Februar 

2015 Folgendes erreicht:

• Erhöhung der Entgelte zum 

1. April 2015 um 3,4 Pro-

zent. Für die Monate Januar 

bis März gab es eine Ein-

malzahlung von 150 Euro, 

für Auszubildende 55 Euro. 

Laufzeit 15 Monate bis Ende 

März 2016.

• Der TV FlexÜ wurde mit ver-

besserten Konditionen neu 

abgeschlossen und kann 

erstmals zum 31.12.2021 

gekündigt werden.

• Der Tarifvertrag zur Qualifi -

zierung (TV Quali) wurde mit 

einem ersten Einstieg in die 

vom Arbeitgeber geförderte 

Bildungsteilzeit weiter ver-

bessert und bis zum 31. De-

zember 2019 verlängert. 

Zur langfristigen Absicherung des 

Anspruchs auf Altersteilzeit wurde 

ein Finanzierungstarifvertrag ver-

einbart, der sich an der Laufzeit der 

Entgelttarifverträge orientiert. 

Am 11. März 2015 hat die Große 

Tarifkommission das Tarifergebnis 

einstimmig angenommen. Die ers-

te Diskussion darüber fand bereits 
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Ende Februar statt. Bezirksleiter 

Roman Zitzelsberger bedankte sich 

bei den Beschäftigten für ihre Un-

terstützung in Warnstreiks, die den 

Durchbruch erst ermöglicht hätten. 

Mit dem Ergebnis sei es gelungen, 

den Beschäftigten „ein echtes Re-

allohnplus zu sichern und sicherzu-

stellen, dass der private Konsum als 

wichtigster Konsummotor auf Tou-

ren bleibt“. Bis Ende 2015 stand 

die Umsetzung des Tarifergebnisses 

im Fokus, entsprechende Betriebs-

vereinbarungen wurden an die neu-

en, besseren Regeln angepasst.

GESPRÄCHSVERPFLICHTUNG 2015

Ende 2015 fanden in Düsseldorf ers-

te Gespräche zu der in der Tarifrun de 

2015 vereinbarten Gesprächsver-

pfl ichtung zwischen IG Metall und 

Gesamtmetall statt. Wesentlicher 

Inhalt war die Darstellung verschie-

dener betrieblicher Regelungen zu 

verschiedenen Arbeitszeitmodel-

len. Dabei standen Regelungen zu 

Fragen von lebensphasenorientier-

ten Arbeitszeiten, mobiles Arbeiten 

und Arbeitszeitkonten sowie aktuel-

le gesetzliche Rahmenbedingungen 

im Vordergrund. Für die Dauer der 

Tarifrunde 2016 waren die Gesprä-

che ausgesetzt und sollen danach 

fortgesetzt werden.

TARIFRUNDE 2016

Die deutsche Wirtschaft entwickelt 

sich weiterhin positiv und bleibt 

Konjunkturmotor in Europa. Auch 

die Betriebe in der Metall- und Elek-

troindustrie profi tieren von diesem 

Aufschwung und machen hohe Ge-

winne. Alle Wirtschaftsinstitute pro-

gnostizieren für 2016 Wachstum. 

Gleichwohl existieren durch welt-

weite Krisen politische und wirt-

schaftliche Risiken.

Ausgangspunkt für die Debatte um 

die Höhe der Tariff orderung war wie 

in den Vorjahren der verteilungsneu-

trale Spielraum aus der EZB-Ziel-

infl ation von zwei Prozent und der 

gesamtwirtschaftlichen Produktivi-

tätssteigerung von einem Prozent. 

In den Betrieben und Geschäfts-

stellen wurde darüber hinaus eine 

zusätzliche Umverteilungskompo-

nente diskutiert, um die Kaufkraft 

weiter zu steigern.
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Die Große Tarifkommission der 

IG Metall Baden-Württemberg hat 

sich am 28. Januar 2016 auf eine 

Forderungsempfehlung von 5 Pro-

zent mehr Entgelt für die mehr als 

800.000 Beschäftigten in der Me-

tall- und Elektroindustrie verstän-

digt und den Entgelttarifvertrag 

fristgerecht zum 31. März 2016 

gekündigt. Am 29. Februar 2016 

wurde die Forderung von der Gro-

ßen Tarifkommission einstimmig 

beschlossen und in der Folgewoche 

vom Vorstand bestätigt. Dies war 

eine der niedrigsten Forderungen, 

die die IG Metall in jüngster Vergan-

genheit erhoben hat. 

Neben einer angemessenen Entgelt-

erhöhung gehörte die Erweiterung 

der Tarifbindung zu den Zielen der 

Tarifrunde 2016. Beschäftigte in 

nicht tarifgebundenen Betrieben 

verdienen durchschnittlich bei glei-

cher Qualifi kation 18 

Prozent weniger als in 

tarifgebundenen Betrie-

ben. Frauen verdienen 

im Schnitt 27 Prozent, 

Beschäftigte mit einfa-

chen Tätigkeiten 28 Prozent weni-

ger. Damit will sich die IG Metall 

nicht länger abfi nden, fehlende 

Tarifbindung darf kein attraktives 

Mittel zur Billigkonkurrenz durch 

Lohn- und Sozialdumping sein. Die 

Zahlen zeigen: Gerecht geht nur 

mit Tarifvertrag. Ziel ist es, die Ta-

rifbindung von derzeit um die 50 

Prozent deutlich zu steigern. „Damit 

beginnen wir jetzt, werden unse-

re Anstrengungen aber 

langfristig fortsetzen“, 

so Zitzelsberger. 

Bereits vor der ersten 

Verhandlung reagierten 

die Arbeitgeber wie erwartet und 

warfen der IG Metall den Verlust an 

Bodenhaftung und Höhenfl üge bei 

der Forderung vor. Die erste Ver-

handlung am 16. März 2016 wurde 
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ergebnislos vertagt. Vor Beginn der 

Gespräche haben rund 200 Metal-

ler/-innen die Forderung lautstark 

unterstützt. 

Die zweite Tarifverhandlung fand 

am 14. April in Karlsruhe statt, vor 

dem Verhandlungslokal forderten 

2.500 Beschäftigte ein erstes Ange-

bot der Arbeitgeber. Dieses wurde 

gleich zu Beginn der Verhandlung 

vom Südwestmetall-Vorsitzenden 

Stefan Wolf vorgestellt: Bei einer 

Laufzeit von 12 Monaten eine Er-

höhung der Entgelte von 0,9 Pro-

zent und eine Einmalzahlung von 

0,3 Prozent für besonders wettbe-

werbsfähige Unternehmen. Dies hat 

die Verhandlungskommission als 

nicht verhandelbare Provokation 

zurückgewiesen. Verhandlungsfüh-

rer Roman Zitzelsberger forderte die 

Vertreter von Südwestmetall auf, ihr 

Angebot in der Verhandlung am 28. 

April deutlich zu verbessern – an-

derenfalls seien Warnstreiks nach 

dem Ende der Friedenspflicht un-

vermeidlich. Sehr früh brachten die 

Arbeitgeber mit ihrer „Wettbewerbs-

komponente“ das Thema Differen-

zierung in die Tarifrunde ein.

In Pforzheim wurde am 28. April 

zum dritten Mal verhandelt. An der 

verhandlungsbegleitenden Kund-

gebung nahmen ca. 3.500 Metal-

ler/-innen teil. Mehrere Redner, ein 

Großteil aus nicht tarifgebundenen 

Betrieben, forderten eine gerechte 

Bezahlung und Verbesserungen in 

der Tarifbindung. Im Zuge der Initi-

ative „Mehr Wert mit Tarif“ hatte die 

IG Metall Baden-Württemberg bis 

zu diesem Zeitpunkt Aktionen in 65 

Betrieben gestartet, die auf eine Ta-

rifbindung abzielen. In elf Betrieben 

wurde die Tarifbindung erfolgreich 

durchgesetzt. In der Warnstreikpha-

se gingen Hunderte Beschäftigte 

von nicht tarifgebundenen Firmen 

mit auf die Straße. 
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In der dritten Verhandlung legten 

die Arbeitgeber ein alternatives An-

gebot vor, welches eine Entgelterhö-

hung um 2,1 Prozent in zwei Stufen 

bei 24 Monaten Laufzeit plus einer 

Wettbewerbskomponente von 0,3 

Prozent vorsah. Südwestmetall sig-

nalisierte darüber hinaus, dass eine 

andere Lösung mit einer tragbaren 

Differenzierung gefunden werden 

könnte. Auch dieses Angebot wurde 

nach intensiver Verhandlung als un-

zureichend zurückgewiesen. 

Mit Ablauf der Friedenspflicht in der 

Nacht vom 28. auf den 29. April be-

gann die Warnstreikphase. Bereits 

um kurz nach 0.00 Uhr legten die 

ersten Beschäftigten unter anderem 

in den Nachtschichten von Merce-

des in Rastatt und Kolbenschmidt 

in Neckarsulm die Arbeit nieder. Bis 

zum 12. Mai beteiligten sich in Ba-

den-Württemberg mehr als 222.000 

Beschäftigte in über 900 betrieb-

lichen Aktionen an Warnstreiks, 

Kundgebungen und Frühschluss-Ak-

tionen, weitere gut 21.000 hatten 

bereits vor Ende der Friedenspflicht 

u.  a. an verhandlungsbegleitenden 

Aktionen teilgenommen. Bundes-

weit zählte die IG Metall in der Tarif-

runde 2016 rund 760.000 Teilneh-

mer/-innen an Warnstreiks.

Auf den mehreren hundert Pro-

test-Veranstaltungen in ganz Ba-

den- Württemberg machten haupt- 

wie ehrenamtliche Redner/-innen  

Druck auf die Arbeitgeber: „Die Ar-

beitgeber werfen uns Höhenflüge 

vor und fordern von uns Bodenhaf-

tung. Dabei sind die einzigen Dinge, 

die zu Beginn dieses Jahres Höhen-

flüge hatten, ihre Umsätze, ihre Pro-

fite und Dividenden“, sagte Nadine 

Boguslawski, Tarifsekretärin der IG 

Metall Baden-Württemberg vor rund 

1.000 Beschäftigten aus Betrieben 

im Stuttgarter Norden. 

„Diese Belegschaft baut nicht nur 

die besten Autos, sondern kann 

auch Arbeitskämpfe führen. Die 

Arbeitgeber müssen auf ihr unver-
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schämtes Angebot richtig draufle-

gen, sonst kracht es auch in Sin-

delfingen“, rief Ergun Lümali, der 

Sindelfinger  Betriebsratsvorsitzen-

de von Daimler, rund 10.000 Teil-

nehmer/-innen beim Warnstreik vor 

Tor 7 zu. 

Tanja Silvana Grzesch, frisch ge-

wählte Erste Bevollmächtigte der IG 

Metall Reutlingen-Tübingen, sagte 

auf einer Kundgebung vor Bosch in 

Reutlingen: „Ihr seid die Menschen, 

die die Erfolge der Betriebe mit Eu-

rem Einsatz schafft! Das verlangt 

Wertschätzung! Und das bisher vor-

gelegte Angebot ist eine reine Ab-

speisung, die wir uns nicht gefallen 

lassen werden.“

Aufgrund der großen Mobilisierung 

während der Friedenspflicht und an 

den folgenden acht Warnstreiktagen 

sowie der realen Bedrohung durch 

die zusätzliche Eskalationsstufe 

nach Pfingsten zeichnete sich in der 

zweiten Maiwoche ab, dass es zu ei-

ner Lösung in Nordrhein-Westfalen 

kommen könnte. Dort wurde am 9. 

Mai zum vierten Mal verhandelt, am 

frühen Morgen des 13. Mai einigte 

man sich nach einem 14-stündigen 

Verhandlungsmarathon in Köln auf 

folgende Entgelterhöhungen:

�� 150 Euro Einmalzahlung für April 
bis Juni 2016, 65 Euro für Auszu-
bildende 

�� + 2,8 Prozent ab 1. Juli 2016

�� + 2,0 Prozent ab 1. April 2017
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Der Tarifvertrag läuft bis zum 31. 

Dezember 2017. Betriebe in beson-

deren wirtschaftlichen Situationen 

können darüber hinaus die Einmal-

zahlung verschieben oder bis auf 

null reduzieren. Die zweite Stufe 

der Tariferhöhung kann um maximal 

drei Monate verschoben werden.  

Die Entscheidung über diese Diffe-

renzierung obliegt erstmals den Ta-

rifvertragsparteien, dies war in Ba-

den-Württemberg zuvor so gefordert 

worden. Damit konnte der Versuch 

der Arbeitgeber, Differenzierung den 

Betriebsparteien zu überlassen, ab-

gewendet werden. Sie hätten gerne 

in einem Rahmentarifvertrag dauer-

haft eine Differenzierungsregelung 

vereinbart. Dagegen stand für die  

IG Metall von Beginn an fest, dass 

Differenzierung lediglich im Rah-

men des aktuellen Tarifabschlusses 

diskutabel sei und am Ende stets 

die Entgeltlinie der Fläche wieder-

hergestellt sein müsse. Jede Abwei-

chung im Betrieb unterliegt zudem 

dem Votum der Mitglieder, wie vom 

Gewerkschaftstag 2015 beschlos-

sen.

 

In einer ersten Reaktion nach dem 

Pilotabschluss erklärte der ba-

den-württembergische Bezirks-

leiter: „Herzlichen Glückwunsch 

an die Kollegen/-innen in Nord-

rhein-Westfalen. Ich denke, das 

ist auch für Baden-Württemberg 

ein tragbarer Kompromiss.“ Noch 

am Vormittag des 13. Mai kam die  

Große Tarifkommission in Ba-

den-Württemberg zusammen und 

hat den Abschluss teils kontrovers 

diskutiert. Allgemeiner Tenor: Das 

Ergebnis sei „ein akzeptabler Kom-

promiss“, der durchaus zur Mitglie-

derwerbung tauge. 

In ihrer vierten Verhandlung im An-

schluss an die Tarifkommissionssit-

zung haben sich IG Metall und Süd-

westmetall darauf verständigt, das 
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Ergebnis für Baden-Württemberg zu 

übernehmen. Endgültig entscheidet 

darüber die Große Tarifkommission 

in ihrer Sitzung am 2. Juni – nach 

Druck dieses Geschäftsberichts. 

Zitzelsberger: „Mit diesem Ergeb-

nis profitieren die Beschäftigten 

von deutlichen Reallohnsteigerun-

gen. Mein ausdrücklicher Dank gilt 

den 243.000 Teilnehmer/-innen an 

Warnstreiks im Südwesten sowie 

an Aktionen in der Friedenspflicht 

– sie haben diesen Abschluss erst 

möglich gemacht.“ Damit habe Ba-

den-Württemberg maßgeblich zur 

Bewegung am Verhandlungstisch in 

Nordrhein-Westfalen beigetragen. 

Als Erfolg wertete Zitzelsberger 

überdies, dass es im Zuge der Ta-

rifrunde 2016 gelungen sei, elf Be-

triebe neu in die Tarifbindung zu be-

kommen. „Das ist ein guter Anfang 

und darauf werden wir in den nächs-

ten Monaten aufbauen.“
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TARIFRUNDE 2013

Der Tarifabschluss vom März 2013 
in der Holz und Kunststoff verarbei-
tenden Industrie wirkte rückwirkend 
ab 1. Januar 2013. Für die Monate 
Januar und Februar galten die bis-
herigen Entgelttabellen weiter. Ab 
1. März 2013 wurde der tarifliche 
Ecklohn um drei Prozent auf 15,86 
Euro angehoben. 

Die Ausbildungsvergütungen stie-
gen um 30 Euro. Der Tarifvertrag hat-
te eine Laufzeit von 16 Monaten und 
war zum 30. April 2014 kündbar. 
Dazu die damalige IG Metall-Ver-
handlungsführerin Sabine Zach: 
„Es ist uns gelungen, ein für die 
Beschäftigten gutes Ergebnis zu er-
zielen. Das war nicht einfach, denn 

die Arbeitgeber standen massiv auf 
der Bremse und wollten ihren Mitar-
beiter/-innen tief in den Geldbeutel 
greifen. Wir konnten trotzdem eine 
positive Entgeltentwicklung durch-
setzen, die den Beschäftigten einen 
fairen Anteil am Erfolg der Branche 
sichert. Fakt ist aber auch: Ohne die 
massiven Warnstreiks in unserem 
Bezirk wäre der Tarifabschluss ver-
mutlich nicht zustande gekommen."

TARIFRUNDE 2014

Nach harten Ver-
handlungen haben 
sich IG Metall und 
Arbeitgeber in Baden-Württemberg 
Anfang Juni 2014 auf einen Tarifab-
schluss geeinigt. Zuvor gab es be-

reits in Westfalen-Lippe und Nieder-
sachsen-Bremen Tarifergebnisse. 
Beschäftigte und Auszubildende in 
der Holz und Kunststoff verarbeiten-
den Industrie Baden-Württemberg 
erhielten ab September 2014 drei 
Prozent mehr Geld. Außerdem gab 
es eine Einmalzahlung für die Mo-
nate Mai bis August: 160 Euro für 
Beschäftigte, 50 Euro für Auszubil-
dende.

TARIFRUNDE 2016

In der Tarifrunde 
2016 haben sich die 
Tarifvertragsparteien 

in der Holz- und Kunststoffindustrie 
nach einem 17-stündigen Verhand-
lungsmarathon auf einen neuen 

HOLZ UND KUNSTSTOFF
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Tarifvertrag geeinigt. Demnach sind 
die Entgelte zum 1. Mai 2016 um  
2 Prozent gestiegen und werden 
zum 1. Juli 2017 um weitere 1,7 
Prozent erhöht. Die Vergütungen für 
Azubis steigen überproportional. 
Zusätzlich wurde ein Tarifvertrag 
zur Demografie vereinbart, nach 
welchem die Arbeitgeber ab Januar 
2017 jährlich 300 Euro pro Beschäf-
tigten in einen Fonds zur Finanzie-
rung von Demografie-Themen ein-
bezahlen.

Martin Sambeth, Verhandlungsfüh-
rer der IG Metall Baden-Württem-
berg: „In der Kombination ist das 
ein akzeptables Ergebnis. Die Be-
schäftigten werden in zwei Schrit-
ten an der guten wirtschaftlichen 
Situation der Branche beteiligt und 
haben endlich auch einen Anspruch 
auf Altersteilzeit im Rahmen der 
einbezahlten Fondsmittel.“ Der 
Demografie-Tarifvertrag ermöglicht 
den Betriebsparteien verschiedene 
Maßnahmen zur Gestaltung der de-
mografischen Herausforderungen. 
Ohne entsprechende Betriebsver-
einbarung ergibt sich daraus ein 
verbindlicher Anspruch auf Alters
teilzeit.

Insbesondere die Regelungen für ei-
nen frühzeitigen Ausstieg aus dem 

Beruf waren bis zuletzt strittig. „Nur 
durch die massiven Proteste der Be-
legschaften konnten wir die Arbeit-
geber zu einem Einlenken bewegen 
und von der Notwendigkeit verbind-
licher Regelungen zur Altersteilzeit 
überzeugen“, sagte Sambeth. In der 
Tarifrunde sind rund 4.500 Beschäf-
tigte den Warnstreik-Aufrufen der  
IG Metall gefolgt, teilweise gingen 
Beschäftigte mehrmals auf die Stra-
ße.

In den Holzhandwerksbranchen 
der Schreiner und Glaser wurden 
ebenfalls Tariferhöhungen für die 
Jahre 2012 bis 2016 durchgesetzt: 
bei den Schreinern insgesamt eine 
Steigerung von 9,6 Prozent in den 
Entgelttabellen und bei den Glasern 
10,1 Prozent.

TARIFPOLITIK F
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TARIFRUNDE 2012 

Nach zähen Ver-

handlungen wurde im 

November 2012 für die west-

deutsche Textil- und Bekleidungs-

industrie ein Verhandlungsergebnis 

erzielt. Für Januar bis April 2013 

bekamen die Beschäftigten je 60 

Euro Einmalzahlung (Auszubilden-

de je 25 Euro). Die Einmalzahlungen 

konnten bei einer Vereinbarung zur 

Beschäftigungssicherung um vier 

Monate verschoben werden oder 

ganz entfallen. Bei guter wirtschaft-

licher Lage konnten sie verdoppelt 

werden. Ab 1. Mai 2013 bekamen 

die Beschäftigten eine tabellenwirk-

same Erhöhung von 3,0 Prozent. 

Die prozentuale Erhöhung zum 

1. Mai 2013 

konnte bei Be-

schäftigungssi-

cherung um bis 

zu ein Prozent 

abgesenkt, aber 

bei guter wirtschaft-

licher Lage auch um sechs Monate 

vorgezogen werden. Die Ausbil-

dungsvergütungen wurden zum 1. 

Mai 2013 um 50 Euro erhöht. Ab 

1. Juni 2014 gab es eine tabellen-

wirksame Erhöhung um zwei Pro-

zent (auch der Ausbildungsvergü-

tungen). Der Tarifvertrag hatte eine 

Laufzeit bis zum 31. Oktober 2014. 

Verhandlungen zu Demografi e-The-

men (Altersteilzeit und Übernahme 

Ausgebildeter) wurden ab Januar 

2013 aufgenommen.

TARIFRUNDE 2014

Der Tarifabschluss 2014 für die 

westdeutsche Textil- und Beklei-

dungsindustrie beteiligte die Be-

schäftigten an der wirtschaftlichen 

Situation der Branche und erleich-

tert ihnen seither das Ausgleiten in 

den früheren Ruhestand. Seit Ab-

lauf der Friedenspfl icht hatten im 

Südwesten 3.200 Beschäftigte aus 

28 Betrieben die Forderung nach 

fünf Prozent mehr Lohn und Gehalt 

unterstützt. 

In der dritten Runde wurde folgen-

des Ergebnis erzielt: Für die Monate 

Januar bis Mai 2015 erhielten die 

Beschäftigten Einmalzahlungen in 

Höhe von jeweils 60 Euro, Auszu-

E  TARIFPOLITIK
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handlungen wurde im 

abgesenkt, aber 
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bildende bekamen jeweils 30 Euro. 

Die Einmalzahlungen konnten je 

nach Situation des Betriebes ge-

strichen, gekürzt, verschoben oder 

auch verdoppelt werden.

Ab 1. Juni 2015 stiegen die Entgel-

te monatlich um einen tabellen-

wirksamen Festbetrag in Höhe von 

60 Euro (Ausbildungsvergütungen 

plus 30 Euro monatlich). Am 1. Juni 

2016 folgte eine Erhöhung für alle 

um 2,4 Prozent. Das Urlaubsgeld 

stieg 2015 und 2016 ebenfalls je-

weils um 2,4 Prozent. Der Tarifver-

trag läuft bis zum 31. Januar 2017. 

Zudem haben sich die Tarifvertrags-

parteien auf eine verpflichtende Al-

tersteilzeit-Regelung bis Ende 2016 

geeinigt. Demnach können bis zu 

zwei Prozent der Beschäftigten ei-

nes Betriebes Altersteilzeit in An-

spruch nehmen. In dieser Zeit wird 

das Entgelt vom Arbeitgeber um 475 

Euro im Monat aufgestockt. „Damit 

können sich endlich auch Beschäf-

tigte in den unteren Entgeltgruppen 

Altersteilzeit leisten“, sagte Martin 

Sambeth, der Verhandlungsführer 

der IG Metall Baden-Württemberg.

Zum 1. April 2016 sind verein-

heitlichte Manteltarifverträge für 

gewerblich Beschäftigte und An-

gestellte in der Textil- und in der Be-

kleidungsindustrie in Kraft getreten. 

Bisher waren dies vier unterschied-

liche Tarifverträge mit zum Teil deut-

lich unterschiedlichen Regelungen. 

Die Entgeltregelungen bleiben wei-

terhin unterschiedlich.

TEXTILE DIENSTE 

Für die Branche Textile Dienstleis-

tungen wurde im März 2013, noch 

vor dem Laufzeitende der Tarifver-

träge, ein Tarifergebnis zwischen 

dem Industrieverband Textil Service 

und der IG Metall vereinbart, mit 

dem Flächentarif und Mindestlohn 

noch bis zum Jahr 2015 gesichert 

werden. Die Entgelte stiegen ab  

1. Juni 2013 sowie ab 1. Juni 2014 

jeweils um 2,5 Prozent. Ab 1. Juni 

2013 sowie ab 1. Juni 2014 wurden 

die Ausbildungsvergütungen jeweils 

um 20 Euro erhöht. Das zusätzliche 

Urlaubsgeld stieg 2013 um 2,5 Pro-

zent und 2014 um weitere 2,5 Pro-

zent. Die Laufzeit der Tarifverträge 

ging bis zum 30. Juni 2015. 

Der Altersteilzeit-Tarifvertrag wurde 

in seiner Laufzeit bis zum 30. Juni 

2015 verlängert. Der Aufstockungs-

betrag von 450 Euro wird bei Alters

teilzeit-Verträgen, die nach dem 

TARIFPOLITIK F
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31. Dezember 2013 abgeschlossen 

werden, auf 475 Euro angehoben. 

Der Tarifvertrag zur Entgeltumwand-

lung wurde ebenfalls verbessert. 

Beschäftigte, die mehr als 360 

Euro pro Jahr Entgelt umwandeln, 

erhielten einen Arbeitgeberbeitrag 

in Höhe von 170 Euro im Jahr 2013, 

190 Euro im Jahr 2014, 210 Euro ab 

dem Jahr 2015. Der „Tarifvertrag zur 

Sicherung und Förderung der Be-

schäftigung, der Wettbewerbsfähig-

keit und zur tarifpolitischen Zusam-

menarbeit“ wurde bis zum 30. Juni 

2015 verlängert. Damit blieb bis zu 

diesem Zeitpunkt die regelmäßige 

wöchentliche Arbeitszeit bei 38,5 

Stunden.

Nach einer langen Verhandlung mit 

dem Industrieverband Textil Service 

– intex gelang der IG Metall in der 

dritten Verhandlungsrunde 2015 

ein Ergebnis. Danach stiegen die 

Löhne und Gehälter ab September 

2015 um 3,6 Prozent. Im Juli und 

August 2015 wurden die bisherigen 

Tarifentgelte weitergezahlt. Auszu-

bildende erhielten ab September 

2015 in allen Ausbildungsstufen 

in Ost und West monatlich 32 Euro 

mehr.

Das Urlaubsgeld stieg um 3,6 Pro-

zent. Bei der Arbeitszeit konnte die 

IG Metall verhindern, dass der Osten 

abgekoppelt wird. Die wöchentliche 

tarifliche Arbeitszeit beträgt seit Ja-

nuar 2016 in West und Ost einheit-

lich 38 Stunden; bis dahin blieb sie 

bei 38,5 Stunden. Der Tarifvertrag 

zur Altersteilzeit gilt bis 31. Oktober 

2016 weiter; die Aufstockungsbe-

träge bei Altersteilzeit steigen um 

25, somit auf 500 Euro.

E  TARIFPOLITIK
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KFZ-HANDWERK 

Der Tarifabschluss 

von 2013 hat zu 

mehr Kaufkraft ge-

führt und damit auch 

Arbeitsplätze gesi-

chert: Die rund 55.000 Beschäftig-

ten im baden-württembergischen 

Kfz-Handwerk erhielten ab 1. Au-

gust 2013 und ab 1. Oktober 2014 

insgesamt 5,6 Prozent mehr Geld. 

Die Entgelte wurden in zwei Stufen 

um jeweils 2,8 Prozent erhöht. Der 

Vertrag hatte eine Laufzeit von 23 

Monaten und endete am 30. April 

2015. Auch in der Tarifrunde 2015 

wurden deutliche Einkommensstei-

gerungen erreicht: Löhne, Gehälter 

und Ausbildungsvergütungen wur-

den ab Juni 2015 

zunächst um 3 Pro-

zent und ab Okto-

ber 2016 um wei-

tere 2,8 Prozent 

erhöht. Die Einigung gelang in der 

dritten Verhandlung in Korntal-Mün-

chingen, mehr als 3.000 Beschäftig-

te hatten zuvor in betrieblichen Akti-

onen und Warnstreiks Druck auf die 

Arbeitgeber gemacht. „Für diesen 

Einsatz möchte ich mich ausdrück-

lich bedanken, die Warnstreiks ha-

ben ganz off ensichtlich Wirkung 

gezeigt“, sagte Martin Sambeth, 

Verhandlungsführer der IG Metall in 

Baden-Württemberg. Der Abschluss 

beschert den Beschäftigten ein or-

dentliches Plus und beteiligt sie 

angemessen an der guten Entwick-

lung. 

Zudem haben die Tarifpartner ver-

abredet, dass eine Arbeitsgrup-

pe aus Experten beider Seiten die 

Vergütungen der Verkäufer/-innen 

hinsichtlich Struktur, Fixum und 

Provisionen analysiert, überprüft 

E  TARIFPOLITIK

METALLHANDWERK



49

2012 - 2016

und gegebenenfalls Änderungen 

vorschlägt. Hintergrund ist, dass 

einzelne Vergütungsbausteine der 

Verkäufer/-innen teils über 20 Jahre 

nicht mehr angepasst wurden. Sam-

beth: „Es ist höchste Zeit, das The-

ma jetzt anzugehen.“

ELEKTROHANDWERK

Die jüngsten Tarifabschlüsse 

im Elektrohandwerk haben den 

rund 60.000 Beschäftigten in Ba-

den-Württemberg ein echtes Real-

lohnplus beschert und dazu bei-

getragen, dass der private Konsum 

weiterhin die Wirtschaft antreibt.

Ab dem 1. Juli 2013 wurden die 

Entgelte um 3,1 Prozent und ab 

1. Mai 2014 um weitere 2,6 Pro-

zent erhöht. Die Vergütungen der 

Auszubildenden stiegen ab 1. Juli 

2013 und dem 1. Mai 2014 um je-

weils bis zu 50 Euro. Die damalige 

IG Metall-Verhandlungsführerin 

Sabine Zach war mit dem Kompro-

miss zufrieden: „Die Beschäftigten 

werden fair beteiligt. Wir wollten 

den verteilungsneutralen Spielraum 

ausschöpfen und Kaufkraftimpulse 

setzen. Das ist uns gemes-

sen an der Branchensituati-

on gelungen.“ 

In der folgenden Tarifrunde 

wurden Erhöhungen ab dem 

1. Juli 2015 von 3 Prozent 

und in einer zweiten Stufe 

ab dem 1. Juli 2016 um weitere 2,4 

Prozent erreicht. Für die Auszubil-

denden wurde ein überproportio-

nales Plus vereinbart: Ab Juli 2015 

wurden die Ausbildungsvergütun-

gen um 30 Euro je Ausbil-

dungsjahr angehoben, ab 

Juli 2016 um weitere 20 

Euro. Der neue Tarifvertrag 

läuft bis 30. April 2017. Die 

Abschlussverhandlung wur-

de durch Warnstreiks be-

gleitet. „Dieser Einsatz war 

mit für das gute Ergebnis verant-

wortlich“, sagte Roman Romanow-

ski, Verhandlungsführer der IG Me-

tall Baden-Württemberg.

TARIFPOLITIK F
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METALLBAU UND FEINWERKTECHNIK

GEMEINSAMER LOHNRAHMEN-

TARIFVERTRAG 2013

Nach der Vereinheitlichung der 

Ausbildungsvergütungen für bei-

de Branchen mit dem Abschluss 

2011 wurde mit dem gemeinsamen 

Lohnrahmentarifvertrag auch die 

Vergütung im gewerblichen Bereich 

vereinheitlicht. 

E  TARIFPOLITIK

Ausbildung 
und Erfahrung

Ecklohn

LG 1
LG 2

LG 3
LG 4

LG 5
LG 6

LG 7
LG 8

LG 9
LG 10

LG 11
LG 12

LG 13

Handlungs-
spielraum,
Kooperation, 
MA-Führung

Bausteine zur Bewertung von Arbeitsaufgaben

Anforderungsniveau

Arbeitsanweisung, Anlernen, Übung

LG

�� Neues Verfahren zur Arbeitsbewertung mit 
vier Bausteinen. Grundlage bildet das Wissen 
und Können (Arbeitsanweisung, Anlernen, 
Übung bzw. Ausbildung und Berufserfahrung). 
Ab der Lohngruppe (LG) 7 kann eine weitere 
Ausdiff erenzierung über die Bausteine Hand-
lungsspielraum, Kooperation und Mitarbei-
terführung erfolgen. Liegt Mitarbeiterführung 
vor, so führt dies immer zu einer höheren 
Lohngruppe.

�� Höhere Durchlässigkeit durch eine größere 
Anzahl von Lohngruppen über der Ecklohn-
gruppe (LG 6).

�� Abschaff ung der Leistungsbeurteilung im Be-
reich Feinwerktechnik und Umwandlung der 
Leistungszulage in Grundentgelt. Betriebe, 
die aktuell eine individuelle Leistungsbeurtei-
lung handhaben, können diese weiterführen.

�� Tarifdynamische Besitzstandssicherung.

Die Kernpunkte des neuen Tarifvertrags: 
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BESCHÄFTIGUNGS- 

SICHERUNG,  

ÜBERNAHME,  

AUSZUBILDENDE  

UND KURZARBEIT

Mit dem Verhand-

lungsergebnis vom 

Dezember 2013 

wurden umfangrei-

che Maßnahmen zur 

Beschäftigungssi-

cherung vereinbart: Die unbefriste-

te Übernahme der Auszubildenden 

analog der M+E-Industrie wurde in 

den Tarifvertrag Beschäftigungs-

sicherung aufgenommen, zudem 

wurde die Regelung zum Zuschuss 

zum Kurzarbeitergeld sowie zur ta-

riflichen Kurzarbeit aus der M+E-In-

dustrie in den 

Manteltarifvertrag 

aufgenommen.

TARIFRUNDE 2015

Die unterschied-

liche wirtschaftli-

che Entwicklung 

in den Betrieben, 

aber insbesondere 

zwischen den zwei 

Branchen Metallbau und Feinwerk-

technik, hat es immer schwieriger 

gemacht, gute Ergebnisse allein am 

Verhandlungstisch zu erzielen. In 

der Konsequenz haben die Beschäf-

tigten aus einer ganzen Reihe von 

Betrieben nach der ersten ergebnis-

losen Verhandlung in der Tarifrunde 

2015 durch Warnstreiks deutlich 

gemacht, dass sie sich nicht von der 

allgemeinen Entgeltentwicklung ab-

koppeln lassen. Diese Warnstreiks 

haben einerseits im Verhandlungs-

ergebnis Niederschlag gefunden 

(siehe Tabelle, Walter Beraus war 

Verhandlungsführer der IG Metall 

Baden-Württemberg). Andererseits 

haben sie den Kollegen/-innen 

deutlich gemacht, dass solidari-

sches Handeln möglich und nötig 

ist.

Die Ausbildungsvergütungen – 

auch für Studierende an der Dualen 

Hochschule in Baden-Württemberg 

(DHBW) – wurden im vereinbarten 

Zeitraum überproportional angeho-

ben. 

TARIFPOLITIK F

3 Säulen der Beschäftigungssicherung Datum, ab
Tariferhöhung 

allgemein
Einmalzahlung

LG 4/6* in €  
(Eckentgelt)

1.1.2013 3,2% 2.537,14

1.12.2013 50,00 € 

1.1.2014 2,5% 2.600,57

1.12.2014 50,00 € 

1.1.2015 2,3% 2.660,38

1.1.2016 3,1% 2.742,85

* ab 2014 LG 6 gem. Lohnrahmentarifvertrag 2013
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TECHNISCHE GEBÄUDEAUSRÜSTUNG (TGA)

Die Löhne der rund 25.000 Beschäf-

tigten in Heizung-, Klima- und Sani-

tärtechnik-Betrieben in der Industrie 

sowie im baden-württembergischen 

Metallhandwerk entwickeln sich seit 

2013 zufriedenstellend: In der Tarif-

runde 2013 wurde eine zweistufi ge 

Entgelterhöhung erreicht. „Damit 

wird die Kaufkraft gesteigert und die 

Beschäftigten werden angemessen 

an der Wohlstandsentwicklung be-

teiligt“ – so bewertete die damalige 

Verhandlungsführerin Sabine Zach 

das Ergebnis. Konkret wurde ab 

1. Mai 2013 eine rückwirkende Ta-

bellenerhöhung von 3,2 Prozent 

und ab 1. Mai 2014 eine weitere 

2,6-prozentige Erhö-

hung vereinbart. Die 

Ausbildungsvergü-

tungen wurden im 

gleichen Maß ange-

hoben.

Seit August 2015 

verdienen die Be-

schäftigten 3 Prozent 

mehr, „damit wurden 

sie angemessen 

an der glänzen-

den Geschäftsla-

ge im Handwerk 

beteiligt“, sag-

te Roman Ro-

manowski, Ver-

handlungsführer 

der IG Metall in 

Baden-Württem-

berg. 

Ab Juli 2016 steigen die Löhne und 

Gehälter um weitere 2,6 Prozent, 

bis Ende Juni 2015 bekamen die Be-

schäftigten zudem eine Einmalzah-

lung von 200 Euro. Die Vergütungen 

von Auszubildenden wurden zum 1. 

Juli 2015 überproportional um mehr 

als fünf Prozent angehoben. Der Ta-

rifvertrag hat eine Laufzeit bis zum 

31. Mai 2017. 

TARIFPOLITIK F

Das Ergebnis auf einen Blick:

l	3 Prozent mehr Lohn und 
Gehalt ab August 2015

l	In der zweite Stufe weitere 
Erhöhung ab Juli 2016 um  
2,6 Prozent 

l	Einmalzahlung von 200 Euro 
bis Ende Juli 2015

l	Die Ausbildungsvergütungen 
steigen ab Juli durch eine An-
hebung über  Festbeträge um 

metallnachrichten
» Informationen für die Beschäftigten der Branche Technische Gebäudeausrüstung          www.bw.igm.de

Bezirk
Baden-Württemberg

Nr. 1 / Juli 2015

Beschäftigte in Heizung-, Klima- und Sanitärtechnik-Be-
trieben der Industrie sowie des Metallhandwerks verdie-
nen ab August 3 Prozent mehr. Bis Ende Juli erhalten sie 
zudem eine Einmalzahlung von 200 Euro. Azubis erhalten 

ab Juli eine überproportionale Erhöhung von über 5 Pro-
zent. Dieses Tarifergebnis konnte die IG Metall mit den 
Arbeitgebern der Branche Technische Gebäudeausrüstung 
TGA erzielen. Die Tarifkommission stimmte einhellig zu.

mehr als 5 Prozent und damit 
überproportional im Vergleich 
zu den Entgelten

l	Laufzeit bis 31. Mai 2017

Echtes Reallohnplus
»Das ist ein zufriedenstellen-
der Kompromiss, der die Be-
schäftigten angemessen an 
der glänzenden Geschäftslage 
im Handwerk beteiligt«, sagte 
Roman Romanowski, Verhand-

lungsführer der IG Metall Ba-
den-Württemberg. Die Laufzeit 
bis zum 31. Mai 2017 gebe den 
Unternehmen Planungssicher-
heit, sorge aber auch dafür, 
dass die Bran   che durch eine 
vernünftige Vergütungsstruk-
tur für Fachkräfte attraktiv blei-
be.  Romanowski: »Wir sichern 
den Beschäftigten ein echtes 
Reallohnplus zu und tragen 
dazu bei, dass der private Kon-

Ab August gibt‘s
3 Prozent mehr

 Technische 
Gebäudeausrüstung

Neue Einkommenstabellen 

auf der Rückseite

TGA – Tarifergebnis 2015: Entgelt steigt in zwei Stufen, überproportional mehr für Azubis

sum weiterhin die Wirtschaft 
antreibt.«

Tarifkommission einstimmig
Die Tarifkommission der IG Me-
tall für TGA nahm das Ergeb-
nis am 16. Juni einstimmig an. 
»Jetzt haben wir noch ein Ar-
gument mehr, Kolleginnen und 
Kollegen in den Betrieben von 
der IG Metall zu überzeugen und 
zu werben«, so Romanowski. 

Das Ergebnis auf einen Blick:

l	3 Prozent mehr Lohn und 
Gehalt ab August 2015

l	In der zweite Stufe weitere 

mehr als 5 Prozent und damit 
überproportional im Vergleich 
zu den Entgelten

l	Laufzeit bis 31. Mai 2017

lungsführer der IG Metall Ba-
den-Württemberg. Die Laufzeit 
bis zum 31. Mai 2017 gebe den 
Unternehmen Planungssicher-
heit, sorge aber auch dafür, 

sum weiterhin die Wirtschaft 
antreibt.«

Tarifkommission einstimmig
Die Tarifkommission der IG Me
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TARIFRUNDE 2013

Folgendes Tarifergebnis wurde im 
Juni 2013 in Pforzheim erzielt: Ab 
1. Oktober 2013 bekamen die Be-
schäftigten 3,4 Prozent mehr Geld, 
ab 1. August 2014 stiegen die Ent-
gelte um weitere 2,2 Prozent. Für 

die Monate August und September 
wurden die alten Entgelttabellen 
fortgeschrieben, der Tarifvertrag lief 
20 Monate. Zudem haben die Ta-
rifvertragspartner eine Gesprächs-
verpfl ichtung unterschrieben, wo-
nach ab Herbst 2013 Gespräche zu 
folgenden Themen geplant waren: 

Alterssicherung, Zuschlag Nachtar-
beit, Leistungszulage. 

Walter Beraus, Verhandlungsführer 
der IG Metall-Bezirksleitung: „Zwar 
wäre uns eine kürzere Laufzeit lie-
ber gewesen, insgesamt ist der Ab-
schluss aber akzeptabel, da neben 
einem Infl ationsausgleich auch ein 
Mehr an Kaufkraft erzielt werden 
konnte.“ Die Tabellenwerte sind im 
vereinbarten Zeitraum um 5,6 Pro-
zent gestiegen.

TARIFRUNDE 2015

Die Möglichkeit, Altersteilzeit zu 
nehmen sowie Unterstützung bei 
einer Weiterbildungsmaßnahme zur 
persönlichen berufl ichen Entwick-
lung sind den Beschäftigten der 

EDELMETALLINDUSTRIE

E  TARIFPOLITIK

Tarifabschluss für die Beschä igten 
der Edelmetallindustrie!!  3,4% MEHR 

Das Ergebnis in Kürze: 
 Entgelt:  April bis Juni 2015 150 Euro einmalig,  

Azubis 55 Euro, ab Juli Entgelterhöhung um 3,4% 
für 12 Monate 

 Altersteilzeit gesichert und angepasst an die Rente 
mit 63/45 Versicherungsjahren,  Erhöhung der Auf-
stockung bei den unteren Entgeltgruppen 

 Erstmalig  wird die Vergütung der DHBW-
Studierenden im Tarifvertrag analog zu den Ausbil-
dungsvergütungen geregelt 

 Der Tarifvertrag zur persönlichen Weiterbildung 
wird fortgeführt, über Freistellungsmodelle in Teil– 
und Vollzeit wird am 30. April verhandelt. 

Ergebnis bei der ersten Ver-
handlung. 

Nun schon zum dritten Mal ist es 
der IG Metall Baden-Württemberg 
gelungen, für die Beschäftigten 
der Edelmetallindustrie bereits bei 
der ersten Verhandlungsrunde ein 
Ergebnis zu erzielen. Wäre kein 
Ergebnis zustande gekommen, 
hätte die IG Metall gut vorbereitet 
und beginnend zum Wochenende 
mit ersten Warnstreiks reagiert. 
Das hat bei den Arbeitgebern wohl 
mächtig Eindruck hinterlassen und 

sie zum Einlenken bewegt.  

Deutliche Entgeltzuwächse 

Damit ist klar, die Beschäftigten 
und Auszubildenden bekommen, 
wie in der Metall- und  Elektroin-
dustrie, eine Entgelterhöhung 
von 3,4% mit einer Laufzeit von 
12 Monaten. Wirksam wird die 
Erhöhung ab Juli 2015. Für die 
Monate April bis Juni gibt es für 
die Beschäftigten eine Einmal-
zahlung von 150 Euro, für Auszu-
bildende 55 Euro. 

Einigung bei der ersten Verhandlung kann sich sehen lassen! 
Möglich wurde das Verhandlungsergebnis aufgrund der guten Vorbereitung  

Regelungen zur Altersteilzeit 
verbessert 

Die Regelungen zur Altersteilzeit 
werden auf die Rentenzugänge 
mit 63 und 45 Versicherungsjah-
ren so angepasst, dass für viele 
Beschäftigte ein früheres Aus-
scheiden auch nach Altersteil-
zeit möglich wird. Die Aufsto-
ckungsbeträge werden auf ein 
Bruttomodell umgestellt und so 
für die Beschäftigten deutlich 
transparenter. Die Entgeltabsi-
cherung für die unteren Entgelt-
gruppen wird deutlich angeho-
ben. Künftig wird es zwei An-
spruchsmodelle für min. 2,5% 
der Beschäftigten eines Betriebs 
geben. Beschäftigte in den Ent-
geltgruppen 1–6 haben einen 
Anspruch auf ein 5-jähriges Mo-
dell, Beschäftigte in den Entgelt-
gruppen 7-17 auf ein 4-jähriges. 

Erstmals Tarifregelung für Du-
al Studierende 

DHBW-Studierende im 1. und 2. 
Semester erhalten die gleiche 
Vergütung wie die Azubis im 1. 
Ausbildungsjahr. Für das 3. und 
4. Semester die des 2. Ausbil-
dungsjahres und die im 5. und 6. 
Semester die des 3. Ausbil-
dungsjahres. 

Impressum: IG Metall Baden‐Wür�emberg, Stu�garter Str. 23, 70469 Stu�gart 
V.i.S.d.P.: Roman Zitzelsberger, Redak�on: Walter Beraus, Mar�n Kunzmann  
24. April 2015 

Ergebnis bei der ersten Ver-
handlung. 

sie zum Einlenken bewegt.  

Deutliche Entgeltzuwächse 

Möglich wurde das Verhandlungsergebnis aufgrund der guten VorbeMöglich wurde das Verhandlungsergebnis aufgrund der guten VorbeMöglich wurde das Verhandlungsergebnis aufgrund der guten Vorbereitung  reitung  reitung  

Regelungen zur Altersteilzeit 
verbessert 
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Edelmetallindustrie sehr wichtig. 
Vor diesem Hintergrund standen die 
längerfristige Absicherung der Zu-
gangsmöglichkeiten zur Altersteil-
zeit und die bessere materielle Aus-
gestaltung für Beschäftigte in den 
unteren Entgeltgruppen im Zentrum 
der Tarifbewegung 2015. Beide Zie-
le wurden – neben einer Entgelter-
höhung um 3,4 Prozent – erreicht: 
Der Tarifvertrag FlexÜ wurde bis 
31.12.2021 verlängert und die Be-
schäftigten in den unteren Entgelt-
gruppen wurden materiell besser 
gestellt. In der Edelmetallindustrie 
gibt es zwei Anspruchsmodelle 
für Altersteilzeit: In den Entgelt-
gruppen 1-6 ist dies ein 5-jähriges 
und in den Entgeltgruppen 7-17 
ein 4-jähriges Anspruchsmodell. 

Der Tarifvertrag zur persönlichen 
beruflichen Weiterbildung mit 
einem Bildungsfonds zur Unter-
stützung von Weiterbildungsmaß-
nahmen konnte ebenfalls bis zum 
31.12.2021 verlängert werden.

STUDIERENDE AN DER  
DUALEN HOCHSCHULE  
BADEN-WÜRTTEMBERG (DHBW)

In der Tarifrunde 2015 ist es ge-
lungen, den Geltungsbereich des 
Tarifvertrages über Entgelte und 
Ausbildungsvergütungen auch auf 
Studierende an der DHBW auszu-
weiten. DHBW-Studierende erhalten 
im ersten und zweiten Semester die 
Ausbildungsvergütung des 1. Aus-
bildungsjahres, im dritten und vier-
ten Semester die Ausbildungsvergü-
tung des 2. Ausbildungsjahres und 
im fünften und sechsten Semes-
ter die Ausbildungsvergütung des  
3. Ausbildungsjahres. 

TV FÖRDERJAHR

Um förderbedürftigen Jugendlichen 
durch entsprechende Unterstüt-
zungsmaßnahmen neue Ausbil-
dungs- und Beschäftigungsperspek-
tiven in der Edelmetallindustrie 
zu bieten, wurde ein Tarifvertrag 
Förderjahr vereinbart. Mit dem Ab-
schluss dieses Tarifvertrages ist es 
gelungen, der engagierten Arbeit 
der Geschäftsstelle Pforzheim auf 

diesem Gebiet einen tarifvertragli-
chen Rahmen zu geben.

DIE ENTGELTENTWICKLUNG IM 
ÜBERBLICK

Mit der klaren Botschaft an die Ar-
beitgeber, notfalls mit Warnstreiks 
eine Abkopplung von der M+E-Ent-
geltentwicklung zu verhindern, ist 
es gelungen, die materiellen Er-
gebnisse der M+E-Industrie auf die 
Edelmetallindustrie zu übertragen.

TARIFPOLITIK F

Datum, ab
Tarifer-
höhung 

allgemein

Einmal-
zahlung

EG 7 in €  
(Eckent-

gelt)

1.8.2012 4,3% - 2.712,00

1.10.2013 3,4%  - 2.804,00

1.8.2014 2,2% - 2.865,50

1.7.2015 3,4% 150,00 € 2.963,00
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GROSSE BESCHÄFTIGTENBEFRAGUNG 2013

Wie sehen die Beschäftigten in den 
IG Metall-Branchen ihre Arbeits-
situation? Welche Anforderungen 
an ihre Gewerkschaft stellen sie? 
Welche Themen gilt es im Betrieb 
in Angriff zu nehmen? Und welchen 
Beitrag muss die Politik leisten, um 
Arbeit sicher und fair zu machen? 
Zur Beantwortung dieser Fragen hat 
die IG Metall 2013 die große Be-
schäftigtenbefragung initiiert. 

Über eine halbe Million Kolle-
gen, Gewerkschaftsmitglieder und 
Nicht-Mitglieder, Ingenieure und 
Facharbeiter aus Betrieben unter-
schiedlicher Branchen und Größe 
haben sich daran beteiligt. Beson-
ders erfreulich: Fast 150.000 Ant-
worten stammen aus Baden-Würt-
temberg und liefern eine gute 

Grundlage für betriebsspezifische 
Auswertungen sowie für bezirkli-
che Handlungsansätze. Als die fünf 
wesentlichen Themenfelder wurden 
identifiziert:

�� Arbeitszeit/Flexibilisierung

�� Vereinbarkeit von Arbeit und 
Leben

�� Weiterbildung und berufliche 
Entwicklung

�� Alters- und alternsgerechtes 
Arbeiten

�� Flexible Übergänge in die Rente 
und Altersvorsorge

Salopp formuliert wissen wir nach 
der Befragung noch genauer, wo 
die Beschäftigten der Schuh drückt. 
Und können die Druckstellen da-
her gezielter angehen. Ein Teil der 
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gewonnenen Erkenntnisse ist in 
die Positionierung der IG Metall im 
Bundestagswahlkampf 2013 ein-
geflossen. Wesentliche Aspekte 
sind darüber hinaus Gegenstand 
der Entschließungen des 23. Or-
dentlichen Gewerkschaftstages, 
wie z. B. der Leitantrag „Neue Ar-
beitszeitpolitik“. Insofern dienen 
die Ergebnisse bis heute immer 
wieder als Grundlage für die künf-
tige Strategie der IG Metall in der 
Tarif-, Betriebs- und Gesellschafts-
politik. 

Im Bezirk gab es zahlreiche Work-
shops und Veranstaltungen in 
Betrieben zu den fünf Schwer-
punkt-Themen (auch im Vorfeld 
der BR-Wahlen); die zentralen 
Eckpunkte für eine bezirksüber-
greifende Strategie wurden auf 
der Betriebsrätekonferenz am  
22. Oktober 2013 diskutiert. Dabei 
wird deutlich: Einiges ist bereits 
erreicht, vieles in Arbeit, manches 
noch am Anfang. Packen wir es ge-
meinsam an!

Weiterbildung und berufliche Entwicklung

Jährliche Planung der Qualifizierungsmaßnah-
men unter Beteiligung des Betriebsrates auf Ba-
sis des Tarifvertrags zur Qualifizierung (TV Quali)

Die persönliche Weiterbildung der Beschäftigten 
wird durch in Betriebsvereinbarungen geregelten 
Stipendienlösungen unterstützt

Qualifizierungsangebote für Un- und Angelernte 
stehen in ausreichendem Umfang zur Verfügung

Im Betrieb findet eine „Auslernerrunde“ statt, 
in denen das Thema persönliche Weiterbildung 
besprochen wird

Altersgerechte Arbeit-Leistung-Belastung

Im Betrieb kommt die ganzheitliche Gefähr-
dungsbeurteilung zum Einsatz

Ein Maßnahmenkatalog zur Vermeidung von 
Belastungen wird im Betrieb jährlich festgelegt

Mitbestimmte Leistungs- und Zielvorgaben 
werden in der Praxis umgesetzt

Konzepte altersgerechter Arbeitsorganisation 
(z. B. ergonomische Gestaltung, Absenkung der 
Arbeitszeit im Alter, berufliche Weiterentwick-
lung, usw.)

Flexible Altersübergänge  
und Altersvorsorge

Im Betrieb gibt es ein Angebot zur Altersteilzeit 

Besonders belastete Beschäftigte werden bei 
der Inanspruchnahme der Altersteilzeit und dem 
tariflichen 6-Jahres-Modell stärker berücksichtigt

Die Altersteilzeitquote im Betrieb wird ausge-
schöpft. Ansonsten werden die Mittel unter 
Beteiligung des Betriebsrates für andere Themen 
eingesetzt

Die materielle Grundlage für die Altersteilzeit 
und die betriebliche Altersvorsorge werden 
durch Betriebsvereinbarungen verbessert

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Vereinbarkeit ist im Betrieb mit belastbaren 
(überprüfbaren) Maßnahmen und Programmen 
verbunden, an denen der Betriebsrat verbindlich 
beteiligt ist

In Maßnahmen und Programmen werden alle 
Beschäftigtengruppen berücksichtigt (nicht nur 
„Führungskräfte“)

Regelungen für den Wiedereinstieg nach der 
Elternzeit werden vorab verbindlich geklärt 
(z. B. Teilnahme an Qualifizierung während der 
Elternzeit, usw.)

Flexible Arbeitszeitmodelle (z. B. kurze Vollzeit/
Zeitentnahme aus Konten), die Vereinbarkeit 
erleichtern

Modelle der Arbeitsorganisation, die Vereinba-
rung erleichtern (Home-Office, Vertretungsrege-
lungen), werden vereinbart

 Arbeitszeit/Flexibilisierung

Kein Verfall von Arbeitszeiten im Betrieb sicher-
stellen 

Belastbare Möglichkeiten zur individuellen 
Zeitentnahme aus Arbeitszeitkonten 

Belastbare Möglichkeiten zur Realisierung einer 
„kurzen“ Vollzeit mit verbindlicher Rückkehr zur 
Vollzeit 

Anstelle „Arbeit auf Abruf“ zuzulassen, setzen wir 
in der betrieblichen Praxis die Mitbestimmung 
des Betriebsrates bei „Flexikonten“ durch

Zuschläge für Arbeit am Wochenende und bei 
Mehrarbeit
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Bei den Betriebsratswahlen 2014 
hat die IG Metall ihren Einfluss in 
Großbetrieben wie im Mittelstand 
ausgebaut bzw. stabilisiert. Die 
Zahl der Betriebsräte ist gestiegen. 

Stimmenzuwächse gelangen in der 
Automobil- und Zuliefererindust-
rie ebenso wie im Maschinenbau, 
der größten Industriebranche Ba-
den-Württembergs. Zudem konnte 

die IG Metall in IT- und Kommuni-
kationsfirmen starke Fraktionen 
bilden, die bisher nicht zur Stamm-
klientel zählen, und hat bei Indus-
triedienstleistern mit tendenziell 
vielen Werkvertragsbeschäftigten 
Fuß gefasst. „Die Ergebnisse der Be-
triebsratswahlen spiegeln das hohe 
Engagement unserer Betriebsräte 
für die Beschäftigten in den hiesi-
gen Firmen wider. Darauf werden 
wir aufbauen“, betonte Bezirkslei-
ter Roman Zitzelsberger. 

Seit 2010 haben viele Firmen ihre 
Belegschaften aufgestockt, entspre-
chend waren 2014 auch mehr Be-
triebsratssitze zu vergeben. Im Süd-
westen wurden insgesamt 14.498 
Betriebsräte gewählt – 509 mehr 
als 2010. Die Zahl der IG Metall- 

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK

BETRIEBSRATSWAHLEN 2014
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Betriebsräte erhöhte sich um 214 
auf 10.150. Der Organisationsgrad 
der IG Metall unter Betriebsrats-
mitgliedern liegt somit die sechs-
te Wahl in Folge über 70 Prozent.
Allerdings hat die Zahl der Betriebs-
ratsgremien insgesamt abgenom-

men, in Baden-Württemberg von 
1.874 im Jahr 2010 auf 1.830. Um 
dem entgegenzuwirken, wird die 
IG Metall künftig verstärkt auch 
Ingenieure, Angestellte sowie Be-
schäftigte in Werkverträgen anspre-
chen. Auch die Wahlbeteiligung ging 

2014 vielerorts zurück, bundesweit 
von 73 auf knapp 70 Prozent. In 
ganz Deutschland wurde in 1.045 
Betrieben erstmals ein Betriebsrat 
gewählt, darunter waren 172 Firmen 
aus dem Südwesten. 

ERSCHLIESSUNG INDUSTRIENAHER DIENSTLEISTUNGSBETRIEBE

Im März 2013 hat die IG Metall im 
Land das Projekt „Erschließung in-
dustrienaher Dienstleistungsbetrie-
be“ gestartet. Ziel war es, Beschäftig-
ten in prekären Arbeitssituationen 
zu helfen, ihre Arbeitsbedingungen 
zu verbessern, Betriebsräte zu wäh-
len und Tarif-
verträge abzu-
schließen. 

Ende Februar 
2016 ist das 
Projekt nach 
drei Jahren 
ausgelaufen, 
der zuständige Projektsekretär Er-
gün Sert zieht ein positives Fazit: 
Unter Beschäftigten in industriena-
hen Dienstleistungsbetrieben im 
Raum Stuttgart hat die IG Metall rund 

350 neue Mitglieder gewonnen. 
Mithilfe von Sert wurden mehrere 
Betriebsräte neu gewählt. Bei Wisag 
Produktionsservice in Freiburg gibt 
es erstmals einen eigenen Betriebs-
rat mit IG Metall-Mitgliedern; beim 
Industriedienstleister Voith Indust-

rial Services, der 
im Auftrag von 
Daimler in und 
um Stuttgart 
tätig ist, ist die 
IG Metall eben-
falls stark in 
den Arbeitneh-
mergremien ver-

treten. In Stuttgart-Untertürkheim 
wurden 2015 zudem rund 25 Ver-
trauensleute gewählt. Auch in den 
Unternehmen wurde viel erreicht – 
vom Durchsetzen von Erschwernis-

zuschlägen bis zur Gleichbehand-
lung von 450-Euro-Jobbern mit ihren 
vollbeschäftigten Kollegen/-innen 
hinsichtlich Arbeitskleidung und 
Spinde. 

BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK F
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Die Kontraktlogistikbranche ist ein 
neues Tätigkeitsfeld für die IG Me-
tall. In verschiedenen Betrieben 
wurden bereits Betriebsräte gewählt 
und Mitglieder gewonnen. Ziel ist 
die Tarifbindung.  

Im Januar 2016 haben IG Metall und 
Verdi eine Grundsatzvereinbarung 
abgeschlossen, die die Zuständigkei-
ten in der Kontraktlogistik neu regelt. 
Die Vereinbarung klärt offene Fragen, 
die sich im Hinblick auf zunehmende 
Tätigkeiten der Logistikunternehmen 
im Fertigungsprozess der Metall- und 
Elektroindustrie ergeben. Danach ist 
die IG Metall für Betriebe und Be-
schäftigte zuständig, die auf dem 
Werksgelände von Unternehmen der 
Metall- und Elektroindustrie Arbeiten 
verrichten, sowie immer dann, wenn 

die Logistikbetriebe überwiegend für 
Kunden der Metall- und Elektroin-
dustrie tätig sind. In der Folge hat 
die IG Metall Baden-Württemberg in 
enger Zusammenarbeit zwischen den 
zuständigen Geschäftsstellen und 
dem Gemeinsamen Erschließungs-
projekt GEP erste gewerkschaftliche 
Erfolge erzielt. Nach anfänglichem 
Gegenwind wurden dank des gro-
ßen Engagements vieler haupt- und 
ehrenamtlicher Gewerkschafter in 
verschiedenen Unternehmen Be-
triebsräte gegründet, zum Teil bereits 

Tarifverträge abgeschlossen und 
neue Mitglieder gewonnen. Beispie-
le hierfür sind die Firmen Transco 
Logistik in Mannheim (Bild), Seifert 
in Malsch bei Karlsruhe und Rhenus 
Logistik in Stuttgart. 

Ziel ist es, die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten der Kontraktlogis-
tikbranche nachhaltig zu verbessern 
und einen bundesweiten Flächenta-
rifvertrag abzuschließen. Dazu wur-
den bezirkliche und bundesweite 
Tarifkommissionen gebildet. Es ist 
geplant, 2016 erste Tarifverhand-
lungen in der Fläche aufzunehmen. 
Zum Redaktionsschluss gab es dazu 
noch kein Ergebnis.  Tariferfolge auf 
betrieblicher Ebene konnten bereits 
an Standorten der Firmen Seifert und 
Rhenus verbucht werden.

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK

ENGAGEMENT  
IN DER KONTRAKTLOGISTIK



63

2012 - 2016 BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK F

Nach der großen Befragung 2013 
erwarten die Belegschaften, dass 
die IG Metall die Probleme im Be-
triebsalltag aufgreift und löst – ein 
Ansatz dazu ist die „Betriebspoliti-
sche Initiative BEAT – Bessere Ar-
beitsTage powered by IG Metall“. 

Die Grundidee: Die IG Metall Ba-
den-Württemberg ergreift in den Be-

trieben konkrete Initiativen zuguns-
ten besserer Arbeitsbedingungen. 
Angesichts der stark unterschiedli-
chen Ansprüche verschiedener Be-
schäftigtengruppen – vom Einstieg 
bis zum Ausstieg aus dem Arbeits-
leben – war BEAT von Anfang an 
sehr breit angelegt. Das Ziel lautete, 
dass betriebliche Projektteams zu-
sammen mit den Beschäftigten an 

der Verbesserung der Arbeitstage 
arbeiten.

Im Laufe des Jahres 2014 wurde 
BEAT im Rahmen von Hauptamtli-
chen-Qualifizierungen, durch eine 
Broschüre für ehrenamtliche Funk-
tionär/-innen sowie durch eine 
Homepage innerhalb des Bezirks 
Baden-Württemberg gestartet. Mit 

BETRIEBSPOLITISCHE INITIATIVE BEAT 
– BESSERE ARBEITSTAGE POWERED BY IG METALL BADEN-WÜRTTEMBERG

Bezirk
Baden-Württemberg
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dem Tarifergebnis 2015 in der 
M+E-Industrie bestimmten die 
qualitativen Themen rund um Al-
tersteilzeit und Weiterbildung den 
Arbeitsschwerpunkt. In vielen Be-
trieben ist es im Nachgang zur Tarif-
runde notwendig geworden, beste-
hende Betriebsvereinbarungen zur 
Altersteilzeit anzupassen und neue 

Betriebsvereinbarungen durchzu-
setzen. Ursprünglich war BEAT bis 
zu den nächsten Betriebsratswah-
len 2018 angelegt, in der Zwischen-
zeit hat der Gewerkschaftstag 
2015 allerdings eine großange-
legte Kampagne zur Arbeitszeit 
beschlossen. Weil BEAT zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht in allen Be-

trieben verankert war und um eine 
Überschneidung beider Kampag-
nen zu vermeiden, hat die IG Metall 
Baden-Württemberg Anfang 2016 
entschieden, BEAT in der bundes-
weiten Arbeitszeitkampagne der  
IG Metall aufgehen zu lassen.

NEUE ARBEITSZEITKAMPAGNE 2016: MEIN LEBEN, MEINE ZEIT – ARBEIT NEU DENKEN 

Nachdem das Thema Arbeitszeit 
viele Jahre eher wenig Beach-
tung erfahren hat, stehen Arbeits-
zeitthemen aktuell in vielen Be-
trieben wieder ganz oben auf der 
Tagesordnung. Dies wurde zuletzt 
im Herbst 2015 auf einer Tagung 
der Tarifkommissionen aller Bran-
chen zum arbeitszeitpolitischen 
Gestaltungsbedarf deutlich.

Viele Beschäftigte sehen sich mit 
steigenden Leistungsanforderun-
gen konfrontiert, die tariflichen 
Arbeitszeiten geraten unter Druck. 
Eine stark volatile Nachfrage führt 
zu stärkeren Ausschlägen in der 
Produktion und somit auch in den 
Arbeitszeiten. Gleichzeitig üben 

gestiegene Renditeerwartungen 
Druck auf erreichte arbeitszeit-

liche Errungenschaften aus. Die 
aktuellen Konflikte haben viele 
unterschiedliche Facetten und um-
fassen Produktion wie Verwaltung. 
Die fehlende Erfassung geleisteter 
Stunden, Arbeitszeitverfall und 
Arbeitsverdichtung haben in den 

letzten Jahren an Bedeutung ge-
wonnen. Gleichzeitig wünschen 
sich viele Beschäftigte mehr zeitli-
che Flexibilität bei der Arbeit. Ent-
sprechend rückt die faire Gestal-
tung zunehmender mobiler Arbeit 
ins Zentrum betrieblicher und tarif-
licher Regelungen, die durch die IG 
Metall angestoßen werden.

Trotz erster positiver Praxisbeispie-
le ist der Konflikt zwischen der Flexi-
bilität des Unternehmens und dem 
Wunsch nach Zeitsouveränität für 
die Beschäftigten nicht gelöst. Im 
Gegenteil: Viele Beschäftigte müs-
sen ihre persönlichen Zeitbedürf-
nisse denen des Unternehmens 
bzw. des Marktes unterordnen. Im 
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Zentrum der Arbeitszeitkampagne 
steht deshalb die Rückgewinnung 
der gewerkschaftlichen und der per-
sönlichen Souveränität im Umgang 
mit der Zeit. 

Die IG Metall Baden-Württemberg 
verfügt über gute Erfahrungen, um 
Arbeitszeiten sowohl in den Betrie-
ben als auch über Tarifverträge zu 
regulieren. Daran wird der Bezirk 
mit der Arbeitszeitkampagne an-
knüpfen, einen ersten Auftakt gibt 
es auf der betriebspolitischen Kon-
ferenz „Mein Leben, meine Zeit – 
Arbeit neu denken“ im Juni 2016 in 
Böblingen.

BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK F

„Mein Leben,
meine Zeit –

Arbeit neu denken“
am 22. 06. 2016 in der

Kongresshalle Böblingen

Schichtarbeit

Mobiles Arbeiten

Arbeitszeitkonten

Arbeitszeitverfall und 
Leistungsverdichtung

– das Thema Arbeitszeit 
hat viele Facetten – 
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Vertrauensleute haben für die 
IG Metall einen sehr hohen Stel-
lenwert. Ihre Rolle soll künf-
tig weiter gestärkt und die Zahl 
der Vertrauensleute im Bezirk 
bei den Wahlen 2016 möglichst 
erhöht werden. 

Im Betrieb sind Vertrauensleute 
häufi g die direkten Ansprechpartner 
für die Mitglieder und das Rückgrat 
in vielen Auseinandersetzungen. In 
Tarifrunden, in der Mitgliederarbeit 
sowie gesellschaftspolitisch setzen 
Vertrauensleute zudem wichtige Im-
pulse. 

Auch über den einzelnen Betrieb 
hinaus nehmen Vertrauensleute 
eine wichtige Rolle ein. Die bezirk-
lichen Vertrauensleute-Konferen-

zen bieten traditionell Raum, um 
solidarisches Handeln gemeinsam 
zu entwickeln. Auf der Konferenz 
2013 referierte Prof. Dr. Franz Seg-
bers (Uni Marburg) anhand des Ar-
muts- und Reichtumsberichts über 
die Verteilungssituation im Land. 
Im Jahr 2014 stand die Frage „Wie 
weiter mit Europa?“ mit einem Vor-
trag von Dr. Steff en Lehndorff  (IAQ) 
im Mittelpunkt. Die „Auswirkungen 
der Industrie 4.0 auf die Beschäftig-
ten im Betrieb“ war das Thema im 
Folgejahr. Im Sommer 2016 werden 

sich die Vertrauensleu-
te über Arbeitszeiten 
austauschen. 
Trotz des hohen Stellen-
werts ergeben sich in 
der Vertrauensleute-Ar-
beit auch Probleme. 

Dazu gehören eine leicht rückläufi -
ge Zahl an Aktiven und der Generati-
onenwechsel muss in vielen Betrie-
ben bewältigt werden. 2012 wurden 
etwas mehr als 10.000 Vertrauens-
leute in den 27 Geschäftsstellen 
gewählt. 

VERTRAUENSLEUTEWAHLEN 2016
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WIR MACHEN MEHR! 

Mit den Wahlen 2016 hat sich das 
Leitungsteam der bezirklichen Ver-
trauensleute das Ziel gesetzt, den 
festgestellten Rückgang aufzuhal-
ten und nach Möglichkeit umzukeh-
ren. Bei Redaktionsschluss dieses 
Geschäftsberichts lag eine Auswer-
tung der aktuellen Wahlen noch 
nicht vor. Allerdings weisen Berichte 
innerhalb des bezirklichen Vertrau-
ensleute-Ausschusses darauf hin, 
dass die Abstimmungen vielfach gut 
verlaufen sind und verstärkt jünge-
re Kollegen/-innen für die Vertrau-
ensleute-Arbeit gewonnen werden 
konnten.

Wichtige Impulse zur Stärkung der 
Vertrauensleute kamen 2015 aus 
Baden-Württemberg: Geschäfts-
stellen des Bezirks haben sieben 
Anträge zur Vertrauensleute-Arbeit 

beim Gewerkschaftstag eingereicht 
und dort große Zustimmung erhal-
ten. Sie bilden die Grundlage für die 
weitere Vertrauensleute-Arbeit.

DAS AKTUELLE LEITUNGSTEAM

Thorsten Dietter  
Reutlingen – Bosch

Jürgen Mews  
Neckarsulm – Audi

Stefan Groch  
Stuttgart – Coperion

Joachim Nisch  
Stuttgart – Daimler Sindelfingen

Jürgen Zimmermann  
Mannheim – GE

Andrea Reith  
Ulm – Evobus

Manuela Neidlein  
Freiburg – Micronas

Timo Rauser  
Albstadt – Bizerba

Jürgen Peters  
Göppingen-Geislingen – WMF

Kai Burmeister,  
Nadine Boguslawski,  
Sebastian Fay  
Bezirksleitung 
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TATORT BETRIEB – 10. AKTION „HÖCHSTE ZEIT FÜR GESUNDHEIT“

Treiber der Arbeit im bezirklichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutz 
war die Umsetzung der ganzheit-
lichen Gefährdungsbeurteilung: 
Durch die 2013 endlich umgesetz-
ten Ergänzungen im Arbeitsschutz-
gesetz haben die betrieblichen Ak-
tivitäten deutlich zugenommen. 

Eine Grundlage für die neue Akti-
on mit dem Schwerpunkt Arbeits-
zeit und Gefährdungsbeurteilung 
war unter anderem eine Betriebs-
räteumfrage im Frühjahr 2011 in 
über 900 baden-württembergischen 
Betrieben. Bei einem Drittel der Be-
triebe verfällt demnach permanent 
Arbeitszeit, in rund 40 Prozent wer-
den vorhandene Schichtsysteme 

ausgeweitet. „Das 
bedeutet für die Be-
schäftigten häufig 
auch Samstags- und 
Sonntagsarbeit – 
gute Arbeit sieht 
anders aus“, sagt 
Monika Lersmacher, 
zuständige Bezirks-
sekretärin für den 
Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz.

Neben einer ersten Handlungshilfe 
wurden für die betriebliche Arbeit 
vier regionale Seminarbausteine 
mit den Themen „Arbeitszeit und 
Psychische Gesundheit“, „Ergono-
mische Schichtsysteme“, „Flexible 

Arbeitszeitsysteme“ 
und „Mit Guter Ar-
beit überzeugen“ 
angeboten. In den 
letzten vier Jahren 
haben über 400 
Betriebsräte an Se-
minaren im Rahmen 
der Aktion Tatort 
Betrieb teilgenom-
men. Über 1.000 
Teilnehmer/-innen 
besuchten bezirk-

liche Fachkonferenzen und etwa 
2.000 Interessierte kamen zu den 
regionalen Fachtagungen. Das rege 
Interesse am aktuellen Tatort zeigt, 
dass Arbeitszeit unter Berücksich-
tigung ihrer gesundheitlichen Aus-

ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ/ 
TATORT BETRIEB

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK

Baden-Württemberg

Arbeiten ohne Ende –

höchste Zeit für Gesundheit
Handlungshilfe für Betriebsräte und Vertrauensleute

T A T O R T

B E T R I E B
Eine Aktion der  IG Metall
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wirkungen zu einem bedeutenden 
Handlungsfeld für Betriebsräte ge-
worden ist.
Eine Stärke der Tatort-Aktionen ist 
seit nunmehr 28 Jahren die Verbin-
dung von Theorie und Praxis. Durch 
die Zusammenarbeit von Wissen-
schaftlern, Experten und Praktikern 
gelingt es, theoretische Erkenntnis-
se in betriebliche Praxis umzuset-
zen. Deshalb werden die Aktionen 
von Forschungsprojekten in Zusam-
menarbeit mit Hochschulen und der 
Hans-Böckler-Stiftung begleitet. 

Das Forschungsprojekt „Zu-
kunftstaugliche Gestaltung von 

Schichtarbeit in der Produktion“ 
begleitet die aktuelle Aktion. In 
zehn Betrieben in Baden-Württem-
berg werden neue Schichtmodelle 
erprobt und eingeführt, ein beson-
derer Schwerpunkt liegt dabei auf 
der alternsgerechten Schichtgestal-
tung. Zudem werden die Auswirkun-
gen von industrieller Schichtarbeit 
auf Frauen erforscht. 

GEFÄHRDUNGSBEURTEILUNG

Bezüglich Arbeitsschutz und Mitbe-
stimmung haben Betriebsräte einen 
sehr hohen Unterstützungsbedarf. 

Im Juni 2013 hat der Bundestag im 
Arbeitsschutzgesetz klargestellt, 
dass der Schutz der psychischen 
und physischen Gesundheit nun-
mehr ausdrücklich erwähnt wird. 
Der Auftrag der Gefährdungsbeur-
teilung wurde wörtlich auf psychi-
sche Belastungen ergänzt. Dies hat 
zu deutlich mehr betrieblichen Re-
gelungen geführt und auch die Zahl 
der Berater steigen lassen. Gezielte 
Qualifikationsangebote informieren 
über die rechtlichen Grundlagen 
und bewerten die unterschiedlichen 
Instrumente. 

REGIONALE  ARBEITSSCHUTZTAGE

Die bezirklichen Aktivitäten werden 
regional unterstützt durch örtliche 
Arbeitskreise, aber vor allem bei re-
gionalen Arbeitsschutztagen in fünf 
Regionen vertieft. 

BERUFSGENOSSENSCHAFTEN

Da der Arbeits- und Gesundheits-
schutz in Baden-Württemberg tra-
ditionell stark besetzt ist, sind 
viele Metaller/-innen auch in den 
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Berufsgenossenschaften aktiv. Die 
Unternehmen haben ihre Beschäf-
tigten in den beiden Berufsge-
nossenschaften Holz-Metall (HM) 
und Elektro-Textil-Energie-Medien 
(ETEM) versichert. Bei der BG ETEM 
ist der Reutlinger Bosch-Betriebs-
rat Hans-Peter Kern Vorstands-
vorsitzender. Bei der BG HM sitzt 
Bernhard Wagner, freigestelltes 
Betriebsratsmitglied bei Daimler 
Rastatt, der Vertreterversammlung 
vor. Somit nimmt die IG Metall Ein-
fluss auf sämtliche Themen von den 
Betrieben über den Bezirk bis hin zu 
den Berufsgenossenschaften. 

ZUSAMMENARBEIT MIT ANDEREN 
AKTEUREN DES ARBEITSSCHUTZES

Der Austausch mit Betriebsärzten, 
dem Institut für Arbeits- und Sozi-
almedizin, den gesetzlichen Kran-
kenkassen und insbesondere der 
Deutschen Rentenversicherung 
Baden-Württemberg sind wichtiger 
Bestand der täglichen Arbeit. Der 
präventive Ansatz im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz muss weiter in 
den Vordergrund gerückt werden 
und das Engagement aller Akteure 
im Betrieb muss an einem zentralen 
Ziel ausgerichtet sein: Es geht um 

die Würde der Menschen in der Ar-
beitswelt und um seine Gesundheit. 
Gute Arbeit und humane Arbeitsbe-
dingungen sind machbar und ein 
Auftrag für die IG Metall.

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK
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Seit 2012 hat die IG Metall im Land 
ihren industriepolitischen Einfluss 
zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
massiv verstärkt. 

Unsere Vorstellungen von guter 
Arbeit und von Aus- und Weiterbil-
dung als wichtigste Instrumente zur 
Sicherung des Fachkräftebedarfs 
sind mittlerweile verankert. In die 
Diskussion um die Digitalisierung 
bringt die IG Metall neue Perspekti-
ven über Chancen und Risiken neu-
er Arbeitsformen sowie die Notwen-
digkeit von Mitbestimmung ein.

INDUSTRIE 4.0 

Die Digitalisierung und Vernetzung 
von Produkten und Prozessen hat in 

den letzten Jahren enormen Schub 
erhalten. Neue Produkte mit inte
grierten Dienstleistungen erleich-
tern den Alltag und verändern die 
Arbeitswelt. Sogenannte Cyber-Phy-
sische Systeme (CPS) vernetzen 
Menschen und Maschinen in Echt-
zeit miteinander. 

In der „intelligenten“ Fabrik (Smart 
Factory) holen sich Produkte und 
Maschinen eigenständig die für die 
Fertigung notwendigen Informati-
onen; Werkzeuge und Materialien 
optimieren sich zunehmend selbst. 
Assistenzsysteme wie Datenbrillen, 
Schicht-Doodle oder Roboter unter-

INDUSTRIE- UND BRANCHENPOLITIK

BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK F
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stützen die Arbeit und schaff en er-
gonomische Entlastung. 

All das wird spürbare Auswirkungen 
auf Umfang und Inhalt von Arbeit 
haben. Prognosen zu Beschäfti-
gungs- und Tätigkeitseff ekten kom-
men zu stark unterschiedlichen Er-
gebnissen, unbestritten sind aber 
Rationalisierungseff ekte durch eine 
fortschreitende Automatisierung. 
Damit die Digitalisierung der Indus-
trie keine Einbahnstraße wird, muss 
es auch Entscheidungsspielräume 
für die Beschäftigten geben. Dies 
wird gerade dann wichtig, wenn Tä-
tigkeiten nicht mehr an einen festen 
Ort und vorgegebene Zeiten gebun-
den sind und belastbare Regeln für 
mobiles Arbeiten gefunden werden 
müssen. 

Industrie 4.0 steht auch für ein 
Zusammenwachsen der IG Me-
tall-Branchen Maschinenbau, Elek-
trotechnik und Informationstechno-
logie. Zur langfristigen Sicherung 
von Wettbewerbsfähigkeit und 
somit von Beschäftigung stellt die 
IG Metall Baden-Württemberg die 
Weichen bei der Digitalisierung von 
Wirtschaft und der Qualität der Ar-

beit mit. Die kollektive Interessens-
vertretung wird dabei einen wichti-
gen Betrag für gute Arbeit liefern. 

BETRIEBSPOLITISCHE 
HANDLUNGSFELDER

Von Herbst 2014 bis Frühjahr 2015 
wurden auf Initiative der IG Metall im 
Land zunächst die betriebspolitisch 
relevanten Handlungsfelder abge-
steckt. Zusammen mit Betriebs-
ratsgremien und wissenschaftlicher 
Unterstützung (IMU Institut, IAO) 
wurden vier zentrale Handlungsfel-
der ausgemacht:

 
�� Arbeitsinhalt

�� Arbeitsorganisation

�� Arbeitszeit 

�� Umgang mit persönlichen Daten

Diese vier Schwerpunkte erhalten 
im Rahmen von Industrie 4.0 eine 
neue Qualität. Diese gilt es nun 
– unter Ausschöpfung aller Mitbe-
stimmungsrechte – so zu gestalten, 

dass der Mensch die Technik steuert 
und nicht umgekehrt. 

Um Betriebsräte auf die Verände-
rungen in einer digitalisierten Ar-
beitswelt vorzubereiten, beteiligt 
sich die IG Metall Baden-Württem-
berg seit Februar 2016 an dem 
bundesweiten Projekt Arbeit+In-
novation zur Qualifi zierung von Be-
triebsräten. Ziel ist es, betriebliche 
Interessensvertreter als Promotoren 
für „Arbeiten 4.0“ auszubilden, da-
mit sie den technologischen Wandel 
aktiv gestalten können. Ein wichti-
ges Instrument dafür wird der Qua-
lifi zierungstarifvertrag der Metall- 
und Elektroindustrie sein. 
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INDUSTRIEPOLITISCHE  
HANDLUNGSFELDER

Damit die Digitalisierung der Indus-
trie nicht auf Kosten der Beschäftig-
ten erfolgt, sondern zur Sicherung 
von guten Arbeitsplätzen beiträgt, 
hat die IG Metall im Südwesten eine 
Reihe von Aktivitäten auf Landes- 
und Bundesebene vorangetrieben 
und unterstützt. Das Interesse lag in 
erster Linie auf den Themen 

�� Beschäftigung

�� Arbeitsorganisation

�� Aus- und Weiterbildung 

�� Mitbestimmung 

In der Allianz Industrie 4.0 Baden-
Württemberg hat die IG Metall im 
April 2015 zusammen mit 50 Part-
nern einen Aktionsplan zur Entwick-
lung des Landes als Leitanbieter 
und Leitmarkt für Industrie 4.0 auf 
den Weg gebracht. Damit soll die 
Rolle des Landes als führender In-
dustrieausrüster gesichert werden. 
Zudem entwickelt eine begleitende 
Arbeitsgruppe Konzepte zur Unter-
stützung und Qualifizierung der Be-
schäftigten während des Wandels. 

Darüber hinaus arbeitet die IG Me-
tall Baden-Württemberg in zahlrei-
chen Arbeitskreisen, Beiräten und 
Gremien mit:

�� Nationale Plattform  
Industrie 4.0

�� Beirat FutureKomp 4.0  
des Fraunhofer IAO

�� Projektpartner MyCPS4.0  
des Fraunhofer IAO

�� Strategiekreis IT Forward

�� Produktionsarbeit 4.0

�� Fachkräfteallianz BW

�� Bündnis zur Stärkung der be-
ruflichen Ausbildung und des 
Fachkräftenachwuchses

�� Ausbildungsbündnis BW

�� Landesausschuss für Berufli-
che Bildung

�� Beirat Regionaldirektion BW 
der Bundesagentur für Arbeit

�� Beirat der Landesregierung für 
nachhaltige Entwicklung

�� Kuratorium der Steinbeis  
Stiftung für Wirtschaftsförde-
rung

�� Wirtschaftsdialog Technolo-
gietransfer BW

�� Rohstoffdialog BW
�� Ressourceneffizienzdialog BW

BRANCHENPOLITISCHE  
AKTIVITÄTEN

Der Schwerpunkt der branchenpo-
litischen Aktivitäten lag auf dem 
Fahrzeug- bzw. dem Maschinen- 
und Anlagenbau. Mit rund 215.000 
Automobil-Beschäftigten und mehr 
als 300.000 Beschäftigten im Ma-
schinenbau sind dies die beschäf-
tigungs- und mitgliederstärksten 
Industriebranchen in Baden-Würt-
temberg. 

Bezirk
Baden-Württemberg

D I G I TA L E  A R B E I T
M E N S C H E N G E R E C H T  G E S TA LT E N

Wa s  d i e  D i g i t a l i s i e r u n g  d e r 

I n d u s t r i e a r b e i t  b e w i r k t  u n d 

w a s  z u  t u n  i s t ,  d a m i t  s i e  z u r 

C h a n ce  f ü r  B e s c h ä f t i g t e  w i rd .
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AUTOMOBILINDUSTRIE/ELEKTROMOBILITÄT

Zu den zentralen Herausforderun-
gen einer zukunftsfähigen Automo-
bilindustrie im Südwesten zählen 
alternative Antriebskonzepte, eine 
wettbewerbsfähige Batterie- und 
Zellfertigung, vernetztes bzw. au-
tomatisiertes Fahren und die Erhal-
tung einer automobilen Wertschöp-
fungskette. 

Auf einer gemeinsamen Automo-
bil-Konferenz der IG Metall-Bezirke 
Bayern und Baden-Württemberg im 
Juli 2013 wurden daraus Forderun-
gen an die Politik formuliert. Ein 

neuer Marshallplan soll die Spitzen-
stellung Europas bei der Mobilität 
der Zukunft und seine industriellen 
Kernstrukturen erhalten und weiter-
entwickeln:

�� Innovationen müssen beschäf-
tigungswirksam industrialisiert 
werden 

�� Deutschland muss Leit- und 
Referenzmarkt für alternative 
Mobilität werden

�� Standorte müssen zukunftsfähig 
und Beschäftigung gesichert 
werden

SCHAUFENSTER  
ELEKTROMOBILITÄT 

Was Elektromobilität für die Be-
schäftigten bedeutet, stand im Mit-
telpunkt eines Projekts im Rahmen 
des Schaufensters Elektromobilität. 
Unter Federführung der IG Metall 
Baden-Württemberg gelang es zehn 
Partnern, in 100 Veranstaltungen 
12.000 Teilnehmer/-innen in einer 
eigens dafür entwickelten Schau-
werkstatt zu qualifizieren und zu 
sensibilisieren. Von 2013 bis 2016 
wurden Veranstaltungen, Seminare 

und Workshops für verschiedene 
Zielgruppen konzipiert und durchge-
führt. Ein gutes Drittel der Angebote 
richtete sich explizit an Betriebsräte 
aus der Metall- und Elektroindustrie 
sowie aus dem Handwerk. Sie er-
hielten Einblick in die Grundlagen 
der Ladeinfrastruktur, den sicheren 
Umgang mit Hochvolt-Systemen, in 

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK
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Beschäftigungseffekte alternativer 
Antriebe und veränderte Arbeitsin-
halte im Service- und Reparaturge-
schäft.
Zudem ist die IG Metall Baden-Würt-
temberg aktiv im 

�� Automobildialog beim Ministeri-
um für Finanzen und Wirtschaft

�� Branchendialog Fahrzeugindus-
trie beim Bundesministerium für 
Wirtschaft

�� Landesagentur für Elektromobili-
tät und Brennstoffzellentechno-
logie (e-mobil BW)

�� Schaufenster Elektromobilität 
Baden-Württemberg

�� Nationale Plattform Elektromo-
bilität

�� Cluster Brennstoffzelle  
Baden-Württemberg

MASCHINEN- UND ANLAGENBAU

Steigender globaler Wettbewerb, 
zunehmende Konkurrenz aus Nied-
riglohnländern und kürzere Innova-
tionszyklen stellen für die Branche 
zunehmende Herausforderungen 
dar. Zu den zentralen Themenfel-
dern der Zukunft gehören:

�� Ressourcen- und energieeffizi-
ente Technologie als Segment 
„GreenTech“

�� Innovationsmanagement und 
zeitnahe Umsetzung in marktfä-
hige Produkte

�� Internationalisierung der Stand-
orte 

�� Flexibilisierung der Produktion

�� Beschäftigungssicherungskon-
zepte bei Unterauslastung

�� Strategien zur Fachkräftesiche-
rung etwa durch neue Arbeitsge-
staltung oder berufsbegleitender 
Weiterbildung

Im Juli 2012 haben IG Metall, VDMA 
und das Wirtschaftsministerium 
zu diesen Fragen einen Maschi-
nenbaudialog ins Leben gerufen. 
Alleinstellungsmerkmal ist der di-

rekte Austausch zwischen rund 200 
Unternehmensvertretern, Betriebs-
räten und politischen Akteuren. 
Beim 1. Maschinenbaudialog im 
Juli 2012 lagen die Schwerpunkte 
auf Internationalisierung, Innovati-
onsfähigkeit und Fachkräften. Beim  
2. Dialog 2014 standen die Produk-
tionsarbeit der Zukunft, globaler 
Wettbewerb, Ressourcen- & Ener-
gieeffizienz sowie Industrie 4.0 im 
Fokus.

Das Thema Fachkräftesicherung 
zieht sich als zentrale Herausforde-
rung durch alle bisherigen Dialoge. 
Hier fordert die IG Metall größere 
Anstrengungen bei der Aus- und 
Weiterbildung sowie die Förderung 
schwächerer Schulabgänger, um 
ihre Chancen auf eine Ausbildung zu 
erhöhen – etwa durch das von der 
IG Metall unterstützte Förderjahr. 
Darüber hinaus braucht es betriebli-
che Anreize sowie eine flankierende 
Weiterbildungskultur, damit sich 
mehr Menschen weiterqualifizieren 
können. 

BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK F
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Für eine Bildungsoff ensive im Ma-
schinenbau warb Bezirksleiter 
Roman Zitzelsberger auch beim 
Spitzengespräch mit dem Bundes-
wirtschaftsminister. Sigmar Gabriel 
lud – nach dem baden-württem-
bergischen Vorbild – im Dezember 
2014 Unternehmens- und Verbands-

vertreter zum ersten bundesweiten 
Maschinenbaudialog nach Berlin.
Zusammen mit Zitzelsberger ver-
traten der Traub-Betriebsratsvor-
sitzende Lothar Bindert und der 
Liebherr-Konzernbetriebsratsvor-
sitzende Rolf Ebe die rund 300.000 
Beschäftigten der Branche im 

Südwesten und gaben wichtige 
Impulse. Zudem ist die IG Metall 
Baden-Württemberg in folgenden 
Gremien aktiv: 

�� manufuture BW

�� Umwelttechnik BW
�� Leichtbauzentrum BW 

LEICHTBAU

„Leichtbau ist ein Zukunftsthema der 
Industrie“ – so begründet Bezirkslei-
ter Zitzelsberger das Engagement der 
IG Metall für das Thema: „Mir ist es 
wichtig, dass im Südwesten nicht nur 
geforscht, sondern auch produziert 
wird, also Arbeitsplätze entstehen. 
Zudem setze ich mich für übergrei-
fende Qualifi zierungsmöglichkeiten 
sowie den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz im 
Umgang mit Leichtbau-
materialien ein.“ In der 
industriellen Anwendung spielt der 
system  effi  ziente, hybride Leichtbau 
eine immer bedeutendere Rolle. Da-
rum ist die IG Metall weiterhin bei 
diesem Thema aktiv. Als Gründungs-
mitglied und bei der Mitarbeit im Vor-
stand begleiten wir das Leichtbau-

zentrum Baden-Württemberg e. V. 
(LBZ-BW), ein branchenübergreifen-
des, industriegetriebenes Netzwerk 
aus Unternehmen, Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und Ver-
bänden in Baden-Württemberg, die 
sich im systemeffi  zienten, hybriden 
Leichtbau betätigen. Das Zentrum 
führt landesweit alle Kompetenzen 

für die bedarfsorientier-
te Entwicklung von Pro-
duktgestaltungs- und 
Produktionstechnologien 

zur Herstellung innovativer Leicht-
baustrukturen zusammen. Darüber 
bündelt der Verein die Interessen 
seiner Mitglieder und wirkt aktiv an 
der Gestaltung der politischen Rah-
menbedingungen und Förderpro-
gramme mit, um die Wertschöpfung 

mit einer international führenden 
Produktionstechnik für Leichtbaulö-
sungen im Land zu halten.

Mitte 2013 nahm die Landesagen-
tur für Leichtbau – die Leichtbau BW 
GmbH – die Arbeit auf. Von Beginn 
an begleitete die IG Metall die Entste-
hung und bringt bis heute ihre Positi-
onen ein. Die Leichtbau BW agiert als 
Dienstleister für Wirtschaft und Wis-
senschaft im Land. Unter dem Motto 
„Weniger ist mehr. Wert“ unterstützt 
sie die Vermarktung neuer Ideen und 
fördert Innovationspotenziale sowie 
die Etablierung einer akademischen 
und gewerblichen Ausbildung im 
Leichtbau. Darüber hinaus ist die IG 
Metall Baden-Württemberg auch im 
Beirat der Leichtbau BW GmbH aktiv. 

E  BETRIEBS- UND BRANCHENPOLITIK
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BETRIEBSRÄTE-NETZWERKE

VERNETZUNG DER KFZ-ZULIEFERER 

Beim Stuttgarter IMU Institut 
lässt die IG Metall aktuell den Zu-
sammenhang zwischen 
„Kostendruck, Sparan-
strengungen und dem 
zunehmenden Druck auf 
tarifliche Arbeitsstan-
dards“ in der Automobil-
Zuliefererindustrie unter-
suchen. 

Im Südwesten arbeiten 
rund 215.000 Menschen 
in 330 Betrieben in der Automobil-
industrie. Ziel der Studie ist es, die 
Veränderungen in der Automobilin-
dustrie aufzuzeigen, um frühzeitig 
auf Folgen, Risiken und womög-

lich auch Chancen für Beschäftig-
te reagieren zu können. In diesem  

Zusammenhang 
hat die IG Metall 
Baden-Württem-
berg ein Netz-
werk von Be-
triebsräten und 
Vertrauensleuten 
aus der Zuliefere-
rindustrie aufge-
baut.

Im Mai 2015 hat der Bezirk zur  
1. Automobilzulieferer-Tagung ein-
geladen; viele  Betriebsräte haben 
sich an der Diskussion beteiligt. 
Demnach leiden die Belegschaften 

vor allem unter folgenden Proble-
men: 

�� dem Preis- und Verlagerungs-
druck

�� dem Trend zur Ansiedlung 
zukunftsfähiger Technologie 
außerhalb Deutschlands

�� einer wachsenden Kluft in der 
Vergütung zwischen Hersteller 
und Zulieferer

Martin Schwarz-Kocher, Geschäfts-
führer des Stuttgarter IMU Instituts 
und Verantwortlicher für die Studie, 
erklärte bei dem Treffen: „Wir sehen 
eine neue Phase der Globalisierung, 
in der bisherige Leitwerk-Funktio-
nen deutscher Standorte zuneh-
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mend infrage gestellt und Produk-
tionen in einzelnen Bereichen fast 
vollständig aufgegeben werden. 
Diese Strategie kann die Innovati-
onsfähigkeit der Zulieferer und da-
mit der gesamten Branche massiv 
gefährden, weil der Innovationsver-
bund von Produktion, Entwicklung 
und Vertrieb zerstört wird.“

Im Januar 2016 fand in Stuttgart die 
2. Automobilzulieferer-Tagung der 
IG Metall Baden-Württemberg statt. 
Dort ging Bezirksleiter Zitzelsber-

ger auch auf die an-
haltende Kritik an der 
Diesel-Technologie im 
Zuge der Abgas-Mani-
pulationen bei VW ein: 
„Der Dieselantrieb ist 
zur Erreichung der an-
spruchsvollen europäi-
schen CO2-Grenzwerte 
unverzichtbar und darf 
nicht in Misskredit ge-
raten. Das wäre nicht 
nur technologisch 
falsch, sondern wür-
de Tausende Arbeits-
plätze gefährden.“ 
Gerade die deutschen 
und baden-württem-

bergischen Zulieferer arbeiteten 
mit Hochdruck daran, den Schad-
stoffausstoß zu verringern. Unab-
hängig davon müsse der VW-Skan-
dal mit Hochdruck aufgeklärt 
werden. 

Im Mittelpunkt der Tagung standen 
die „Arbeitsteilung zwischen west- 
und osteuropäischen Standorten 
im Automotive-Bereich“ sowie der 
„Zusammenhang zwischen Pro-
duktion und Produktentwicklung“. 
Einschätzung der teilnehmenden 

Kollegen/-innen: Vernetzung ist 
wichtiger denn je. 

Mithilfe der Studie sowie der weite-
ren Vernetzung der Kollegen/-innen 
sollen gemeinsame und belastba-
re Strategien für die Zukunft der 
Beschäftigten entwickelt und ge-
genüber Politik und Unternehmen 
durchgesetzt werden. Weitere Tref-
fen sind in Vorbereitung.

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirk Baden-Württemberg 
Bezirksleitung Baden-Württemberg 
Stuttgarter Str. 23 �  70469 Stuttgart 
Telefon: 0711/16581(0)-25 
Telefax: 0711/16581-47 

Stuttgart, 01.12.2015 
 

 
 
 

Einladung zur  
2. Automobilzulieferer-Tagung 

 
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
 
wir laden Euch herzlich zur 2. bezirklichen Betriebsräte-Tagung der Automobilzuliefe-
rer ein.  

Donnerstag, 21. Januar 2016 
10 – 15 Uhr 
THEO ZWEI 
Theodor-Heuss-Str. 2 (Erdgeschoß der IG Metall Stuttgart) 
70174 Stuttgart 

 
Folgende Themen sind geplant: 

1. Automobilzulieferer unter Druck 
  Roman Zitzelsberger, IG Metall Baden-Württemberg 

2. Arbeitsteilung zwischen west- und osteuropäischen Standorten 
  Martin Schwarz-Kocher, IMU Institut 

3. Wieviel Nähe zur Produktion braucht die Produktentwicklung?  
  Martin Schwarz-Kocher, IMU Institut 

4. Bestandsaufnahme: Betriebliche Herausforderungen im Südwesten  
 Christa Lang, IG Metall Baden-Württemberg  
5. Betriebspolitische Initiative BEAT und Arbeitszeitkampagne  
 Kai Burmeister, IG Metall Baden-Württemberg 

 
Die Tagung dient der Positionsbestimmung zur Entwicklung von Branche und Be-
schäftigung. Sie richtet sich an Betriebsratsvorsitzende der Automobilzulieferer und 
Automobilhersteller.  
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LEAN OFFICE

In vielen Betrieben werden ganz-
heitliche Produktionssysteme auch 
auf indirekte Bereiche übertragen. 
Welche Strategien hinter diesen so-
genannten „Lean Office“-Konzepten 
stecken, ist für viele Betriebsräte 
nicht erkennbar. Deshalb hat die 
IG Metall 2014 ein entsprechendes 
Netzwerk gegründet. „Lean Office“ 
bezeichnet die Standardisierung 
von Tätigkeiten im Büro. Ursprüng-
lich stammt das Prinzip aus der 
Produktion („Lean Production“), 
sogenanntes „Lean Management“ 
(„Schlankes Management“) zielt da-
rauf ab, entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette Verschwendung, 
Fehler und unnötige Kosten zu ver-
meiden. Dafür kommen verschiede-
ne Methoden zum Einsatz. 

Das Betriebsräte-Netzwerk wurde 
im Frühjahr 2014 gegründet und 
läuft in Zusammenarbeit mit dem 
IMU Institut. Um den Handlungs-
bedarf besser zu analysieren, wur-
de ein Forschungsprojekt „Blinder 
Fleck Lean Office“ durchgeführt. Fa-
zit: Es gibt eine sehr große Spanne 
betrieblicher Entwicklungen rund 

um den „Lean“-Gedanken, wenn 
auch oft nur in Form einzelner In-
strumente. 

Bei den verschiedenen Netz-
werktreffen werden systematisch 
die verschiedenen Elemente 
behandelt und Handlungs- und 
Mitbestimmungsoptionen für 
Betriebsräte vorgestellt und dis-
kutiert. Bisherige Schwerpunkte 
waren die Bewertung von Sha-
red-Service-Centern ebenso wie 
Führungsmethoden durch Kenn-
zahlsteuerung. 

Weiterhin gibt es einen inten-
siven Austausch mit dem For-
schungsprojekt des ISF, München, 
zur „Informatisierung und neuen 
Formen der Industriearbeit (WING)“, 
mit Professor Andreas Boes und To-
bias Kämpf. Drei Viertel der betei-
ligten Forschungsbetriebe kommen 
aus der Metall- und Elektroindustrie 
Baden-Württemberg. 

Am Betriebsräte-Netzwerk beteili-
gen sich ca. 30 Betriebe. Folgende 
Lean-Elemente kommen dort zum 

Einsatz: Shop-Floor-Management, 
WILO (Week in the Life of), KVP, 
Poka Yoke, 5 S, Wertstromanalyse 
und Prozess-FMEA. Aufgrund der 
Komplexität des Themas und der 
andauernden betrieblichen Weiter-
entwicklung besteht das Netzwerk 
weitere zwei bis drei Jahre fort. Ein 
Schwerpunkt der künftigen Arbeit 
ist die Weitergabe der eigenen Er-
fahrungen an andere Betriebsrats-
gremien. 

 

 

 

Dagmar Bürkardt  Bettina Seibold 

Blinder Fleck „Lean Office“ 
Mittlere Qualifikationen, neue Tätigkeiten,  

arbeitsorientierte Handlungsansätze 

Heft 4/2015 
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BUNDESTAGSWAHL 2013,  
BUNDESPOLITIK UND DIE ROLLE  
DER IG METALL  

Die IG Metall ist mehr denn je zuvor 
in der Mitte der Gesellschaft an-
gekommen und wird auch von der 
Politik als Sprachrohr für die Inter-
essen der Arbeitnehmer/-innen ge-
schätzt. Das belegt der Einfluss auf 
zahlreiche Gesetze.     

Einen Kurswechsel für mehr Gerech-
tigkeit – das haben 2.400 Metal-
ler/-innen vor der Bundestagswahl 
im Sommer 2013 auf einer Konfe-
renz in Sindelfingen gefordert. Im 
Mittelpunkt standen Fragen nach 
der Zukunft der Rente und frühzeiti-
gen Ausstiegsmodellen, nach guter 
Arbeit und einer Neuordnung des 
Arbeitsmarkts, nach einem hand-
lungsfähigen Staat, mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit und einem sozi-
alen Europa.

Zwar haben sich viele von der Wahl 
klarere Mehrheitsverhältnisse ver-
sprochen. Allerdings hat die Große 
Koalition aus CDU/CSU und SPD in 
den vergangenen Jahren durchaus 
sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Verbesserungen durchgesetzt und 
damit auch Kernforderungen der  

IG Metall erfüllt. Dazu gehören in 
erster Linie die Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns von 8,50 
Euro, die abschlagsfreie Rente ab 
63 nach 45 Beitragsjahren und die 
geplante gesetzliche Begrenzung 
von Leiharbeit.
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MINDESTLOHN

Der Mindestlohn ist kein Wunsch-
thema der IG Metall – zeigt das 
doch die Schwäche der Bereiche, in 
denen  Tarifverträge nicht greifen. 
Gleichwohl ist die fl ächendeckende 
Einführung ein Erfolg der Gewerk-
schaften, da davon fast vier Millio-
nen Menschen profi tieren. Deshalb 

gilt es, den Mindestlohn weiterzu-
entwickeln und gegen Angriff e von 
außen zu verteidigen. Nach wie vor 
verlangen Arbeitgeber und Teile der 
Politik Nachbesserungen, weil die 
Regelung angeblich für Bürokrati-
sierung sorge. Fakt ist hingegen, 
dass die gesetzliche Dokumentati-
onspfl icht der Arbeitszeiten durch 
den Arbeitgeber schon viele Jahre 
vor dem Mindestlohn bestand. Die 
IG Metall muss mit dafür sorgen, 
dass der Mindestlohn bleibt, heu-
tige Ausnahmen verschwinden und 

aus 8,50 Euro Stundenlohn mittel-
fristig über 10 Euro werden.

RENTE 63/45

Die Rente ab 63 nach 45 Beitrags-
jahren ermöglicht seit Mitte 2014 
bestimmten Jahrgängen einen ab-
schlagsfreien, frühzeitigen Renten-
eintritt. Diese honoriert richtiger-
weise die Lebensleistung und lange 
Beitragszahlung von arbeitenden 
Menschen. Aus Sicht der IG Metall 
Baden-Württemberg kann die Rege-
lung aber nur ein erster Zwischen-
schritt sein, tatsächlich können nur 
die Jahrgänge 1951 und 1952 mit 
63 Jahren abschlagsfrei in Rente ge-
hen. Für Jüngere wird die Altersgren-
ze binnen zehn Jahren schrittweise 
wieder auf 65 Jahre angehoben. An 
ihrer Forderung zur Rücknahme der 
Rente mit 67 hält die IG Metall des-
halb unverändert fest. 

Wie wichtig ein frühzeitiger und 
abschlagsfreier Renteneintritt nach 
langjähriger Erwerbstätigkeit ist, 
hat die große Beschäftigtenbefra-
gung gezeigt – 88 Prozent aller Teil-
nehmer/-innen stimmten dafür. Die 

IG Metall hat für das Thema sensi-
bilisiert, indem sie Menschen, die 
von der Regelung profi tieren, mit ei-
ner Plakatkampagne begleitet hat.  
Zudem hat sie öff entlichkeitswirk-
sam Bilanz gezogen: Demnach 
gingen bereits im ersten Jahr nach 
Einführung der Regelung um die 
40.000 Anträge aus Baden-Würt-
temberg ein. 

Auf die bis dato anhaltende Kritik 
aus dem Arbeitgeberlager reagierte 
Landeschef Zitzelsberger verärgert: 
„Erst wird den Leuten der vorzeiti-
ge Ausstieg nicht gegönnt und ihre 
Lebensleistung verhöhnt. Jetzt ist 
das Geschrei groß, weil die Beschäf-
tigten von ihrem guten Recht Ge-
brauch machen.“ Klagen, wonach 
durch den frühzeitigen Ausstieg 
von Fachkräften Know-how-Verlust 
drohe, nannte er „vorgeschoben: 
Damit lenken die Arbeitgeber nur 
von eigenen Versäumnissen in der 
Weiterbildung und beim Generatio-
nen-Management ab. Kein Fachkräf-
te-System bricht zusammen, weil 
ein paar Zehntausend Menschen 
ein bis zwei Jahre früher in Rente 
gehen.“        
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LEIHARBEIT UND WERKVERTRÄGE

Seit November 2015 gibt es einen 
Gesetzentwurf zu Leiharbeit/Werk-
verträgen. Die IG Metall bewertet 
diesen als verbesserungswürdig: 
Der Einsatz von Leiharbeitneh-
mer/-innen auf Dauerarbeitsplätzen 
ist demnach weiter zulässig. Positiv 
daran ist, dass Werkvertragsbe-
schäftigte im laufenden Einsatz 
nicht mehr zu Leiharbeitsbeschäf-
tigten „umdeklariert“ werden kön-
nen und Schein-Werkverträge somit 
ausgeschlossen werden. Und, dass 
Leiharbeitnehmer/-innen nicht 
mehr zu Streikbrechern herangezo-
gen werden dürfen.

Konkret sieht der Gesetzentwurf 
eine Höchstüberlassungsdauer von 
18 Monaten für Leiharbeiter/-innen 
vor, durch Tarifverträge kann der 
Einsatzzeitraum verlängert werden. 
„Equal Pay“ ist nach 9 bzw. mit Ta-
rifbezug nach 15 Monaten möglich. 
Dies ermöglicht die Fortführung 
bestehender Branchenzuschlags- 
Tarifverträge und verlangt bis zum  
15. Monat ein Entgelt, das einem 
vergleichbaren Tarifeinkommen in 
der Einsatzbranche entspricht.

Die IG Metall hat das Gesetzge-
bungsverfahren monatelang mit 
einer Kampagne und zahlreichen 
Aktionen begleitet, auch in Ba-

den-Württemberg haben Beschäf-
tigte mit verschiedenen Aktionen 
auf die Situation prekär Beschäftig-
ter aufmerksam gemacht. 

Befremdlich waren aus Sicht der  
IG Metall Baden-Württemberg plötz-
liche Einwände  aus Teilen der Union 
und dem Arbeitgeberverband Süd-
westmetall, mit denen im Februar 
2016 das Gesetzgebungsverfahren 
plötzlich verzögert werden sollte. 
Und zwar nachdem Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles den Ge-
setzentwurf entsprechend vieler 
kritischer Hinweise von Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden 
nachgebessert hatte. Dazu Roman 
Zitzelsberger: „Von einer solchen 
Blockadehaltung haben weder die 
Unternehmen noch sonst wer einen 
Nutzen. Und den betroffenen Be-
schäftigten wird weiterhin ein Stück 
mehr Gerechtigkeit verweigert. Ein 
sehr unschöner Politikstil.“ 

Bei Werkverträgen bleibt der Ge-
setzentwurf deutlich hinter den For-
derungen der IG Metall zurück. Ein 
echtes Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsräte bei der Frage, welche 
Tätigkeiten fremdvergeben werden, 

E  GESELLSCHAFTSPOLITIK
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an wen und zu welchen Bedingun-
gen, fehlt weiterhin. Derweil neh-
men Ausbreitung und Missbrauch 
von Werkverträgen weiter zu, allein 
in der Metall- und Elektroindust-
rie arbeiten bundesweit geschätzt 
mehr als eine Million Menschen als 
Leiharbeiter oder im Rahmen von 
Werkverträgen.

FLÜCHTLINGSPOLITIK

Der ungebremste Zuzug von Flücht-
lingen fordert auch die IG Metall: Als 
Fürsprecher und Unterstützer für die 
Menschen, die hier Schutz suchen, 
aber auch als Ansprechpartner für 
unsere Mitglieder, die sich zuneh-

mend um ihren eigenen Alltag sor-
gen. Sie gilt es aufzuklären und bei 
ihnen um Verständnis für die Not 
der Geflüchteten zu  werben.  

Die IG Metall unterstützt eine Flücht-
lingspolitik, die weder Kommunen 
noch Nachbarschaften über Gebühr 
belastet, den Menschen schnellst-
möglich einen sicheren Rechts-
status einräumt und ihnen durch 
Unterstützungsleistungen eine Per-
spektive auf ein selbstbestimmtes 
Leben eröffnet. Gewalt und verbale 
Angriffe auf Flüchtlinge werden zu-
tiefst verurteilt. 

Obwohl grundsätzliche Fragen des 
Asylrechts und der Flüchtlingspoli-

tik auf Bundesebene geklärt werden 
müssen, stellt das Thema auch die 
Länder vor große Herausforderun-
gen – beim öffentlichen Wohnungs-
bau, dem Zugang zu Sprachkursen 
und der Integration in den Arbeits-
markt. Finanzielle Soforthilfen des 
IG Metall-Vorstands sowie Mento-
ring-Programme, Patenschaften und 
Unterstützung bei Sprachkursen 
finden auch in Baden-Württemberg 
Anwendung. Viele Betriebe und Ge-
schäftsstellen haben darüber hin-
aus eigene Hilfsaktionen gestartet. 

Im August 2015 haben sich die 
Spitzenvertreter der IG Metall Ba-
den-Württemberg und des Arbeit-
geberverbands Südwestmetall in ei-
ner gemeinsamen Erklärung gegen 
Fremdenhass und Rassismus aus-
gesprochen. Darin heißt es unter 
anderem: „Globale und kulturelle 

GESELLSCHAFTSPOLITIK F

Die Würde des 
Menschen ist
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Vielfalt ist fester Bestandteil der ba-
den-württembergischen Unterneh-
men, jegliche Form von Fremden-
hass und Rassismus bedroht die 
Grundwerte der Demokratie und da-
mit auch die deutsche Industrie. Da-
für ist kein Platz, weder in unseren 
Betrieben, noch in der Gesellschaft. 
Wir stehen für eine weltoffene, tole-
rante Gesellschaft und für ein faires 
und friedliches Miteinander unab-
hängig von Herkunft, Weltanschau-
ung und sozialem Status.“
Zudem arbeitet der Bezirk mit Süd-
westmetall aktuell an einer Anpas-
sung des Tarifvertrags Förderjahr, 
um Flüchtlingen in den Beruf zu hel-
fen. Dieser soll noch dieses Jahr in 
Kraft treten.

 
 
 
 
Pressedienst  
 

 
Gemeinsame Erklärung von IG Metall und Südwestmetall 
 
 
Nein zu Fremdenhass und Rassismus 
 

Stuttgart - Arbeitgeber und Gewerkschaft der baden-württembergischen 
Metall- und Elektroindustrie wenden sich in dieser gemeinsamen Erklä-
rung gegen die zunehmende Gewalt gegen Flüchtlinge und setzen sich 
für eine weltoffene Gesellschaft ein.  

IG Metall und Südwestmetall verurteilen die Angriffe auf Flüchtlinge 
aufs Schärfste und appellieren an eine Gesellschaft ohne Extremismus 
und Intoleranz. Dies erklärten die Spitzenvertreter Dr. Stefan Wolf, 
Vorsitzender von Südwestmetall, und Roman Zitzelsberger, Bezirkslei-
ter der IG Metall Baden-Württemberg, am Montag in einer gemeinsa-
men Erklärung. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Gewalt gegen Flüchtlinge in 
Europa, in Deutschland und auch in Baden-Württemberg wollen die 
beiden Organisationen ein klares Zeichen gegen Extremismus und 
Intoleranz, für Integration und Menschenwürde setzen. Tote Flüchtlinge 
vor und innerhalb der Grenzen Europas, brennende Asylbewerberhei-
me und Aufmärsche von Rechtsextremen – diese Bilder begleiten die 
täglichen Schlagzeilen zur Flüchtlingsproblematik. „Solche Bilder sind 
nicht nur einer Demokratie unwürdig, sondern fügen dem Ansehen der  
Exportnation Deutschland und insbesondere Baden-Württemberg als 
starkem Industrieland massiven Schaden zu“, so die beiden Spitzen-
vertreter von Südwestmetall und IG Metall. Globale und kulturelle Viel-
falt sei fester Bestandteil der baden-württembergischen Unternehmen, 
jegliche Form von Fremdenhass und Rassismus bedrohe die Grund-
werte der Demokratie und damit auch die deutsche Industrie. Für die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter ist klar: „Dafür ist kein Platz – 
weder in unseren Betrieben, noch in der Gesellschaft. Wir stehen für 
eine weltoffene, tolerante Gesellschaft und für ein faires und friedliches 
Miteinander unabhängig von Herkunft, Weltanschauung und sozialem 
Status.“ 

Für den täglichen Umgang heißt das: „Zu einer Willkommenskultur ge-
hört auch eine Kultur der Integration. Wir freuen uns, wenn Menschen, 
die gestern noch Flüchtlinge waren, morgen zu unseren Nachbarn, 
Mitarbeitern und Kollegen gehören.“  

 

 
Bezirk 
Baden-Württemberg 

Stuttgart,  

31. August 2015 
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LANDESPOLITIK

Mit der grün-roten Landesregierung 
hat die IG Metall Baden-Württem-
berg jahrelang gut zusammengear-
beitet. Dies gilt es auch bei Grün-
Schwarz zu erreichen.

2011 endete mit dem Gang der 
CDU in die Opposition eine Epoche 
in der Landespolitik. Dass es sich 
dabei nicht um einen einmaligen, 
auf Sonderfaktoren (S21, Fuku-
shima) beruhenden „Ausrutscher“ 
handelte, zeigt die Wahl von 2016: 
Erstmalig in der Geschichte der Bun-
desrepublik sind Bündnis 90/Die 
Grünen stärkste Kraft in einem Län-
derparlament geworden. Sie kom-
men auf knapp über 30 Prozent der 
Stimmen, die CDU hat 27 Prozent er-
reicht, die SPD ist unter 13 Prozent 
gerutscht und liegt damit zwischen 

AfD (15 Prozent) und FDP (knapp 
über 8 Prozent).

Rückblickend lässt sich aus Sicht 
der IG Metall festhalten, dass 2011 
– immer mit Blick auf die realen 
Kompetenzen und Befugnisse ei-
ner Landesregierung – dem Macht- 
auch ein Politikwechsel folgte. Im 

Rahmen der dialogorientierten Wirt-
schaftspolitik kam es zu einer engen 
Abstimmung zwischen IG Metall und 
dem für Technologiefragen zustän-
digen Wirtschafts- und Finanzminis-
terium. In der Schul- und Wissen-
schaftspolitik wurden die Weichen 
in Richtung Chancengleichheit ge-
stellt (massiver Ausbau der Kinder-
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betreuung, Gemeinschaftsschule, 
Abschaffung der Studiengebühren, 
Reduzierung der Ausfallstunden an 
den beruflichen Schulen, usw.), das 
Bildungszeitgesetz unterstützt das 
Bemühen der IG Metall Baden-Würt-
temberg um eine Ausweitung der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit.  
Die IG Metall Baden-Württemberg 
hat mit der grün-roten Landesregie-
rung gut und vertrauensvoll zusam-
mengearbeitet. Durch die Einbin-
dung in unterschiedliche Gremien 
vom Landesbeirat TTIP bis zur Alli-
anz Industrie 4.0 konnten wir unse-
re Positionen einbringen, unseren 
Standpunkten Gehör verschaffen, 
unser Bild als kompetenter An-
sprechpartner in Fragen der Wirt-
schaft und der Arbeitswelt festigen. 

Dieses Angebot der Zusammenar-
beit gilt selbstverständlich auch für 
die neue grün-schwarze Regierung. 
Die IG Metall setzt darauf, dass alle 
Verantwortlichen das grundsätzli-
che Interesse teilen, wirtschaftliche 
Stärke, sozialen Zusammenhalt und 
ökologische Nachhaltigkeit intelli-
gent miteinander zu verzahnen. Die 
IG Metall Baden-Württemberg steht 
für einen konstruktiven Dialog be-

reit. Ohne dabei Konflikten, die es 
sicherlich geben wird, aus dem Weg 
zu gehen. 

Im Vorfeld der Landtagswahl 2016 
hat die IG Metall dreierlei getan: Auf 
die arbeitnehmerfreundliche Poli-
tik der grün-roten Landesregierung 
und den guten Dialog mit Vertretern 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Gewerkschaften hingewiesen. Die 
Menschen aufgefordert, von ihrem 
demokratischen Grundrecht Ge-
brauch zu machen und ihre Stimme 
abzugeben. Versucht, den Einfluss 
der AfD zu begrenzen.

Dazu hat die Bezirksleitung die 
Wahlprogramme der Parteien auf 
aus Sicht der Gewerkschaften re-
levante Vorhaben in den Politik-
feldern Arbeit, Wirtschaft und In-
frastruktur ausgewertet und eine 
Zusammenfassung daraus in der 
Metallzeitung veröffentlicht. Damit 
wurde ein Informationsangebot für 
diejenigen bereitgestellt, die sich 
aus verschiedenen Gründen nicht 
durch insgesamt über 500 Seiten 
Text durcharbeiten wollten und 
konnten. Die AfD wurde in diesen 
Vergleich bewusst nicht mit einbe-

zogen, da ihr Politikverständnis und 
Menschenbild aus unserer Sicht mit 
einer demokratischen Partei nicht 
vereinbar ist. 

E  GESELLSCHAFTSPOLITIK
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Gleichwohl steht nach der Wahl 

fest, dass der Umgang mit der AfD 

eine der zentralen politischen He-

rausforderungen für die DGB-Ge-

werkschaften sein wird. Auch vor 

dem Hintergrund, dass die AfD ihre 

Stimmen weit überproportional aus 

den Personengruppen der Arbeiter 

und Arbeitssuchenden rekrutieren 

konnte und Gewerkschaftsmitglie-

der häufiger ihr Kreuz bei der AfD 

gemacht haben als der Durchschnitt 

aller Wahlberechtigten. Die IG Me-

tall muss sich der Auseinanderset-

zung mit der AfD stellen und prüfen, 

inwieweit deren inhaltlichen Vor-

schläge unser Land voranbringen, 

inwieweit die Arbeit im Parlament 

Gestaltungswillen erkennen lässt 

und inwieweit Programm und Rhe-

torik der Spitzenvertreter überein-

stimmen. 

Die IG Metall setzt sich für eine so-

zialintegrative Politik ein, die die 

berechtigten Interessen, Sorgen 

und Nöte der Menschen aufgreift, 

die Teilhabe und Mitbestimmung 

ermöglicht, jedem Einzelnen die 

Chance auf Qualifizierung und Auf-

stieg bietet. Die Rassismus, Frem-

denfeindlichkeit und Nationalismus 

keinen Raum lässt, sondern die 

Probleme dort löst, wo sie ihre Ursa-

chen haben. 

Der zwischen den Grünen und der 

CDU geschlossene Koalitionsver-

trag ist aus Sicht der IG Metall Ba-

den-Württemberg eher weit gefasst 

und enthält weniger konkrete Ar-

beitsvorhaben als der Vertrag der 

Vorgängerregierung. Das lässt aus 

heutiger Sicht darauf schließen, 

dass viele Entscheidungen auf das 

politische Alltagsgeschäft vertagt 

werden.  Umso wichtiger ist es, dass 

sich die IG Metall in die konkreten 

politischen Prozesse konstruk-

tiv-kritisch einbringt.    
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BILDUNGSZEITGESETZ  
IN BADEN-WÜRTTEMBERG 

Seit 1. Juli 2015 haben Beschäftig-
te in Baden-Württemberg einmal 
jährlich Anspruch auf bis zu 5 Tage 
bezahlte Freistellung für berufliche 
und politische Weiterbildungen 
sowie – seit 2016 – für Qualifizie-
rungsmaßnahmen im Ehrenamt.

Mit der Verabschiedung des „Bil-
dungszeitgesetzes Baden-Württem-
berg“ (BzG BW) hat sich die grün-ro-
te Landesregierung erfolgreich 
gegen heftige Widerstände der FDP, 
von weiten Teilen der CDU und des 
Arbeitgeberlagers zur Wehr gesetzt. 
Der Standhaftigkeit der SPD sowie 
der konzertierten Lobbyarbeit der 
DGB-Gewerkschaften und insbe-
sondere der IG Metall ist es zu ver-
danken, dass auch Baden-Württem-
berg endlich ein solches Gesetz hat. 

Kritisch sehen die Gewerkschaften 
lediglich einen geringeren Anspruch 
für Auszubildende und DHBW-Stu-
dierende (5 Arbeitstage im gesam-
ten Ausbildungszeitraum) sowie 
Ausnahmen für Betriebe mit zehn 
und weniger Beschäftigten. Beides 
sollte noch einmal überdacht wer-
den.

Die IG Metall ist seit dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes mit einem eigenen 
Bildungsprogramm am Start. Um 

dies zu gewährleisten, wurden zwei 
grundsätzliche Entscheidungen ge-
troffen:

1. Als Anbieter tritt das Bildungs
zentrum Lohr-Bad Orb auf, da das 
BzG BW verlangt, dass Bildungs-
angebote nach dem Gesetz nur 
von „anerkannten Bildungsträ-
gern“ angeboten werden dürfen. 
Die „Kooperations“-Bildungs-
stätte verfügt über alle erforder-
lichen Zertifikate und Testate; 
die entsprechende Anerkennung 
wurde beim Regierungspräsidi-
um in Karlsruhe beantragt.

2. In Baden-Württemberg wurde 
ein Büro eingerichtet, das die 
Organisation der Bildungs-
zeitseminare durchführt. Das 

E  GESELLSCHAFTSPOLITIK

Bildungszentrum
Lohr – Bad Orb
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„Büro für Bildungszeit“ des 
Bildungszentrums Lohr-Bad 
Orb hat seinen Sitz im Gewerk-
schaftshaus in Esslingen. Derzeit 
sind dort drei Kollegen/-innen 
bzw. Kolleginnen beschäftigt:  
Michael Ruhkopf, Carmen Vogt 
und Peggy Rath.

Zum 1. Juli 2015 ist die IG Metall 
zunächst mit einem Halbjahres-
programm gestartet; sowohl die 
Geschäftsstellen als auch viele Be-
triebsrats- und Vertrauensleute-Gre-
mien haben das Thema Bildungszeit 
bereits gut in ihre Arbeit integriert.

Ärgerlich ist, dass Arbeitgeberver-
bände und einzelne Unternehmer 
das Gesetz nach wie vor nicht akzep-
tieren wollen. Immer wieder werden 
Anträge auf Bildungszeit mit oft-
mals fadenscheinigen Begründun-
gen abgelehnt. Offensichtlich geht 
es darum, die Beschäftigten zu ver-
unsichern, damit sie möglichst we-
nig von ihrem Anspruch auf Bildung 
Gebrauch machen. Das kritisiert die 
IG Metall scharf: „Für Bildung tragen 
auch die Unternehmen eine gesell-
schaftliche Verantwortung, die über 
Sonntagsreden hinausgeht. Wer 

versucht, das Gesetz zu unterwan-
dern, muss sich auf massive Gegen-
wehr der IG Metall gefasst machen“, 
so Bezirksleiter Zitzelsberger.

In vielen Fällen kann dank des 
Einsatzes von Betriebsräten und 
Geschäftsstellen eine Lösung ge-
funden werden. Dort wo dies nicht 
gelingt, unterstützt die IG Metall die 

Durchsetzung über entsprechende 
Rechtsverfahren. Ebenso mit Re-
ferenteninformationen, Betriebs-
räteschulungen, Informations- und 
Schulungsveranstaltungen.

Zwischenzeitlich hat das „Büro für 
Bildungszeit“ zwei Seminarpro-
gramme (2015 und 2016) herausge-
bracht, eine Internetseite eingerich-
tet (www.bildungszeit.igm.de) und 
Plakate und Flyer zur Information 
von Beschäftigten, Vertrauensleu-

ten und Betriebsräten entwickelt. 
Für 2016 haben die Geschäftsstel-
len und die Bezirksleitung circa 120 
Bildungszeitseminare geplant. 

Das Bildungszeitgesetz ist ein wich-
tiges Instrument sowohl für allge-
mein-politische Qualifizierungen 
(z.  B. zur Integration von Flüchtlin-
gen und gegen Fremdenfeindlich-
keit) bis hin zu praktischen poli-
tischen Fortbildungen im Betrieb 
(Mitbestimmung, Tarifverträge, Be-
triebsratsarbeit, usw.). Die IG Metall 
wird alles dafür tun, damit sich die-
ses Gesetz dauerhaft etabliert. 

GESELLSCHAFTSPOLITIK F

Bildungszentrum
Lohr – Bad Orb
Geschäftsstelle
Baden-Württemberg

Nimm dir Bildungszeit!
Bildungsprogramm 2016
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Jahre IG Metall:
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ORGANIGRAMM  
DER BEZIRKSLEITUNG

Christian Steffen 
Referent Bezirksleiter,  
Internationale Kontakte, DGB,  
Landes- und Bildungspolitik

Gerda Winklhofer 
Assistenz + Buchhaltung

Monika Lersmacher 
Sozialpolitik, Frauen- und 
Gleichstellungspolitik, Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, Tatort 
Betrieb

Nicole Stickel 
Assistenz 

Petra Otte 
Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit, Kampagnen, Interne  
+ externe Kommunikation,  
Metallzeitung, Publikationen

Karin Schneider 
Assistenz

Christa Lang 
Branchen- und  
Strukturpolitik,  
Elektromobilität

Nicole Stickel 
Assistenz

Roman Zitzelsberger
Bezirksleiter

Birgit Heilig
Assistenz  
Bezirksleiter

Karl-Heinz Senner
Technischer Assistent,  
Verwaltung Fuhrpark, 
Fahrer Bezirksleiter

TEAM  
Allgemeine Öffentlichkeit, Politik, Medien
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Nadine Boguslawski 
Tarifpolitik Metall und 
Elektro, Koordination 
Tarifpolitik

Laura Müller
Assistenz

Martin Sambeth 
Tarifpolitik Holz und Kunst-
stoff , Textil und Bekleidung, 
Kfz-Handwerk, Leichtbau, 
Betriebspolitik

Silke Berger
Assistenz

Kai Burmeister 
Betriebspolitik, Industrie-
politik, Angestellte, 
Vertrauensleute

Ute Höppner
Assistenz

Thomas Rosenland 
Sozialrecht, 
Stellvertretung Sozialpolitik, 
Senioren/AGA Ausschuss

Katja Richter
Assistenz

Sebastian Fay 
Tarifpolitik Metall und 
Elektro, Koordination 
Tarifpolitik

Laura Müller
Assistenz

Walter Beraus
Tarifpolitik ERA, 
Edelmetall industrie, 
Metallbau, 
Feinwerktechnik,  
Schlosser/Schmiede  Ute Höppner
 Assistenz 
 

Dr. Raphael Menez
Projekt Arbeit+Innovation

TEAM 
Tarif, Betriebe, Recht

Roman Romanowski
Arbeits- und Tarifrecht, 
Elektrohandwerk/TGA, 
Migranten

Katja Richter
Assistenz
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TEAM 
Mitglieder, Organisation, Personal

TEAM 
Gemeinsames Erschließungsprojekt GEP

Andreas Flach 
GEP-Projektleitung

Jessica Buchner
Assistenz

Marc Tinger 
GEP-Projektleitung

Jessica Buchner
Assistenz

Jonas Berhe 
GEP-Projektleitung

Eva-Maria Reichstein
Assistenz

Slave Cubela 
GEP-Projektleitung
(bis Juli 2016)

Eva-Maria Reichstein
Assistenz

Josef Bechtel 
Organisation, Mitgliederent-
wicklung, Gew. Bildung, 
Statistiken, Geschäftspläne

Pia Krücker
Assistenz

Yasemin Kış-Erdoğan 
Jugend

Rita Mayer
Assistenz

Martin Gürtler 
Personalentwicklung, Projekte, 
Mitgliederentwicklung, CRM, 
Geschäftspläne

Mathilde Leutschaft
Assistenz
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DER BEZIRK IM WANDEL:  
HERAUSFORDERUNG UND CHANCE

Im Bezirk – und auch in der Bezirks-
leitung –  vollzieht sich ein grundle-
gender Generationenwechsel.

In den Geschäftsstellen wurden in 
den vergangenen vier Jahren 13 
neue Erste Bevollmächtigte ge-
wählt, in den kommenden vier bis 
fünf Jahren ist in weiteren acht  Ge-
schäftsstellen mit einem altersbe-
dingten Wechsel der Ersten Bevoll-
mächtigten zu rechnen. 

Ähnliches gilt für die Bezirkslei-
tung: Seit Beginn der Amtszeit von 
Roman Zitzelsberger im Dezember 
2013 haben zehn neue Bezirks-
sekretäre/-innen (inklusive der 
Projektleitung des Gemeinsamen 
Erschließungsprojekts GEP) ihre Ar-
beit aufgenommen. Im Team Tarif- 

und Betriebspolitik sowie im Team 
Organisation, Personal und Mitglie-
der sind in den vergangenen zwei 
Jahren die Hälfte bzw. zwei von drei 
Sekretäre/-innen neu in die Bezirks-
leitung gekommen.

Auch vor unseren betrieblichen 
Gremien macht der Generationen-
wechsel nicht halt: Bereits bei der 
Betriebsratswahl 2014 wurden vie-
le Positionen neu besetzt, bei den 
Wahlen 2018 steht altersbedingt 
ein noch größerer Wechsel gerade 
auf den Spitzenpositionen (Be-
triebsratsvorsitzende und Stellver-
treter/-innen) an.

Für die IG Metall Baden-Württem-
berg ist das eine große Herausforde-
rung, in der es gilt, das langjährige 

Wissen der bisherigen Amtsinha-
ber/-innen zu sichern und weiter-
zugeben. Dies betrifft insbesonde-
re die Erfahrungen aus zahlreichen 
Tarifauseinandersetzungen und 
Streikbewegungen. 

Zugleich wird es angesichts zu-
rückgehender Geburten-Jahrgänge 
schwieriger, geeigneten Nachwuchs 
zu finden – sowohl für Aktive in 
betrieblichen Gremien als auch für 
hauptamtliche IG Metall-Positionen. 
Deshalb werden zunehmend Quer-
einsteiger außerhalb klassischer 
IG Metall-Werdegänge eingestellt, 
z.  B. Hochschulabsolventen. Das 
Trainee-Programm des Vorstands 
bereitet diese Kollegen/-innen auf 
ihre Arbeit in der IG Metall vor.
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Im aktuellen Generationenwechsel 
liegen aber auch Chancen für die 
IG Metall: Geänderte Belegschafts-
strukturen wie ein steigender An-
teil an Hochqualifizierten sowie die 
wachsende Bedeutung indirekter 
Unternehmensbereiche führen zu 
veränderten Erwartungen an be-
triebliche Interessensvertretungen 
und die Gewerkschaft. Daraus er-
geben sich neue Anforderungen an 
Haupt- und Ehrenamtliche der IG 
Metall. Dies betrifft z. B. eine stärke-
re Beteiligungsorientierung in den 
Betrieben und eine bessere kultu-
relle Anschlussfähigkeit an die Be-

legschaften mit ihren unterschied-
lichen Wurzeln. Dies wird im Zuge 
des Generationenwechsels bereits 
mitberücksichtigt.

Zudem wird die IG Metall Ba-
den-Württemberg das wichtige ge-
sellschaftspolitische Anliegen nach 
mehr Frauen in Führungspositionen 
auch im eigenen Haus noch stärker 
umsetzen und den Anteil weiblicher 
Erster und Zweiter Bevollmächtigter 
in den nächsten Jahren weiter stei-
gern.



100

2012 - 2016E  ORGANISATIONSPOLITIK

NEUE KONZEPTE ZUR 
MITGLIEDERWERBUNG

Steigende Mitgliederzahlen sind 
die entscheidende Grundlage für 
eine erfolgreiche Tarifpolitik und 
die Durchsetzungsfähigkeit der 
IG Metall in den Betrieben. 

In dieser Hinsicht waren die vergan-
genen vier Jahre sehr erfolgreich, 
bis Ende 2015 legte der Bezirk an 
Mitgliedern insgesamt sowie an be-
triebsangehörigen Kollegen/-innen 
zu (Details siehe „Organisation in 
Zahlen“). 

Besonders erfreulich sind die deut-
lichen Zuwächse unter Angestellten 
und Studierenden, Ende 2015 wa-
ren 61.748 Angestellte und 14.839 
Studierende in der IG Metall Ba-
den-Württemberg organisiert. Damit 
folgt die Mitgliederstruktur einem 

Wandel in den Belegschaften: In der 
Produktion arbeiten immer weni-
ger Beschäftigte, in den indirekten 
Bereichen, also in Forschung und 
Entwicklung, Verwaltung, Marketing 
und Vertrieb, nehmen die Beschäf-
tigtenzahlen dagegen tendenziell 
zu. Gleichzeitig gibt es immer mehr 

Frauen und Menschen mit Migrati-
onshintergrund in den Belegschaf-
ten. Dies zeigt sich auch an den 
Berufsstartern, die jedes Jahr neu in 
die Betriebe kommen, mittlerweile 
sind im Organisationsbereich der 
IG Metall ca. ein Drittel dual Studie-
rende. Umgekehrt gehen die Zahlen 

ODER WIE MAN DIE GENERATION Y FÜR DIE IG METALL GEWINNT

Studierende gesamt Studierende (ohne dual Studierende) Nur dual Studierende
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im Bezirk Baden-Württemberg 2012 - 2015
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insbesondere bei den kaufmänni-
schen Auszubildenden zurück. 

Für diese neuen Beschäftigtengrup-
pen muss die IG Metall veränderte, 
auf ihre Bedürfnisse zugeschnitte-
ne Angebote entwickeln, um von 
ihnen als durchsetzungsstarke In-

teressenvertretung wahrgenommen 
zu werden. In den nächsten Jah-
ren wird es darauf ankommen, die 
„Neuen“ in den Betrieben für die 
IG Metall zu gewinnen und den Kon-
takt zu langjährigen Mitgliedern 
weiter auszubauen. Das Gemein-
same Erschließungsprojekt (GEP), 

eine Verstärkung der Jugend- und 
Studierendenarbeit sowie eine in-
tensive Binde- und Halte arbeit sind 
dafür die Schlüssel instrumente. 

Leistungen für Mitglieder

Es lohnt sich schon während des Studiums,  

Mitglied der IG Metall zu sein. 

 

 Die Leistungen der IG Metall für Studierende im  

 Überblick: 

1 kostenfreie Seminare zu Berufseinstieg, Zeit- 
management und politischen Themen,

2 Tipps und Beratung bei den Themen Studienfinan-
zierung, Praktikum, Nebenjob, Einstiegsgehalt  
und Tarifbindung,

3 Rechtsschutz in arbeits- und sozialrechtlichen Fällen,
4 Prüfung von Arbeits- und Praktikumsverträgen 

sowie Zeugnissen, 
5 Freikarten für die CeBIT und Hannover Messe,
6 Freizeitunfallversicherung (nach einem Jahr Mit-

gliedschaft) – auch gültig im Auslandssemester,
7 »Die Schnittstelle« (das Info-Blatt für Studierende) 

liefert Interessantes und Wissenswertes. Sie liegt im 
März und September der monatlich erscheinenden 
metallzeitung bei und

8 die Möglichkeit, sich in der IG Metall zu engagieren.

IG Metall für Studierende – 
Studierende für die IG Metall

Interessen erfolgreich durchsetzen
Der Monatsbeitrag: Studierende sowie Schülerin- 
nen und Schüler zahlen 2,05 Euro als Mitgliedsbei-
trag, soweit sie nicht durch ein Beschäftigungsver-
hältnis regelmäßig hinzuverdienen. Für dual Studie-
rende beträgt der monatliche Mitgliedsbeitrag  
1 % des monatlichen Bruttoverdienstes. 
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Wir. Die IG Metall.
Eine Gewerkschaft stellt sich vor.
 
Sie möchten gerne mehr über die IG Metall wissen? 
Unser Infopaket »Wir. Die IG Metall.« bietet ausführ-
liche Informationen darüber, wofür wir stehen, was 
wir erreicht haben und welche Leistungen Mitgliedern 
zustehen. Bestellen Sie kostenfrei unter: 
 

  www.igmetall.de/wir-stellen-uns-vor

 
Weitere Informationen
 
Lokale Ansprechpartner/innen finden, weiterführendes 
Material sowie nützliche Links und Tipps auf 
 

  www.hochschulinformationsbuero.de

 
Oder: 

 
IG Metall Vorstand  
Ressort Angestellte, IT, Studierende 
Stefanie Geyer

 069 6693-2308,  
 stefanie.geyer@igmetall.de
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Cheyenne, es wird immer gesagt, 
die Belegschaften werden hetero-
gener. Wie hat sich bei Euch die 
Zusammensetzung der Belegschaft 
geändert? 

Insgesamt wird der indirekte Be-
reich immer wichtiger. Bei uns im 
Mannheimer Werk haben wir aber 
noch viel Produktion. In den letzten 
Jahren wurden viele Aufgaben im 
Angestellten- und Verwaltungsbe-
reich in Berlin oder Stuttgart zentra-
lisiert und daher Personal in diesen 
Bereichen abgebaut. Im Ausbil-
dungsbereich spüren wir diese Ver-
änderung auch: Seit einigen Jahren 
haben die dual Studierenden unter 
den Berufsstartern an Bedeutung 
gewonnen. Und unsere Belegschaft 
wird bunter: In Mannheim haben 
über 40 Prozent der hier lebenden 
Menschen einen Migrationshinter-
grund. Dieser Anteil spiegelt sich 

mittlerweile auch bei den Auszubil-
denden wider. Wir können immer 
mehr junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund für die Ausbildung 
gewinnen. Nicht ganz so erfolgreich 
sind wir dabei, junge Frauen für 
technische Berufe zu begeistern. Da 
bleibt noch einiges zu tun.

Die viel zitierte Generation Y kommt 
in die Betriebe, Du bist selbst aus 
dieser Generation. Welche Ansprü-
che und Vorstellungen hat diese 
Altersgruppe an ihren Arbeitsplatz?

Meine Generation hat sehr konkrete 
Vorstellungen, wie unser Leben und 
vor allem unser Arbeitsleben gestal-
tet sein soll – und wir wollen beides 
ausbalancieren. 

Lange Zeit waren individuelle, nicht 
immer gradlinige Lebensläufe ver-
pönt. Wer sich mal eine Auszeit 
für „Work & Travel“ oder Ähnliches 
nehmen wollte, galt als faul. Als 
junger Vater Elternzeit nehmen? 
Ein No-go, ist doch Frauensache! 
Das wollen wir so nicht mehr hin-
nehmen. Wir nehmen uns die Zeit 
für das, was uns wichtig ist und 
haben kein Problem damit, einen 
Lebenslauf „außerhalb der Norm“ 
vorzuzeigen. Flexible Arbeitszeiten, 
Familie, Freunde und vor allem die 
Möglichkeit, sich selbst zu entfal-
ten, sind uns wichtig. Wir möchten 
uns nicht zwischen Kind oder Karri-
ere entscheiden, wir wollen beides!  
Die Arbeitswelt soll sich unseren 
Wünschen anpassen und nicht um-
gekehrt. Aber nicht falsch verste-
hen: Wir suchen keinen einfachen 
Job, sondern möchten einer Beru-
fung nachgehen, in der wir einen 
Sinn sehen und mit der wir uns wei-
terentwickeln können.

Cheyenne Todaro, Jahrgang 1993, ist Vorsitzende 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung im 
Mercedes Benz-Werk Mannheim 

„DIE ARBEITSWELT 
SOLL SICH UNSEREN 

WÜNSCHEN  
ANPASSEN,  

NICHT UMGEKEHRT“



103

ORGANISATIONSPOLITIK F2012 - 2016

Welche Anforderungen stellen diese 
Kollegen/-innen an uns als Betriebs-
räte, Jugend- und Auszubildenden-
vertreter/-innen und Metaller/-in-
nen? Was muss die Gewerkschaft 
anders machen, um die Generation 
Y für sich zu gewinnen? 

Die Generation Y möchte mitreden 
und beteiligt werden. Und sie stellt 
Dinge auch mal in Frage. Deswegen 
braucht es vielleicht einen intensi-
veren Dialog, um sie von der IG Me-
tall zu überzeugen. Wir müssen die 
systematische und koordinierte An-
sprache flächendeckend in den Be-
trieben, den Berufsschulen und an 
den Hochschulen etablieren – und 

uns dabei noch stärker auf unser 
jeweiliges Gegenüber einstellen. 
Denn auch die Generation Y ist ja 
keine einheitliche Gruppe. Vieler-
orts klappt das schon sehr gut. Von 
einem Gedanken müssen wir uns 
leider verabschieden: Wir werden es 
schwerer schaffen neue Mitglieder, 
die Interesse haben uns aktiv zu 
unterstützen, über eine lange Zeit 
zu binden. Für die Generation Y ist 
es attraktiver, in zeitlich begrenzten 
Projekten zu arbeiten und ein kla-
res, erreichbares Ziel zu verfolgen, 
als in Gremien mitzuarbeiten. Orga-
nizing-Ansätze können hierfür ein 
guter Weg sein, die Generation Y in 
unsere Arbeit mit einzubinden.
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DAS GEMEINSAME  
ERSCHLIESSUNGSPROJEKT GEP

Im Herbst 2015 hat das Gemein-
same Erschließungsprojekt (GEP) 
im Bezirk Baden-Württemberg die 
Arbeit aufgenommen, seit Okto-
ber sind die zuständigen Erschlie-
ßungs-Sekretäre/-innen in den Ge-
schäftsstellen aktiv.

Damit reagiert die IG Metall auf den 
demografischen Wandel, der auch 
an der Organisation in Baden-Würt-
temberg nicht spurlos vorbeigeht: 
Die geburtenstarken Jahrgänge ge-
hen auf den Ruhestand zu, in der 
Folge könnte die IG Metall in erheb-
lichem Umfang betriebsangehöri-
ge Mitglieder verlieren. Allerdings 
bleibt die Gesamtzahl der Beschäf-
tigten in den IG Metall-Branchen 
verhältnismäßig stabil – es ist also 
ausreichend Potenzial vorhanden, 

um die heutige Durchsetzungsfä-
higkeit zu erhalten.

Zentrales Ziel von GEP ist die Stär-
kung und der Ausbau gewerkschaft-
licher Handlungsfähigkeit in den 
Betrieben im Bezirk und dadurch 
die Gewinnung von rund 40.000 
zusätzlichen Mitgliedern – nicht 
zuletzt als Ausgleich des demogra-
fischen Wandels. 

Im Mittelpunkt vieler Aktivitäten ste-
hen nach wie vor unsere Betriebs-
räte und Vertrauensleute. Neben 
der weiterhin existierenden betrieb-

lichen Regelbetreuung durch die 
Geschäftsstellen bringt das GEP zu-
sätzliche Personalkapazitäten ein. 
20 Erschließungs-Sekretäre/-innen 
arbeiten in Teams verteilt im Bezirk. 
Die Koordination und Steuerung des 
Projekts liegt im Bezirk in der Hand 
von vier im Organizing erfahrenen 
Kollegen.

Bisheriger Schwerpunkt war die Ar-
beit mit den Betriebsratsgremien 
von mehr als 70 Betrieben, die sich 
für das Projekt interessiert haben. 
Durch Beratung, Begleitung und 
Schulungsmaßnahmen wurden die 
Interessenvertreter zusätzlich quali-
fiziert und zu Aktivitäten motiviert. 
Dabei ist es durchgehend gelungen, 
die Arbeit des jeweiligen Betriebs-
ratsgremiums und die Rolle der  
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IG Metall verstärkt sichtbar zu ma-
chen. Trainiert und umgesetzt wur-
den neue Formen der direkten und 
indirekten Kommunikation mit den 
Beschäftigten. Neben der Entwick-
lung passender Ansprache-Konzep-
te spielten demokratische Beteili-
gungsprozesse eine wichtige Rolle 
– z. B. das Identifizieren betriebli-
cher Themen und die gemeinsame 
Suche nach Lösungswegen mit den 
Betroffenen. Der vielfache, ausge-
sprochen positive Zuspruch, den die 
Betriebsräte darauf erhalten haben, 
bringt zwei wichtige Erkenntnisse:

�� Eine sichtbare Interessen-
vertretung gewinnt erheblich 
an Durchsetzungsfähigkeit 

�� Die Akzeptanz und Popula-
rität aktiver IG Metall-Kolle-
gen/-innen steigt

Wichtig ist bei diesen Prozessen 
häufig, die Arbeit der betrieblichen 
Interessenvertretungen stärker zu 
systematisieren und proaktiv aufzu-
treten. 

Die Beteiligung der Belegschaften 
sorgt flächendeckend für motivie-
rende Erfahrungen; schon heute 

lässt sich erkennen, dass sich dies 
positiv auf die Mobilisierungsfä-
higkeit in kommenden Tarifrunden 
2016 auswirken wird.

AUSBLICK 

Angelegt ist das GEP auf neun Jah-
re. Um nachhaltig zu wirken, ist der 
Ausbau von Erschließungskompe-
tenzen in den Geschäftsstellen be-
sonders wichtig. 

Deshalb hat mittlerweile jede 
Geschäftsstelle einen Erschlie-
ßungs-Beauftragten benannt, der 
eng mit den GEP-Kollegen/-in-
nen zusammenarbeitet und den 
Wissenstransfer in die Geschäfts-
stelle sicherstellt. Wie bereits in der 
Vorbereitung des Projekts bleibt der 
Austausch zwischen Bezirksleitung 
und den Geschäftsstellen über Vor-
stellungen, Ablauf und Arbeitsweise 
des Projekts extrem wichtig.

Nach weniger als einem Jahr Pro-
jektlaufzeit kann noch kein valides 
Zwischenfazit der Arbeit gezogen 
werden. Bis Ende Mai 2016 wurden 
fast 2.000 neue Mitglieder gewon-

nen. Die positiven Reaktionen von 
Betriebsräten, Vertrauensleuten 
und Belegschaften, die mit dem 
GEP zu tun hatten, weisen darauf 
hin, dass die kommunikationszen-
trierte und beteiligungsorientierte 
Arbeitsweise auch für den weiteren 
Projektverlauf eine lohnende Strate-
gie darstellt.
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Markus Möhrle, Betriebsratsvorsit-
zender Liebherr Hausgeräte Och-
senhausen GmbH (LHG): 
„Das GEP bietet uns die Chance, die 

IG Metall im Be-
trieb präsenter 
zu machen. Zu 
Beginn haben 
wir unser Selbst-
verständnis 
neu justiert, ein 
Kommunikati-

onstraining gemacht und einen Ak-
tivitätenplan für den Folgezeitraum 
erstellt. Anschließend haben wir 
die Vertrauensleutewahlen durch 
gewerkschaftliche Aktionen beglei-
tet und viele neue, motivierte Ver-
trauensleute gewonnen. Wir stehen 
erst am Anfang und wollen mit der 
Unterstützung durchs GEP noch ei-
niges bewegen.“

Wolfgang Bandel, Stellvertre-
tender Betriebsratsvorsitzender 
Constellium Deutschland GmbH,  
Singen:  
„Das GEP-Projekt begeistert die 
Menschen im Betrieb, dadurch wird 
die IG Metall sichtbar, hörbar und 
greifbar. Der Einsatz von nachhalti-
gen Projektsekretären/-innen lohnt 
sich, in der Zusammenarbeit zwi-
schen Projektsekretären/-innen, 
Betriebsräten und Vertrauensleu-
ten sehe ich 
die Stärke die-
ses Projekts. 
So lassen sich 
aus Mitgliedern 
in der Gewerk-
schaft ‚echte‘ 
Gewerkschafter 
machen, die mit Überzeugung und 
Vertrauen neue Mitglieder werben.“

Jan Weishäupl, Vertrauenskör-
per-Leiter SEW Eurodrive, Bruchsal: 
„Die Vorbereitung und Durchführung 
unseres Aktionstages zur Vertrau-
ensleutewahl hat 
vielen unter uns 
die Hemmung ge-
nommen, Kolle-
gen/-innen direkt 
anzusprechen. 
Die erhöhte Prä-
senz der IG Me-
tall zeigt schon Wirkung: Motivierte 
GEP-Sekretäre/-innen reißen ein-
fach mit, sorgen für Struktur und für 
Spaß an der Sache!“
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Jochen Brachert, Betriebsratsvor-
sitzender ZIEGLER, Giengen: 
„Der GEP-Sekretär bietet eine inten-
sive Betreuung, die eine Geschäfts-
stelle in diesem Umfang nicht leis-
ten könnte. Gewerkschaftliche und 
betriebliche Themen werden punk-
tuell analysiert und angegangen. 
Bei unserer Mitgliederversammlung 
mit rund 80 Teilnehmern haben wir 
gemeinsam nach Themen gesucht. 
Dies kam sehr positiv bei den Kol-
legen/-innen an und es hat sich ein 
Aktivenkreis gebildet. Dieser hat in 
Zusammenarbeit mit dem Betriebs-
rat die Betriebsversammlung in-
haltlich gestaltet und durchgeführt 

– eine Versammlung, an die sich die 
Belegschaft sicher noch lange erin-
nern wird: Noch nie zuvor war die 
Beteiligung der Belegschaft an der 
Bewältigung betrieblicher Themen 
so spürbar.“
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JUGEND- UND STUDIERENDENARBEIT 

Perspektiven für die Jugend schaf-
fen und sichern – das ist die Kern-
aufgabe der jungen IG Metall.

Der 19. Mai 2012, Tag des Tarifab-
schlusses in der Metall- und Elekt-
roindustrie, war ein Meilen-
stein: Über Jahre hinweg 
hatten sich Tausende 
junge Metaller/-innen 
an der Kampagne „Ope-
ration Übernahme“ betei-
ligt; in der M+E-Tarifrunde 
2012 setzte die IG Metall den 
tarifvertraglichen Anspruch auf die 
unbefristete Übernahme der Azu-
bis schließlich durch. Die Folge: 
Ein spürbarer Anstieg unbefristeter 
Übernahmen von ausgelernten Azu-
bis in der Metall- und Elektroindus-
trie und sichere Berufsperspektiven 

für viele junge Beschäftigte. Dies 
auch in anderen Branchen durchzu-
setzen, bleibt Ziel der IG Metall Ju-
gend Baden-Württemberg.

Ab der zweiten Jahreshälfte 2012 
wurde die Kampagne „Revolu-

tion Bildung“ vorbereitet, 
im März 2013 ging sie mit 
den vier zentralen Gestal-
tungsfeldern „Qualität 

und Zugang zu Bildung“ 
sowie „Zeit und Geld für 

(Weiter-)Bildung“ an den Start. 
Erstmals diskutiert wurden die The-
men auf der JAV/BR-Konferenz am 
13. April 2013, an der 280 Jugend- 
und Auszubildendenvertreter (JAV) 
und Betriebsräte (BR) teilgenom-
men haben. Darüber hinaus hatte 
die Konferenz das Ziel, möglichst 

viele der 650 im Herbst 2012 neu 
gewählten JAV-Gremien auf ihre 
Amtszeit vorzubereiten.

An einer Umfrage über verschiede-
ne Aspekte von Bildung beteiligten 
sich insgesamt 7250 junge Erwach-
sene aus Baden-Württemberg, da-
runter 6.302 Auszubildende und 
948 dual Studierende. Für sie waren 
unterschiedliche Dinge am wichtigs-
ten:

ÜBERNAHME UND WEITERBILDUNG SICHERN!

wurde die Kampagne „Revolu-
tion Bildung“ vorbereitet, 

roindustrie, war ein Meilen-
stein: Über Jahre hinweg 

wurde die Kampagne „Revolu-
tion Bildung“ vorbereitet, 

roindustrie, war ein Meilen-
stein: Über Jahre hinweg 

wurde die Kampagne „Revolu-
tion Bildung“ vorbereitet, 
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Auszubildende: 

1. Finanzielle Unterstützung durch 
Arbeitgeber bei Weiterbildung 

2. Bezahlte Weiterbildung während 
der Ausbildung (z. B. Sprachkurs) 

3. Freistellungsanspruch für Weiter-
bildung nach der Ausbildung

DHBW-Studierende: 

1. Übernahme nach dem Studium 
ohne Befristung 

2. Freistellung für Master-/Zweitstu-
dium mit garantiertem Rückkehr-
recht 

3. Finanzielle Unterstützung für 
Weiterbildung

Nach dem hohen Rücklauf von Mit-
gliedern und Nichtmitgliedern war 
klar: Die Förderung persönlicher 
Weiterbildung ist das Thema bei 
jungen Beschäftigten und sollte 
tarifvertraglich abgesichert wer-
den. Die Ergebnisse der Befragung 
wurden im März 2014 von 300 Teil-
nehmer/-innen auf der JAV/BR-Kon-
ferenz in Pforzheim diskutiert und 
waren Schwerpunkt des bundeswei-
ten Bildungskongresses der IG Me-
tall Jugend in Filderstadt. Hier wurde 

„Zeit und Geld für Weiterbildung“ 
zur Kernforderung der Kampagne 
erhoben.

BUNT, LAUT UND KREATIV

In zahlreichen betrieblichen Work-
shops hat die IG Metall Jugend dar-
aufhin Umsetzungsideen erarbeitet, 
um die Beschäftigten für die zentra-
len Forderungen zu sensibilisieren. 
Die Ergebnisse reichten von der 
Durchführung von Inforunden zum 
Thema Freistellung für Weiterbil-
dung bis zu kreativen Aktionen auf 
Betriebsversammlungen.

Ein zweites Standbein der Kampa-
gne war die Öffentlichkeitsarbeit: 
In einem Bildungsmanifest mit den 

zusammengefassten Forderungen 
wurde bei Azubis, Beschäftigten, 
Studierenden und Schülern um Un-
terschriften geworben. Das hat den 
Druck auf die Politik erhöht, sich für 
bessere Bildungschancen für alle 
einzusetzen.

Am 5. Juni 2014 warben während 
des bezirklichen Aktionstages 
„move it!“ über 3.000 junge Metal-
ler/-innen an den vier Aktionsorten 
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Aalen, Esslingen, Friedrichshafen 
und Mannheim für die Ziele der Ju-
gend. Beim zentralen bundeswei-
ten Aktionstag am 27. September 
2014 in Köln boten 20.000 Teilneh-
mer/-innen ein imposantes Bild, 
darunter mehr als 5.000 aus Ba-
den-Württemberg.

Mit Nikolausaktionen hat die Ju-
gend 2014 ebenfalls öffentlich-
keitswirksam sensibilisiert. All dies 
diente zur Vorbereitung auf die 
M+E-Tarifrunde 2015, bei der ne-
ben mehr Geld und der Sicherung 
der Altersteilzeit auch der Einstieg 
in eine vom Arbeitgeber geförder-
te Bildungsteilzeit durchgesetzt 

wurde. Für diese Forderung hat die  
IG Metall Jugend im ganzen Be-
zirk mobilisiert. Höhepunkt war 
der Jugendaktionstag zur 3. Ver-
handlung in Sindelfingen mit über 
2.000 jungen Metaller/-innen. Das 
Tages-Motto in Anspielung auf Süd-
westmetall-Chef Stefan Wolf: „Keine 
Angst vorm bösen Wolf“.

Nun kommt es auf die betriebliche 
Umsetzung der Bildungsteilzeit an, 
auf der JAV/BR-Konferenz im Juni 
2015 in Pforzheim hat die Jugend 
diskutiert, wie das gelingen kann.
Lea Marquardt, Bezirksjugendse-
kretärin von 2009 bis 2015: „Die 
Kampagnen „Operation Übernah-

me“ und „Revolution Bildung“ ha-
ben eines deutlich gemacht: Die  
IG Metall Jugend ist das Sprachrohr 
für junge Beschäftigte in den Betrie-
ben. In breiten Beteiligungsprozes-
sen haben wir herausgefunden, was 
jungen Menschen in Ausbildung 
und Studium unter den Nägeln 
brennt und drängen auf die Durch-
setzung dieser Themen in Tarifver-
trägen – unterstützt von Tausenden 
Auszubildenden und Studierenden 

bei Aktionstagen und betrieblichen 
Aktionen. Mit der unbefristeten 
Übernahme und der Möglichkeit, 
sich beruflich weiterzuqualifizie-
ren, ohne den Arbeitsplatz zu ver-
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lieren, haben junge Beschäftigte 
Regelungen erkämpft, die ihnen ein 
selbstbestimmtes Leben und faire 
Chancen am betrieblichen Aufstieg 
ermöglichen.“

Seit Anfang 2016 ist Yasemin Kış-Er-
doğan als Bezirksjugendsekretärin 
für die IG Metall Jugend Baden-Würt-
temberg verantwortlich. Gemein-
sam mit den Ehrenamtlichen und 
den Jugendsekretären/-innen erar-
beitet sie die Schwerpunktthemen 
der IG Metall Jugend Baden-Würt-
temberg ab 2016. Hierbei wird es 
sowohl um gesellschaftspolitische 
Fragen wie die Integration von 
Flüchtlingen als auch um betriebs- 
und tarifpolitische Themen gehen. 
Die Weiterentwicklung des Mantel-
tarifvertrags für Auszubildende, die 
Förderung der Weiterbildung sowie 
tarifl iche Regelungen für dual Stu-
dierende sind in der Diskussion. 
Sicher ist: Solange die IG Metall mit 

diesen Themen an den Interessen 
junger Beschäftigter ansetzt, wird 
sie eine durchsetzungsstarke und 
wachsende Organisation bleiben.

Yasemin Kış-Erdoğan: „Die IG Me-
tall Jugend Baden-Württemberg hat 
mit ihren Kampagnen und Aktionen 
maßgeblich die Ausbildungsbedin-
gungen in den Betrieben mitgestal-
tet und Diskussionen in der IG Me-
tall geprägt. Das werden wir auch in 
Zukunft tun. Ich freue mich auf die 
Diskussion zu unseren künftigen 
Themen!“

STUDIERENDENARBEIT

Der Anteil der Studierenden an Be-
rufsstartern wächst seit Jahren. Da-
her hat die IG Metall bundesweit 
und in Baden-Württemberg 2012 
ein Projekt auf den Weg gebracht 
– in Baden-Württemberg mit drei 
Studierendensekretären/-innen in 
Stuttgart, Mannheim und der Regi-
on Karlsruhe. Ziel ist es, Studieren-
de im Betrieb und an den Hochschu-
len für die IG Metall zu gewinnen. 
Hierfür wurden Ansprache-Konzepte 
insbesondere für dual Studierende, 
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Werkstudenten und Ferienbeschäf-

tigte entwickelt sowie Strukturen 

an den Hochschulen aufgebaut. 

Mit Erfolg: Mittlerweile ist die  

IG Metall die größte Studierenden-

gewerkschaft in Deutschland. In 

Baden-Württemberg hat sich die 

Zahl der organisierten Studierenden 

seit 2012 vervierfacht. Wesentlich 

dafür war die Gewinnung von Feri-

enbeschäftigten, die auch nach der 

Arbeit im Betrieb Mitglied geblieben 

sind.

Für Studierende bietet die IG Metall 

mittlerweile ein breites Leistungs-

angebot: Angefangen bei der Bera-

tung über Einstiegsgehälter, Stipen-

dien und Bewerbungsunterlagen 

über die Prüfung von Arbeitsverträ-

gen und Zeugnissen bis zum Einsatz 

für tarifliche Regelungen und dem 

Angebot von Seminaren. Zudem 

wurde der Rechtsschutz für Studie-

rende über das Arbeits- und Sozial-

recht hinaus auf das Verwaltungs-

recht ausgedehnt. So unterstützt 

die IG Metall seit Anfang 2016 auch 

in Rechtsverfahren zu Prüfungsan-

gelegenheiten. Außerdem erhalten 

Studierende (und natürlich auch 

Azubis) mit dem Internationalen 

Studierendenausweis (ISIC-Card) 

Zugang zu exklusiven Vergünstigun-

gen im In- und Ausland (z. B. Unter-

künfte, Carsharing, Sprachkurse, 

Online-Shops, Auslandsreisen, Mu-

seen u. v. m.). 

Vor allem aber ist die IG Metall eine 

starke Gemeinschaft: Wir bieten 

Vernetzung und können so gemein-

sam bessere Ausbildungs- und Stu-

dienbedingungen erreichen!

E  ORGANISATIONSPOLITIK
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FRAUEN

Frauen- und Gleichstellungpoli-
tik ist ein wichtiges Thema für die 
IG Metall. Der bezirkliche Frauen-
ausschuss sowie die regionalen 
Ortsfrauenausschüsse diskutieren 
regelmäßig politische und betrieb-
liche Handlungsfelder wie z. B. eine 
bessere Vereinbarkeit von Arbeit 
und Leben.

Das jahrelange gewerkschaftliche 
Engagement in der Frauenarbeit 
zeigt: „Die freiwillige Verpflichtung 
der Wirtschaft, Frauen für Füh-
rungsfunktionen zu fördern, ist ein 
Lippenbekenntnis“, sagt Monika 
Lersmacher, für Frauenarbeit zu-
ständige Sekretärin der IG Metall. 
Je höher die Position, desto gerin-
ger ist der Anteil weiblicher Füh-
rungskräfte – deshalb sprechen 

sich Metallerinnen auch für eine 
gesetzliche Frauenquote aus. Die 
IG Metall selbst hat sich eine Quote 
von 30 Prozent vorgenommen, bei 
einem Mitgliederanteil von 20 Pro-

zent Frauen. Frei nach dem Slogan: 
„Wer die Besten will, darf auf Frauen 
nicht verzichten.“
Ein Kernthema für die Frauenaus-
schüsse sind weibliche kaufmän
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nische Angestellte: Ein gemeinsa-
mes Projekt mit dem IMU Institut 
kommt zu dem Ergebnis, dass im 
Rahmen des Strukturwandels ins-
besondere Tätigkeiten im mittleren 
Angestelltenbereich wie z. B. Sekre-
tariatsaufgaben komplett wegfallen. 
In der Regel stehen diesen Beschäf-
tigten keine Aufstiegsmöglichkei-
ten oder alternative Einsatzgebiete 
offen. Ziel des Projekts war es, der 
Perspektivlosigkeit dieser mittleren 
Qualifikationsgruppe gestaltbare 
Arbeits-, Entwicklungs- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten entgegenzu-
setzen. Die Broschüre „Frauen-IQ“ 
soll als Handlungshilfe dienen und 
zeigt entsprechende positive Bei-
spiele auf.

Am Internationalen Frauentag am 
8. März weisen Metallerinnen regel- 
mäßig auf ihre Erfolge, aber auch 
auf den Verbesserungsbedarf in 
Politik, Gesellschaft und Betrieben 
hin. Noch immer verdienen Frauen 
in Baden-Württemberg 26 Prozent 
weniger als ihre männlichen Kolle-
gen. Erfreulich ist, dass in den Be-
trieben mit Tarifverträgen die berei-
nigte Unterschiedsquote nur noch 9 
Prozent beträgt. Um den Verbesse-

rungsbedarf zu ermitteln, tauschen 
sich Frauen aus den Betrieben in 
Workshops mit den Tarifsekretä-
ren/-innen des Bezirks aus. Die 
IG Metall-Quote stellt sicher, dass 
Frauen in allen Tarifkommissionen 
vertreten sind und ihre Stimme er-
heben können.

Zum betrieblichen Tag der Entgelt-
gerechtigkeit im Oktober werden 
die Arbeitgeber verschiedener Be-
triebe seit zwei Jahren aufgefordert, 
bei einer Betriebsversammlung dar-
zustellen, was in ihrem Betrieb für 
die Gleichstellung von Frauen und 
Männern und die Vereinbarkeit von 

Familie und Erwerbstätigkeit getan 
wird. In zahlreichen Betriebsrätin-
nen-Konferenzen und Arbeitneh-
merinnen-Empfängen, aber auch 
bei Frauencafés und Abteilungsver-
sammlungen macht die IG Metall 
die Gleichstellungspolitik immer 
wieder zum Thema. Lersmacher: 
„Wir müssen in den Unternehmen 
alles daran setzen, Gleichstellung in 
der Berufswelt zu realisieren. Eine 
bessere Kinderbetreuung, famili-
enfreundlichere Arbeitszeiten und 
vollzeitnahe Teilzeitstellen kommen 
nicht nur Frauen, sondern der ge-
samten Gesellschaft zugute.“
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MIGRANTINNEN UND MIGRANTEN

Im Vordergrund der Arbeit des be-
zirklichen Migrationsausschusses 
steht der Austausch zwischen den 
aktiven Kollegen/-innen aus der 
örtlichen Migrantenarbeit. 

Dabei werden vor allem „best 
practice“-Beispiele diskutiert. Zen-
trale Themen in den letzten vier 
Jahren waren Will-
kommenskultur, 
Diversity/Gleichstel-
lung und Integration. 
„Willkommenskultur 
und Demokratie“ – 
so lautete das Motto 
der Bundesmigrati-
onskonferenz im April 2014 in Spro-
ckhövel, an der auch Delegierte aus 
Baden-Württemberg teilnahmen. 
Prof. Dr. Heribert Prantl von der 

„Süddeutschen Zeitung“ zeichne-
te dort die Vision eines demokra-
tischen Miteinanders: „Wie wäre 
es mit einer Gesellschaft, die sich 
darauf besinnt, was Demokratie ist 
– eine Gesellschaft, die ihre Zukunft 
miteinander gestaltet.“
Einen interessanten Ansatz verfolgt 
der Vorsitzende des Ausschusses, 

Bülent Bengi, mit 
dem Thema Diver-
sity/Gleichstellung: 
Immer wieder ma-
chen die Mitglieder 
in den örtlichen 
Migrationsaus-
schüssen die Erfah-

rung, dass sich berufl iche Benach-
teiligung nur schwer nachweisen 
lässt. Personalverantwortliche und 
auch manche Betriebsräte sagen 

häufi g, „in unse-
rem Betrieb gibt 
es keine Diskri-
minierung“. 

Tatsächlich sind nicht nur Migran-
ten, sondern auch Frauen immer 
wieder von Diskriminierung betrof-
fen. Eine Maßnahme dagegen sind 
betriebliche Frauenförderpläne. Bei 
Bosch wurde das Problem auf Ge-
samtbetriebsratsebene erkannt und 
Migranten und Frauen kämpfen ge-
meinsam für eine gerechte Teilhabe. 

Der Reutlinger Bosch-Betriebsrat 
Bülent Bengi ist als Standortvertre-
ter in der Arbeitsgruppe Gleichstel-
lung, in der die Kolleginnen auf die 
Frauenthematik fokussiert arbeiten. 
Zudem forderte er die Geschäftslei-
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tung vor Ort auf, einen Gleichstel-
lungsbericht über die Beteiligung 
der Migranten an Ausbildung, Wei-
terbildung und Führung sowie deren 
Entgeltstrukturen abzuliefern. „Da-
mit kommen wir von der gefühlten 
zur tatsächlichen Benachteiligung. 
Der Bericht hat noch einmal verdeut-
licht, wie groß die Ressourcen sind, 
die die Betriebe bisher nicht nutzen. 
Vor uns liegt noch viel Arbeit“, sagt 
der Vorsitzende des Migrationsaus-
schusses.

Ein zentrales Thema in der Zukunft 
wird die Integration von Flüchtlin-
gen sein. Alle Menschen, die aus 
Angst um Leben und Gesundheit in 
Deutschland Schutz suchen, brau-
chen eine Perspektive. Aus den 
Werten „Freiheit, Solidarität und Ge-
rechtigkeit“ resultiert eine Haltung 
des Respekts, der Anerkennung und 
Würde gegenüber Fremden, die viel-
leicht schon morgen Mitbürger/-in-
nen und Kollegen/-innen sind. In 
dieser Tradition wird die IG Metall 
zu einer solidarischen und nachhal-
tigen Flüchtlings- und Integrations-
politik beitragen.



ORGANISATIONSPOLITIK F

117

2012 - 2016

SENIORINNEN UND SENIOREN

Im Bezirk Baden-Württemberg hat 
die Einbindung der Senioren/-innen 
in die gewerkschaftliche Arbeit ei-
nen hohen Stellenwert.

Bundesweit sind ca. eine halbe Mil-
lion IG Metall-Mitglieder in Rente, 
in Baden-Württemberg sind es rund 
82.000. Die IG Metall profitiert im 
Bezirk wie auch in den Geschäfts-
stellen vom Wissen und den Erfah-
rungen sowie der Beteiligung der 
Älteren an ihren Aktionen.

Die IG Metall setzt sich bundesweit 
und regional konkret für die Belange 
von Rentner/-innen ein. Inhaltlich 
findet sich dies in der politischen 
Arbeit für die Verbesserung der ak-
tuellen und zukünftigen Renten, der 
Gesundheits- und Pflegeversorgung 

sowie im Einsatz für altersgerechtes 
Wohnen und für die Gestaltung ört-
licher Infrastruktur wieder. Auf regi-
onaler Ebene sind Senioren/-innen 
vielfach am Rückholmanagement 
der Geschäftsstellen beteiligt und 
organisieren für ihre Mitglieder Ver-
anstaltungen und Treffen mit hoher 
Beteiligung und Bindungswirkung 
an die Gewerkschaft. Der Senioren-
arbeitskreis auf Bezirksebene trifft 
sich regelmäßig zweimal im Jahr 
und tagte zuletzt am 17. Septem-
ber 2015 und am 10. April 2016. 
Neben sozialpolitischen Themen 
wie der Rentenpolitik wurden unter 
anderem die Einbindung der Senio-
ren/-innen in die Öffentlichkeitsar-
beit der Geschäftsstellen sowie tarif-
politische und mitgliederbezogene 
Themen wie z. B. die Einführung des 

Gemeinsamen Erschließungspro-
jekts Baden-Württemberg (GEP) 
bearbeitet. Eine Klausurtagung im 
Frühjahr 2016 hatte die weitere 
Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen den Seniorenarbeitskrei-
sen der Geschäftsstellen und des 
Bezirks zum Thema. Die bundespo-
litische Einbindung des bezirklichen 
Seniorenarbeitskreises ist durch die 
Entsendung mehrerer Vertreter aus 
Baden-Württemberg in die politi-
sche Diskussion des AGA-Arbeits-
kreises (Außerbetriebliche Gewerk-
schafts-Arbeit) beim Vorstand der 
IG Metall gewährleistet. Hier wurde 
die Möglichkeit der stärkeren An-
sprache der Zielgruppe „55+“ und 
die Einbindung der IG Metall in so-
zialpolitische Zusammenhänge für 
ältere Menschen diskutiert. 
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SCHWERBEHINDERTE MENSCHEN

2014 wurden im Bezirk die Schwer-
behindertenvertretungen neu ge-
wählt. Erfreulich: Die Zahl der Ver-
trauenspersonen konnte von 625 
im Jahr 2010 auf 667 gesteigert 
werden. Sie vertreten circa 20.000 
Menschen mit Behinderung. 

Die Beschäftigungspflichtquote von 
5 Prozent in den Betrieben ist nach 
wie vor nicht erreicht. Aus Sicht der 
IG Metall ist es ein Skandal, dass 
sich Unternehmen von der Beschäf-
tigungspflicht Schwerbehinderter 
freikaufen können. Insbesondere 
junge Menschen brauchen eine Per-
spektive, deshalb spricht sich die  
IG Metall für die Rückkehr zur Min-
destbeschäftigungsquote von 6 
Prozent aus. Allein in Baden-Würt-
temberg sind etwa eine Million Men-

schen anerkannt schwerbehindert, 
darunter 43 Prozent im arbeitsfähi-
gen Alter.

Der Gewerkschaftstag 2015 hat 
beschlossen, dass die Interessen-
vertretung Behinderter und von Be-
hinderung bedrohter Menschen in 
die Satzung aufgenommen wird. Mit 
dieser Änderung wird die IG Metall 
auch rechtlich ein Verband mit ent-
sprechendem Klagerecht, der die 

Interessen von Menschen mit Be-
hinderung vertritt. Dies ist ein star-
kes Signal an die Betroffenen und 
eröffnet neue Möglichkeiten für die 
rechtliche Durchsetzung ihrer Inter-
essen.

Ein zentrales Handlungsfeld 
ist die gesetzliche Neurege-
lung und Verbesserung des 
Sozialgesetzbuches IX. Der bezirk-
liche Arbeitskreis hat gemeinsam 
mit der ersten Schwerbehinderten-
konferenz ein Leitbild mit grund-
sätzlichen Anforderungen an  gute 
Teilhabepolitik formuliert und hier-
zu die Reutlinger Erklärung 2015 
beschlossen. 

Seit 2014 wurden drei Schwerbe-
hindertenkonferenzen veranstaltet, 
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die erste zum Thema „Von der Integ-
ration zur Inklusion im Betrieb“. Da-
bei ging es um Hilfestellung bei der 
Anerkennung verschiedener Schutz-
rechte, um die erhöhte persönliche 
Arbeitsbelastung und Benachtei-
ligung durch die Behinderung ab-
zudämpfen. Bei der zweiten Konfe-
renz „Älterwerdende Belegschaften 
– Herausforderung und Aufgabe für 
Schwerbehindertenvertretungen“ 
wurden verschiedene Handlungsfel-
der und erfolgreiche Inklusionspro-
jekte mit ganzheitlichem Alterns-
management vorgestellt. Die dritte 
Konferenz hat sich mit den Auswir-
kungen von Industrie 4.0 auf Ar-
beitsplätze für Menschen mit Behin-
derung befasst. Der Anspruch der 
IG Metall ist es, die Potenziale von 
Industrie 4.0 zu nutzen, um Belas-
tungen zu reduzieren und einseitige 

und stumpfsinnige Arbeiten abzu-
lösen. Dies kann  auch eine Chance 
sein, um die Inklusion in den Betrie-
ben weiter nach vorne zu bringen.

Darüber hinaus sieht Gerhard Herr, 
der Vorsitzende des bezirklichen 
Arbeitskreises der Schwerbehin-
dertenvertretungen, folgende Her-

ausforderungen: „Unser Ziel ist eine 
Arbeitswelt für alle. Dazu gehört 
auch ein Anrecht auf eine behin-
dertengerechte Berufsausbildung 
sowie einen menschenwürdigen 
Arbeitsplatz. Ein verträgliches so-
ziales Umfeld, welches auch das 
Thema Inklusion mitdenkt – dafür 
setzen wir uns täglich in den Betrie-
ben ein.“ 

Mit ihm im Leitungskreis saßen in 
den vergangenen Jahren Rosi Bietz, 
Peter Bührle, Manfred Rüdebusch, 
Renate Speidel, Wolfgang Stadel-
mann und Monika Lersmacher. Im 
Herbst 2016 wird das nächste Mal 
gewählt.

Reutlinger Erklärung       
des Bezirkes Baden-Württemberg 
der Vertretungen der  
Menschen mit Behinderungen  

Die heutige bezirkliche Konferenz der Vertretungen der Menschen mit Behinderungen 
in der IG Metall in Baden–Württemberg gibt sich für die nächsten Jahre ein Leitbild. 
Die Kernaufgaben sind in 7 Thesen benannt worden. Das Leitbild soll dazu dienen, die 
eigenen Aufgaben gezielt zu verfolgen und im Bezirk, in den Verwaltungsstellen und 
Betrieben umzusetzen.  

1. Beschäftigung sichern 
Arbeit und Arbeitsbedingungen für Menschen mit Behinderungen gestalten, Beschäftigung 
sichern und Beschäftigung fördern, sind die Herausforderungen der 
Schwerbehindertenvertretung im Betrieb. Gesundheitsschutz im Betrieb ist dabei eine 
wichtige Aufgabe. Gefahren erkennen, die Menschen im Betrieb krank machen und durch 
Maßnahmen, wie der Gefährdungsbeurteilung, systematisch dagegen zu arbeiten, bildet den 
Schwerpunkt der Schwerbehindertenvertretung. Das trifft für Menschen mit und ohne 
Behinderung gleichermaßen zu. Eine Zusammenarbeit der betrieblichen 
Interessenvertretungen und der IG Metall spielt dabei eine zentrale Rolle. 
Auch Fragen zum Altersübergang vom Beruf in die Rente sind für Menschen mit 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen allein oft nicht zu bewältigen und bedarf der 
Unterstützung der Interessenvertretungen und der IG Metall. 

2. Beratung und Hilfestellung bei Antragstellung 
Um die erhöhte persönliche Arbeitsbelastung und die Benachteiligung durch eine 
Behinderung abzudämpfen, stehen den Menschen mit Behinderungen unterschiedliche 
Schutzrechte zu. Hierzu bedarf es im Vorfeld einer Anerkennung der Behinderung, einer 
individuellen Beratung und Information über die gesetzlichen Voraussetzungen. 
Die Antragsverfahren sind oftmals komplizierter und bürokratischer als 
ursprünglich angenommen. Es ist wichtig zu wissen, wie das Gesetz Behinderung definiert 
und wie der Grad der Behinderung festgestellt wird. Antworten auf Fragen zu 
Antragsverfahren, Bescheid und Rechtsmittel geben die Vertrauenspersonen der 
Schwerbehinderten, Betriebsräte und die IG Metall. Sie sollen helfen, die möglichen 
»Stolpersteine« aus dem Weg zu räumen.  

3. Keine Diskriminierungen wegen Behinderung! 
Eine Arbeitswelt für alle ist das Ziel, wir müssen trotz aller Widerstände unsere Forderung 
auf Wertschätzung und Zugehörigkeit ausrichten, auf eine inklusive Personalpolitik. Wir 
verfolgen eine klare Linie: Keine Diskriminierungen wegen Behinderung! 
Sonderbeschäftigungsbereiche für behinderte Kolleginnen und Kollegen sind inakzeptabel. 
Heutzutage gibt es alle technischen und organisatorischen Möglichkeiten, damit Menschen 
sich gleichberechtigt einbringen können: Egal ob behindert, chronisch krank, älter oder 
leistungsgewandelt. Dafür brauchen wir durchsetzungsfähige Vertrauenspersonen und 
Stellvertreter. 

4. Inklusion 
Deutschland hat sich international verpflichtet, den Gestaltungs- und Handlungsrahmen von 
Menschen mit Behinderungen aktiv auszuweiten. Es geht um Befähigung, Selbstbestimmung 
und Diskriminierungsfreiheit, das ist Inklusion. Zur Umsetzung der UN-

1. Beschäftigung sichern 
Arbeit und Arbeitsbedingungen für Menschen mit Behinderungen gestalten, Beschäftigung 
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PRESSE- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Die Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit hat in den vergangenen Jahren 
viele spannende Entwicklungen an-
gestoßen, begleitet und bewertet.

Dazu zählten neben den Tarifrunden 
insbesondere: Die Bundestagswahl 
2013 sowie der Wechsel an der Spit-
ze der Bezirksleitung Ende des glei-
chen Jahres, zudem die Umsetzung 
der großen Beschäftigtenbefragung 
und die Kampagne zur Rente mit 
63/45 im Jahr 2014. 2015 stan-
den der Gewerkschaftstag und die 
Gesetzgebung zu Leiharbeit/Werk-
verträgen im Mittelpunkt, 2016 die 
Landtagswahl und der Auftakt zur 
Arbeitszeitkampagne.

Das Marktforschungsinstitut Dr. 
Doeblin bewertet die Qualität der 

Pressearbeit nach einer Umfrage 
unter Wirtschaftsjournalisten im  
November 2014 wie folgt:
Die IG Metall bekommt für ihre Pres-
searbeit im Vergleich baden-würt-
tembergischer Verbände sehr gute 
Noten. Die Journalisten loben ins-
besondere die Zuverlässigkeit, den 
vertrauensvollen Umgang sowie die 
frühzeitige Information. Mit Pres-
sekonferenzen, Interviews sowie 
Redaktionsbesuchen ist es zudem 
gelungen, Roman Zitzelsberger in 
der baden-württembergischen Me-
dienwelt bekannt zu machen.

Bei der Reputation der Führungsper-
sönlichkeiten hiesiger Verbände be-
legt er bereits in seinem ersten Jahr 
als Bezirksleiter Platz 1. Die Journa-
listen beschreiben ihn als glaubhaf-

ten Kämpfer für Arbeitnehmerrechte 
sowie Repräsentanten einer „mo-
dernen IG Metall“.

Die Pressearbeit wird seit Anfang 
2014 von der ehemaligen Wirt-
schaftsredakteurin Petra Otte ver-
antwortet, seither wurde insbeson-
dere die interne Kommunikation 
ausgebaut. Dazu hat die Presse-
stelle unter haupt- und ehrenamtli-
chen Metaller/-innen abgefragt, wie 
die unterschiedlichen Medien der 
Bezirksleitung (metallnachrichten, 
Bezirksseite in der metallzeitung, 
Verabredungen nach Geschäfts-
führerkonferenzen, Internet- und 
Facebook-Seite des Bezirks) ge-
nutzt werden. Die Befragung lief 
zwei Wochen bis Mitte Mai 2015 
über netigate, teilgenommen haben  
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82 Hauptamtliche (HA) und 398 Eh-
renamtliche (EA).

Dabei ergab sich folgendes Bild: Ge-
nerell ist die Zufriedenheit über die 
Kommunikationsmittel der Bezirks-
leitung hoch; 87 Prozent (HA) und 
86 Prozent (EA) fühlen sich davon 
ausreichend über die Entwicklun-
gen bei der IG Metall Baden-Würt-
temberg informiert. Es besteht aber 
grundsätzlich der Wunsch nach 

einer Verstetigung der Kommuni-
kation, z. B. über einen regelmäßi-
gen Online-Newsletter. Gewünscht 
werden zudem Positionierungen zu 
aktuellen politischen Themen sowie 
mehr Information über die Auswir-
kungen von Gesetzen auf Beschäf-
tigte sowie die Umsetzung tarifl i-
cher Themen im Betriebsalltag.

Als Konsequenz erscheint nach Ge-
schäftsführerkonferenzen nunmehr 
regelmäßig online ein sogenannter 
WIRsletter, der alle hauptamtli-
chen Beschäftigten im Bezirk über 
die Entwicklungen in der Betriebs-, 
Tarif-, Gesellschafts- und Organi-
sationspolitik auf dem Laufenden 
hält. Verabredungen mit den Bevoll-
mächtigten werden ebenfalls doku-

mentiert, sodass eine transparente 
Kommunikation gewährleistet ist.

Wie ein solcher Service für Ehren-
amtliche aussehen könnte, wird 
noch geprüft. Als eine von zahlrei-
chen Anregungen der ehrenamtli-
chen Umfrage-Teilnehmer/-innen 
werden die Mitarbeiter/-innen der 
Bezirksleitung seit Kurzem auf der 
Internetseite vorgestellt. Darüber 
hinaus hat die Pressestelle in den 
M+E-Tarifrunden haupt- und eh-
renamtliche Kollegen/-innen zeit-
nah und umfassend durch einen 
SMS-Service, einen Tarifnewsletter, 
gedruckte metallnachrichten sowie 

INFORMATIONEN FÜR BESCHÄFTIGTE DER IG METALL BAWÜ · OKTOBER  2015

Aus dem Inhalt

Tarifpolitik:   

Tarifrunden 2016  

Für die Tarifrunden Holz+ 
Kunststoff und Metall+Elektro 
gibt es erste Termine...........S. 2 

Organisationpolitik:

GEP ist gestartet 

So geht es mit dem Gemein-
samen Erschließungsprojekt 
GEP im Bezirk weiter.... Seite 3 

Gesellschaftspolitik:

Bildungszeit nehmen! 

Wie Arbeitgeber versuchen, 
das Gesetz auszuhebeln......S.3 

Gesellschaftspolitik:

Kontroverse Asyl  

Das meint die IG Metall zur  
Flüchtlingspolitik........... Seite 3

Die Flüchtlings-Not nimmt zu  
Der anhaltende Flüchtlingsstrom stellt Deutschland und Europa vor eine Zerreißprobe und wird 
auch die Landtagswahl 2016 in Baden-Württemberg entscheidend beeinflussen. Umso wichtiger 
ist es jetzt, rechtspopulistischen Tendenzen aus der Politik Einhalt zu bieten.      

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Aufreger 
des MonatsMenschen in Not 

lassen sich nicht 
von Zäunen auf-
halten - das be-
legt der unge-
b r e m s t e 
Flüchtlingszu-
zug. Leider nehmen mit der Zahl 
der Flüchtlinge auch die rechts-
populistischen Äußerungen aus 
dem Lager der CSU/CDU zu. Das 
darf die IG Metall nicht hinneh-
men, die Aufnahme von politisch 
Verfolgten ist ein in der Verfas-
sung verankertes Grundrecht 
und die Menschen brauchen un-
sere Solidarität. Wir sind aber 
auch gut beraten, die Sorgen 
unserer Mitglieder hinsichtlich 
steigender Aufnahmezahlen 
ernst zu nehmen. Und zu akzep-
tieren, dass nicht jeder, der 
kommt, dauerhaft bleiben kann. 
Welche verschiedenen Facetten 
und Fragen das Thema mit sich 
bringt, lest ihr auf Seite 3.     

Der Ausgang der Wahl in 
Griechenland wirft ebenfalls  
Fragen auf: Bei einer Wahlbetei-
ligung von unter 57 Prozent hat 
das Volk offenbar keinerlei Ver-
trauen mehr in seine neue/alte 
Regierung. Ärgerlich ist dabei 
nicht zuletzt, dass Ministerpräsi-
dent Alexis Tsipras erneut mit 
den Rechtspopulisten zusam-
menarbeitet. Andererseits be-
stimmt die EU in den nächsten 
Jahren ohnehin den Kurs und 
hat den Griechen das Recht auf 
Selbstbestimmung genommen.    

Der Landtagswahlkampf  
2016 bleibt spannend: Nach ak-
tueller Umfrage hat Grün-Rot 
mit 44 Prozent der Stimmen die 
Mehrheit. Allerdings kommt die 
CDU mit 40 Prozent auf doppelt 
so viele Stimmen wie die SPD.  

Die Abgas-Manipulationen bei  
Volkswagen drohen die gesamte 
deutsche Automobilindustrie  
und die Dieseltechnologie als 
solche in Verruf zu bringen. In 
der Konsequenz fürchten auch  
Zehntausende Beschäftigte bei 
Autoherstellern und Zulieferern 
in Baden-Württemberg um ihre 
Arbeitsplätze. Die IG Metall 
warnt davor, angesichts krimi-
neller Machenschaften einzelner 
Manager eine ganze Branche 
unter Generalverdacht zu stellen. 
Stattdessen muss die VW-
Abgas affäre zügig aufgeklärt, 
die Verantwortlichen müssen 
bestraft werden. Diesel »made in 
Germany« sind auf dem Weg zur 
Elektromobilität und strengeren 
CO2-Vorgaben nach wie vor 
unverzichtbar.  

Euer Roman Zitzelsberger, 
Bezirksleiter 
für Baden-Württemberg

Aufreger 
des Monats

SLETTER
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durch ein verstärktes Engagement 
auf Facebook über den Fortgang der 
Verhandlungen informiert.

Gegenüber der Öffentlichkeit wurde 
der Informationsfluss durch Dutzen-
de Pressemitteilungen, zahlreiche 
Pressekonferenzen sowie Inter-
views und Hintergrundgespräche 
gewährleistet. So waren unsere 
Themen in den Tarifrunden 2015 
und 2016 unter anderem in der Sen-
dung „SWR1 Leute“ sowie in großen 
Interviews in den beiden Stuttgarter 
Zeitungen sowie der „Heilbronner 
Stimme“ und dem „Mannheimer 
Morgen“. Nach dem 2015 in Böblin-
gen erzielten Pilotabschluss berich-
teten die Medien fast ausnahmslos 
zugunsten der IG Metall.

Darüber hinaus hat sich die IG Me-
tall Baden-Württemberg in einer 
Sonderbeilage von „Stuttgarter 
Zeitung“ und „Stuttgarter Nach-
richten“ am 30. April 2015 mit der 
ganzen Vielfalt ihrer Tätigkeitsfel-
der präsentiert. Das Interesse der 
Anzeigenkunden war so hoch, dass 
die Beilage kurzfristig auf 12 Zei-
tungsseiten ausgeweitet wurde.

Kein bloßes Ritual

Warnstreiks sind für die 
Durchsetzung von Zielen not-
wendig, sagt Roman Zitzels-
berger, Bezirksleiter der IG 
Metall Baden-Württemberg.

Seite 2

Noch immer aktuell

Bei den Veranstaltungen der 
Gewerkschaften zum 1. Mai 
geht es auch um aktuelle
Themen wie die Arbeitsplatz-
gestaltung. 

Seite 7

Arbeit im Wandel

Mit Industrie 4.0, der
digitalen Vernetzung von
Menschen, Maschinen und 
Prozessen, verändert sich 
auch die Arbeitswelt.

Seite 4
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D ie Industrie in Baden-Württemberg
befindet sich im Wandel, das bleibt
nicht ohne Auswirkungen auf die

Beschäftigten in den Branchen der IG Metall.
Beispiel Automobilindustrie: um im welt-
weiten Wettbewerb weiterhin vorn mitzumi-
schen, haben die deutschen Hersteller und
Zulieferer in den vergangenen Jahren einer-
seits die Kostenschraube angezogen, ande-
rerseits haben sie massiv in neue Produkte,
Technologien und Standorte investiert. Für
viele Beschäftigte brachte das ein Sparpro-
gramm nach dem anderen mit sich, Arbeits-
zeiten wurden verlängert, Takte verkürzt, Er-
folgsbeteiligungen teils reduziert. Trotzdem
ist es uns Betriebsräten und IG-Metallern in
Zeiten von Globalisierung und Flexibilisie-
rung gelungen, die Rechte der Arbeitneh-
mer zu wahren und zum Beispiel in Form
neuer Tarifverträge zu Alters- und Bildungs-
teilzeit sogar zu verbessern. Fest steht: neue
Arbeitsplätze in der Produktion entstehen
heute fast ausschließlich in Werken außer-
halb Deutschlands. Fest steht aber auch: bis-
her ist die Beschäftigung vor Ort konstant
geblieben, das Gros der Forschungs- und
Entwicklungsarbeit – eine Garantie für si-
chere Arbeitsplätze – findet nach wie vor am
Stammsitz statt.

Darauf gilt es aufzubauen, um Beschäfti-
gung in Baden-Württemberg abzusichern.
Einfacher wird das sicher nicht, Produk-
tionstrends wie Digitalisierung und Indust-
rie 4.0 stellen Beschäftigte und IG Metall vor
neue Herausforderungen. Noch kann keiner
beantworten, ob in der neuen, vernetzten
Arbeitswelt mehr oder weniger Menschen
arbeiten werden. Wir tun aber gut daran,
uns schon heute darauf vorzubereiten, in-
dem wir die Menschen für die neue Produk-
tionswelt qualifizieren. Der in der Tarifrun-
de 2015 neu abgeschlossene Tarifvertrag zur
Qualifizierung bietet dafür gute Voraus-
setzungen. Zudem muss es uns gelingen,
Arbeitszeitmodelle zu entwickeln, die mehr
auf persönliche Bedürfnisse und die jeweili-
ge Lebensphase eines Beschäftigten einge-
hen. Flexibilität darf zu keiner Einbahnstra-
ße werden. Je höher das Arbeitstempo und
je flexibler die Produktion, umso mehr Zeit-
souveränität müssen die Beschäftigten in
Anspruch nehmen können. Dafür setzen wir
uns als Betriebsräte und Gewerkschafter ein.

Klares
Ziel
B e s c h ä f t i g u n g  
g e s t a l t e n

Die Gewerkschaft setze sich dafür ein, dass
„die Menschen nicht zum Handlanger der
Technologie degradiert werden“. Arbeitszeit
und -umfang müssten auch in Zukunft
Grenzen haben und durch Mitbestimmung
geregelt werden.

Die Bedeutung dieser Botschaft kommt
bei den Arbeitnehmern offenbar an. Anfang
des Jahres konnte die IG Metall Baden-Würt-
temberg für das vergangene Jahr ein leichtes
Mitgliederwachstum um rund 4700 auf
427 000 vermelden. Die Zahl der Neuauf-
nahmen lag mit fast 26 000 das vierte Jahr in
Folge deutlich über der Zahl der Austritte
und Streichungen. oh

schaft intensiv damit. Ein Beispiel hierfür ist
das Paradigma Industrie 4.0, der digitalen
Vernetzung sämtlicher Techniken und Pro-
duktionsschritte, um Produkte flexibler, zu-
verlässiger und kostengünstiger herstellen
zu können. Maschinenbau, Elektrotechnik
und Informationstechnologie wachsen bei
Industrie 4.0 zusammen und ermöglichen
die „smarte“ Fabrik. Dann tauschen Material,
Maschinen und Logistiksysteme direkt
untereinander Informationen aus und berei-
ten so Entscheidungen für den Menschen
vor – oder treffen sie sogar eigenständig, oh-
ne Zutun der Beschäftigten.

Das hat nicht nur für die Unternehmer
Folgen, sondern auch für die Mitarbeiter.
Die IG Metall begleitet diese Entwicklung
intensiv, weil – wie es Zitzelsberger formu-
liert – „hinter dem Stichwort Industrie 4.0
auch ein Rationalisierungsvorhaben steht“.

einbarten Tariferhöhung von 3,4 Prozent
standen im Abschluss solche Dinge wie der
Einstieg in die geförderte Weiterbildung,
Regelungen zum Übergang in die vorzeitige
Rente sowie weitere Flexibilisierungen. Sie
betreffen die Beschäftigten in unterschiedli-
chen Lebensphasen in verschiedenem Maße
und tragen doch in ihrer Gesamtheit dazu
bei, dass die IG Metall dem von Zitzelsberger
formulierten Ziel der verbesserten Arbeits-
und Lebensbedingungen näher kommt.

Doch die IG Metall setzt dabei noch
grundlegender an. Bereits im Vorfeld, wenn
sich neue Technologien und Arbeitsformen
erst entwickeln, befasst sich die Gewerk-

T arifverhandlungen sind Hochphasen
der Gewerkschaftsarbeit. Steht am En-
de eine Einigung, dann reduziert sich

das Ergebnis oft zunächst auf das Quantifi-
zierbare: Lohn- und Gehaltssteigerungen
um soundso viel Prozent, Einmalzahlungen
und Änderungen in der Länge der Arbeits-
zeiten sind typische schnell verortbare Koor-
dinaten in der Tariflandschaft. Doch das
Wirken der Gewerkschaften auf diese Aspek-
te zu reduzieren, würde ihrer Arbeit nicht
gerecht werden. „Unsere Kernaufgabe ist
es, die Arbeits- und Lebensbedingungen in
den Betrieben zu verbessern“, sagt Roman
Zitzelsberger, Bezirksleiter der IG Metall
Baden-Württemberg.

Ihm gelang im vergangenen Februar in
Böblingen als Verhandlungsführer der IG
Metall der Pilotabschluss für die Metall- und
Elektroindustrie. Doch jenseits der ver-

Viel mehr als Tarifverträge
D i e  I G  M e t a l l  B a d e n - W ü r t t e m b e r g  b e f a s s t  s i c h  i n t e n s i v  m i t  Z u k u n f t s t h e m e n Die IG Metall Baden-Württemberg ver-

tritt die Interessen von 427 000 Mit-
gliedern. Viele von ihnen kommen tradi-
tionell aus dem Fahrzeugbau und der Zu-
lieferindustrie. Doch die Gewerkschaft
vertritt die Interessen der Beschäftigten
aus weiteren Branchen: aus der Metall-
industrie und dem Metallhandwerk, aus
der Elektroindustrie und dem Elektro-
handwerk, aus der Textil- und Beklei-
dungsindustrie, aus der Holzindustrie
und aus der Kunststoffindustrie. Die
IG-Metall-Mitglieder arbeiten in fast
3000 Betrieben im Land. Insgesamt hat
die IG Metall Baden-Württemberg rund
10 000 gewerkschaftliche Vertrauens-
leute und rund 12 000 gewählte Betriebs-
räte. Die fast 3000 Betriebe werden von
27 Verwaltungsstellen mit rund 160
hauptamtlichen Gewerkschaftssekretä-
ren betreut. Bundesweit hat die IG Metall
knapp 2,3 Millionen Mitglieder. red

In fast 3000 Betrieben

IG METALL

Alfred Löckle,
Konzern-

betriebsrats-
vorsitzender

der Robert
Bosch GmbH

ARBEITSZEIT MUSS 

GEREGELT BLEIBEN

LEICHTER 

MITGLIEDERZUWACHS
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Bezüglich des öff entlichkeitswirk-
samen gesellschaftspolitischen En-
gagements der IG Metall seien drei 
Aktivitäten beispielhaft erwähnt:

�� Die Kampagne zur Rente 63/45, 
in der Metaller/-innen aus dem 
Südwesten auf ihre Lebensleis-
tung aufmerksam machen. Die-
se lief 2014 begleitend zum Ge-
setzgebungsverfahren, bis heute 
wurde die abschlagsfreie Rente 
nach 45 Versichertenjahren von 
Zehntausenden Beschäftigten im 
Land in Anspruch genommen.

TARIF-NEWSLETTER Nr.6

13. Mai 2016

Bezirk
Baden-Württemberg

Das Ergebnis in Kürze:Das Ergebnis in Kürze:Das Ergebnis in Kürze:

••• Entgelt: April bis Juni 150 Euro Entgelt: April bis Juni 150 Euro Entgelt: April bis Juni 150 Euro 
einmalig, ab Juli 2016 +2,8 %, einmalig, ab Juli 2016 +2,8 %, einmalig, ab Juli 2016 +2,8 %, 
ab April 2017 +2,0 %ab April 2017 +2,0 %ab April 2017 +2,0 %

••• Laufzeit: Bis zum 31.12. 2017Laufzeit: Bis zum 31.12. 2017Laufzeit: Bis zum 31.12. 2017
••• Differenzierung mit Zustimmung Differenzierung mit Zustimmung Differenzierung mit Zustimmung 

der Tarifvertragsparteiender Tarifvertragsparteiender Tarifvertragsparteien

Roman Zitzelsberger,  
Bezirksleiter für Baden-Württemberg 

»Danke für Euren 
starken Einsatz!«
»Die Kollegen in Nordrhein-Westfalen 
haben einen richtig guten Job gemacht 
– ohne den massiven Druck aus dem 
Südwesten wäre dieses Ergebnis aber 
niemals möglich gewesen! 222.000 
Warnstreikende sind spitze in dieser 
kurzen Zeit, damit wurde die Tarifrunde 
maßgeblich von Baden-Württemberg 
mitgetragen! Herzlichen Dank dafür 
liebe Kolleginnen und Kollegen!  
Sicher ist der Abschluss ein Kompro-
miss, der Luft nach oben lässt. Aber ei-
ner, der den Beschäftigten ein ordentli-
ches Plus im Geldbeutel beschert. Bitte 
diskutiert das Ergebnis in den nächsten 
Wochen in Euren Betrieben.«

Der Kompromiss steht!

14 Stunden haben die Tarifpartner in Köln 
verhandelt, dann stand gegen 6.30 Uhr am 
Freitag früh das Ergebnis. Demnach bekom-
men die Beschäftigten der Metall- und Ele-
jtroindustrie in zwei Stufen deutlich mehr 
Geld: Zum 1.Juli 2016 steigen die Entgelte  
zunächst um 2,8 Prozent, zum 1.April 2017 
werden sie um weitere 2,0 Prozent angeho-
ben. Ferner gibt es für die Monate April bis 
Juni 2016 eine Einmalzahlung von insgesamt 
150 Euro, Auszubildende erhalten 65 Euro. 
Der Tarifvertrag läuft bis 31. Dezember 2017, 
Betriebe in besonderen wirtschaftlichen Si-
tuationen können mit Zustimmung der Tarif-
vertragsparteien die Einmalzahlung und die 
zweite Stufe der Tariferhöhung verschieben. 

»Dem überzeugenden Druck der Beleg-
schaften ist es zu verdanken, dass diese 
Einigung überhaupt möglich war«, sagte 
Roman Zitzelsberger, Bezirksleiter und Ver-
handlungsführer der IG Metall im Südwes-
ten. Allein in Baden-Württemberg haben sich 
seit Ablauf der Friedenspflicht  222.000 Me-
tallerinnen und Metaller 
in über 900 betriebli-
chen Aktionen an Warn-
streiks, Kundgebungen 
und Frühschluss-Aktio-
nen beteiligt. Weitere 
knapp 22.000 haben an 
Protesten vor Ablauf der 
Friedenspflicht teilge-
nommen. Bundesweit 
waren mehr als 760.000 
Beschäftigte den Warnstreik-Aufrufen der 
IG Metall gefolgt. Die Große Tarifkommissi-
on hat das Ergebnis am Freitag kontrovers 

diskutiert, überwiegend wurde das Ergebnis 
aber als »akzeptabler Kompromiss« bewer-
tet. In der anschließenden Übernahmever-
handlung hat die IG Metall mit Südwest-
metall vereinbart, den Abschluss auch für 
die mehr als 800.000 Beschäftigten in Ba-
den-Württemberg zu übernehmen. 
Zitzelsberger: »In den nächsten 
zwei Wochen haben aber erstmal 
unsere Kolleginnen und Kollegen 
in den Betrieben Gelegenheit, das 
Ergebnis zu diskutieren und sich 
eine Meinung zu bilden.«

Tarifbindung verbessert 

 Endgültig entscheidet die Große Tarifkom-
mission am 2. Juni 
über die Annah-
me. Danach wird 
die IG Metall an 
jüngste Erfolge in 
Sachen Gerech-

t i g k e i t  
anknüp-
fen und 
für weitere Betriebe die 
Tarifbindung erstreiten. 
Dies ist im Zuge der Tarif-
runde bei elf Betrieben gelungen.

222 000 Teilnehmer an Warnstreiks im Südwesten machen  
Einigung möglich – Beschäftigte bekommen deutlich mehr Geld

IMPRESSUM: IG Metall Baden-Württemberg, Stuttgarter Str. 23, 70469 Stuttgart, www.bw.igm.de, 
Verantwortlich: Roman Zitzelsberger, Redaktion: Petra Otte, Fotos: IG Metall
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» Eine Information für die Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie www.bw.igm.de Nr. 6 / 18. April 2016

IG Metall Baden-Württemberg weist Arbeitgeber-Angebot als Provokation zurück   

0,9 Prozent – jetzt gibt‘s Krach!
 

»Unverschämtheit«, »Nasenwas-
ser«, »Provokation« – bei Pro-
testen zur zweiten Verhandlung 
überschlug sich die Empörung  
über das Angebot von Südwest-
metall. Roman Zitzelsberger, Be-
zirksleiter und Verhandlungsfüh-
rer, sagte nach dem nur 45-minü-
tigen Treffen: »Den Arbeitgebern 
geht es um Profit und sonst gar 
nichts. Das ist das niedrigste An-
gebot, das sie je gemacht haben 
und fordert unsere Gegenwehr 
regelrecht heraus.« 

Warnstreiks programmiert 

Am 28. April ist die dritte Ver-
handlung in Pforzheim geplant. 
Dort müsse Südwestmetall sein 
Angebot signifikant verbessern, 
so Zitzelsberger. »Sonst rollt 
ab dem 29. April eine massive 
Warnstreikwelle durchs Land.«

0,9 Prozent Entgeltsteige-
rung plus eine Einmalzah-
lung von 0,3 Prozent – das 
erste Angebot von Süd-
westmetall sorgt für mas-
sive Gegenwehr. 

So winzig, dass man es kaum erkennen kann:  
Das Angebot der Arbeitgeber in der zweiten Tarifrunde

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 
rund 2500 Be-
schäftigte aus 
ganz Baden-
Württemberg 
haben zur 2. 
Verhandlung in 
Karlsruhe lautstark deutlich 
gemacht, was sie von dem 
unverschämten und unver-
nünftigen Arbeitgeber-
Angebot halten. Das war  

ganz stark, aber das war erst 
der Anfang! 
    Offenbar weigern sich 
die Arbeitgeber zu begrei-
fen, dass sie es nicht mit 
Kostenfaktoren, sondern 
mit engagierten Kolleginnen 
und Kollegen zu tun haben. 
Für dieses Engagement und 
den daraus resultierenden 
wirtschaftlichen Erfolg der 
Metall- und Elektroindustrie 
steht den Beschäftigten eine 
angemessene Teilhabe zu.

    
Fest steht: Mit Einmalbeträ-
gen und 0,9 Prozent mehr 
Geld lässt sich die IG Metall 
nicht abspeisen. Weder für  
Beschäftigte in tarifgebun-
denen noch für Kolleginnen 
und Kollegen in bislang 
tariflosen Betrieben, die in 
die Tarifrunde 2016 mitein-
bezogen werden. 
    Lasst uns in den nächsten 
Wochen gemeinsam unserer 
Forderung nach fünf Prozent
mehr Geld und nach mehr

Gerech- tigkeit 
Nachdruck verlei-
hen! Beim Aktionstag zur 3.  
Verhandlung am 28. April 
in Pforzheim. Und  nach 
Ablauf der Friedenspflicht 
mit flächendeckenden Warn-
streiks. Das haben sich die 
Arbeitgeber mit ihrem Ange-
bot selbst eingebrockt.  

Euer Roman Zitzelsberger, 
Bezirksleiter für Baden-

Württemberg

TARIF-NEWSLETTER Nr.4

28. April 2016

Bezirk
Baden-Württemberg

Roman Zitzelsberger,  
Bezirksleiter für Baden-Württemberg 

»Jetzt wackelt  
der Südwesten«
»Drei Einigungsversuche am Verhand-
lungstisch und keine Annäherung – auf 
unsere Argumente wollten die Arbeit-
geber nicht hören, nun bekommen sie 
unsere Taten zu spüren. Am 29.April 
beginnt in der Metall- und Elektroindu-
strie die Unfriedenspflicht, bereits kurz 
nach Mitternacht heute Nacht gehen 
die ersten Kolleginnen und Kollegen für 
fünf Prozent mehr Geld auf die Straße. 

Und das ist nur der Anfang: In den 
nächsten zwei Wochen werden wir mit 
flächendeckenden Warnstreiks, Früh-
schluss-Aktionen und Kundgebungen 
die Branche zum Wackeln bringen und 
zeigen, dass wir uns von den Arbeitge-
bern nicht zum Narren halten lassen. 

Wir wollen mehr Geld, aber wir wollen 
auch in mehr Betrieben eine Tarifbin-
dung. Beschäftigte aus über 60 nicht-
tarifgebundenen Betrieben machen in 
dieser Tarifrunde bei Aktionen mit. Dafür 
mein großer Respekt – zeigen wir den 
Arbeitgebern gemeinsam, dass gerecht 
nur mit Tarifvertrag geht!«

Chance verspielt!

Im Südwesten rollt von diesem Freitag an die 
erste Warnstreik-Welle. Damit reagiert die IG 
Metall Baden-Württemberg auf die Provoka-
tion durch die Arbeitgeber, die auch in der 
dritten Verhandlung in Pforzheim kein An-
gebot gemacht haben, das die Leistung der 
Beschäftigten wertschätzt und für ernstzu-
nehmende Verhandlungen taugt. »Fünf Pro-
zent mehr sind gerecht, gut begründet und 
bezahlbar. Das haben die Arbeitgeber nicht 
verstanden und brauchen offenbar Nachhil-
fe durch Warnstreiks«, sagte Roman Zitzels-
berger, Bezirksleiter und Verhandlungsfüh-
rer der IG Metall im Land.

In der 3. Verhandlung hatte Südwestme-
tall 2,1 Prozent in zwei Stufen für 24 Monate 
sowie eine Einmalzahlung von 0,3 Prozent  
für 12 Monate geboten. »Alter Wein in neuen 
Schläuchen«, sagte dazu die IG Metall-Ver-
handlungskommission und wies das Ange-
bot als unzureichend zurück. Zitzelsberger: 
»Zu wenig bleibt zu wenig und wird auch 
nicht mehr, wenn man es neu verpackt. Das 
Angebot ist eine Provo-
kation und wird die Be-
schäftigten nicht davon 
abhalten, von ihrem 
Recht auf Warnstreiks 
Gebrauch zu machen.«   

Bereits am ersten Tag 
nach Ablauf der Frie-
denspflicht erwartet die 
IG Metall Baden-Würt-
temberg mehr als 
40.000 Teilnehmer aus über 150 Betrie-
ben an Warnstreiks, Kundgebungen und 
Frühschluss-Aktionen. Vor der dritten Ver-

handlung in Pforzheim hatten bereits über 
3000 Metallerinnen und Metaller aus ganz 
Baden-Württemberg mit einem Demons-
trationszug für die Forderung nach fünf Pro-
zent mehr Lohn und Gehalt und gegen die 
von den Arbeitgebern gebotene Magerkost 
protestiert (Bild). 

Die wirtschaftliche Situation ist 
nach wie vor gut und erlaubt eine 
ordentliche Beteiligung der Be-
schäftigten, »daran hat sich seit 
Beginn der Tarifrunde nichts ge-
ändert und die Menschen lassen 
sich nicht von den Arbeitgebern 
vergack eiern«, so Zitzelsberger. 

Neuer Versuch in 2. Maiwoche   

  Voraussichtlich  
am 11. Mai wird 
es einen weite-
ren Versuch für 
eine Einigung am 

Verhand-
l u n g s -
t i s c h 
geben. Bis dahin laufen 
die Warnstreiks in Ba-
den-Württemberg auf je-
den Fall flächendeckend weiter.

Von Mitternacht an wird in baden-württembergischen Betrieben 
zeitweise die Arbeit niedergelegt – Auch 2. Angebot viel zu niedrig   

IMPRESSUM: IG Metall Baden-Württemberg, Stuttgarter Str. 23, 70469 Stuttgart, www.bw.igm.de, 
Verantwortlich: Roman Zitzelsberger, Redaktion: Petra Otte, Fotos: IG Metall
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In Baden-Württemberg rollt die erste Warnstreikwelle  

Jetzt machen WIR den 
Arbeitgebern Beine!

Chance vertan: Das Scheinangebot der Arbeitgeber treibt die Beschäftigten aus Empörung auf die Straße

zwar haben 
die Arbeit-
geber ihr 
Angebot in 
der dritten 
Verhandlung 
verändert, besser gewor-
den ist es allerdings nicht: 
Auch 2,1 Prozent über 24 
Monate sind schlicht ins-
diskutabel und ignorieren 
den großen Einsatz der 
Beschäftigten. 
   Nachdem die Arbeitgeber 
nicht auf Argumente hören 
wollen, bekommen sie 
nun Taten zu spüren: Seit 
Ablauf der Friedenspflicht 
am 28. April um 24 Uhr 
rollt in den Betrieben eine 
erste Warnstreikwelle.  
   Bereits am ersten Tag 
haben Zehntausende 
Beschäftigte die Arbeit 
niedergelegt. Lasst uns 
darauf in den nächsten 
Tagen aufbauen und den 
Arbeitgebern klar machen, 
dass wir uns nicht mit Al-
mosen abspeisen lassen! 

Euer Roman Zitzelsberger, 
Bezirksleiter für Baden- 

Württemberg 

Liebe 
Kolleginnen  
und Kollegen,

Aus dem Inhalt:

Die Aktionen in  
Böblingen, Karlsruhe und 
Pforzheim in Bildern  
Seiten 2 und 3

Warum sich der Einsatz für 
mehr Tarifbindung lohnt 
Seite 4

31. März:
Der Entgeltta-
rifvertrag für 
die M+E-Indu-
strie endet

14. April: 
IG Metall weist 
Arbeitgeberan-
gebot in der 2. 
Verhandlung 
zurück

28. April:
Ende der Frie-
denspflicht.  
3. Verhandlung 
bringt keine 
Annäherung

29. April: 
Warnstreik-
Beginn in 
Baden-
Württemberg

Zunächst bis 
11. Mai:  
Kundgebungen,  
Warnstreiks,  
Frühschluss-
Aktionen 

11. Mai:
Voraussichtlich 
4. Verhandlung 
mit Südwest-
metall
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Forderung nach 5 Prozent mehr Geld ist fair, gerechtfertigt und bezahlbar  

Cool bleiben, Arbeitgeber! 
 

»Völlig überzogen« und »reali-
tätsfern« – so haben die Arbeit-
geber nach der ersten Verhand-
lung in Böblingen die »Fanta-
sieforderung« der IG Metall nach 
5 Prozent mehr Entgelt beurteilt. 
Die fast einstündige ökonomi-
sche Begründung wurde mehr 
oder minder ignoriert. »Solange  
die Arbeitgeber sich weigern, 
ihre Beschäftigten am wirt-
schaftlichen Erfolg zu beteiligen, 
sind keine konstruktiven Gesprä-
che möglich«, sagte Roman Zit-
zelsberger, Bezirksleiter der IG 
Metall Baden-Württemberg. 

Angebot muss auf den Tisch

Bei dem zweiten Treffen am 
14. April in Karlsruhe erwartet 
die IG Metall ein Angebot von der 
Gegenseite, damit endlich mit 
ernstzunehmenden Verhandlun-
gen begonnen werden kann. 

Empörung über scharfen Ton 

Derweil sorgen die Arbeitge-
ber mit immer neuen Versuchen, 
sich arm zu rechnen und die 
Konjunktur schlecht zu reden für 
zusätzlichen Zündstoff unter den 
Beschäftigten und der Tarifkom-
mission. Zudem werfen sie der 
IG Metall vor, für Arbeitsplatzver-
luste und Verlagerungen verant-
wortlich zu sein. Zitzelsberger: 
»Diese ungerechtfertigten Vor-
würfe verärgern die Beschäftig-
ten enorm.«

Nach der ersten Verhand-
lung liegen die Positionen 
in der M+E-Industrie weit 
auseinander. Außer Panik 
haben die Arbeitgeber bis-
her nichts anzubieten.  

16. März:  
Erste Verhand-
lung bringt 
keine Annähe-
rung 

31. März:
Der Entgelttarif-
vertrag läuft 
aus 

14. April: 
Zweite Verhand-
lungsrunde mit 
Kundgebung

28. April:
Dritte Verhand-
lung und Ende 
der Friedens-
pflicht für die 
M+E-Industrie

Ab 29. April: 
Warnstreiks 
sind möglich

Fahrplan zur Tarifrunde 2016

2016 wenig Neues: Übliche Tarifrunden-Panik der Arbeitgeber 

in der 
Tarifrunde 
sind wir nur 
stark, wenn 
wir Profil 
zeigen und 
möglichst viele Menschen 
überzeugen, bei der IG 
Metall mitzumachen. Des-
halb nutzt die kommenden 
Wochen zur Werbung für 
unsere Forderung und zur 
Mobilisierung der Kollegin-
nen und Kollegen in den 
Betrieben.  
   Die erste Verhand-
lung hat bestätigt: Die 
Tarifrunde 2016 wird kein 
Spaziergang! Die Arbeitge-
ber wollen um jeden Preis 
einen billigen Abschluss.  
Zeigen wir ihnen in den 
nächsten Wochen, dass 
das mit den Beschäftigten 
in Baden-Württemberg 
nicht zu machen ist!  

Euer Roman Zitzelsberger, 
Bezirksleiter für Baden- 

Württemberg 

Liebe 
Kolleginnen  
und Kollegen,
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�� Die Position der IG Metall Ba-

den-Württemberg zum Thema 

Rüstungsindustrie, geäußert in 

verschiedenen Print- und Hör-

funk-Interviews Roman Zitzels-

bergers im Sommer 2014. In den 

Medien kam es positiv an, dass 

die IG Metall diesem für sie heik-

len Thema nicht ausgewichen ist, 

sondern versucht hat, zwischen 

den Interessen ihrer Beschäftig-

ten in wehrtechnischen Betrie-

ben und ihrer Rolle als Teil der 

Friedensbewegung einen Kom-

promiss zu finden.

�� Die metallnachrichten extra zur 

Landtagswahl 2016, in der die 

Wahlprogramme der fünf im 

Land- beziehungsweise Bundes-

tag vertretenen Parteien hinsicht-

lich wichtiger Arbeitnehmer-Inte-

ressen verglichen und bewertet 

wurden. Dabei ging es um Bil-

dung/Qualifizierung, Arbeit/Be-

schäftigung und Wirtschaft/Infra-

struktur.

MÜNCHEN. Der ADAC steht vor einer Wei-
chenstellung. An diesem Samstag sollen De-
legierte des Münchner Automobilclubs bei
der Hauptversammlung in Lübeck über eine
neue Organisationsstruktur abstimmen und
damit den Schlusspunkt der zwei Jahre lang
erarbeiteten Reform setzen. Nötig geworden
ist die, weil der Club Anfang 2014 mit massi-
ven Manipulationen am inzwischen abge-
schafften Automobilpreis Gelber Engel in
eine Serie von Skandalen geschlittert ist, die
mit der Kommerzialisierung des Vereins zu
tun hatten. Nun soll der Club organisato-
risch in drei Teile zerlegt und die Vereinswelt

strikt vom Kommerziellen getrennt werden.
Das würde eine neue Ära einläuten.

Noch vor Kurzem schien das reine Form-
sache zu sein. Zunächst war der Widerstand
nur zaghaft. Dann wetterte zunächst der
frühere ADAC-Präsident Otto Flimm (86)
dagegen: Die geplante Dreiteilung des Ge-
bildes ADAC in Verein, gemeinnützige Stif-
tung und europäische Aktiengesellschaft
(SE) sei unnötig und vereinsschädigend.
Später hat mit Peter Meyer ein weiterer Ex-
Präsident Protest geäußert. Unter dem 66-
Jährigen war der ADAC vor zwei Jahren in
seine Tiefe Krise gestürzt. Nach Meyers
Rücktritt 2014 hat der heutige Chefreformer
August Markl das Steuer übernommen.

Meyer ist weiter Präsident eines ADAC-Re-
gionalclubs, des ADAC Nordrhein. Drei wi-
derspenstige Regionalclubs soll es mittler-
weile geben: neben Nordrhein sind dies die
Clubs in Nordbayern und in Nordbaden. 

Nun hat der ADAC Nordrhein für einen
Eklat gesorgt. Wie Flimm hat er ein Gegen-
gutachten zur Reform erstellt und den Gut-
achter als Ersatzdelegierten für die Haupt-
versammlung nominiert. In dem „Obergut-
achten“ werden für den Fall einer Dreitei-
lung des ADAC „gravierende Vermögens-
nachteile in dreistelliger Millionenhöhe“ be-
fürchtet. Das von den Reformern vorge-
schlagene Drei-Säulen-Modell beinhalte
„nicht unbeträchtliche Rechtsrisiken, so

dass von einer nachhaltigen Sicherung des
Vereinsstatus nicht die Rede sein könne“. 

Einen Gutachter zum stimmberechtigten
Ersatzdelegierten zu nominieren sei ein In-
teressenkonflikt, heißt es in der ADAC-
Zentrale. Doch das Gutachten selbst stelle
ein vereinsschädigendes Verhalten dar. „Wir
behalten uns neben vereinsrechtlichen Maß-
nahmen auch rechtliche Schritte gegen die
Verantwortlichen im Regionalclub vor“, ist
aus der ADAC-Zentrale zu hören. Der ADAC
Nordrhein habe weder ein Mandat, für den
ganzen ADAC ein Gutachten zu beauftra-
gen, noch könne man die jüngste Expertise
als Obergutachten werten, das über den Re-
formplänen steht, sagen die Reformer. 

Eklat auf der ADAC-Hauptversammlung möglich 
Eigentlich wollte der Automobilclub in Lübeck seine neue Struktur beschließen – Nun ist aber offener Streit ausgebrochen 

Von Thomas Magenheim 

Italien
ermittelt gegen 
Deutsche Bank
Verdacht auf Marktmanipulation bei 
Staatsanleihen

MAILAND (AFP). Gegen die Deutsche
Bank sind in Italien strafrechtliche Er-
mittlungen wegen des Verdachts auf
Marktmanipulation beim Verkauf von
Staatsanleihen eingeleitet worden. Die
italienischen Verbraucherschutzverbände
Adusbef und Federconsumatori erklärten
am Freitag, die Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft im süditalienischen Trani
richteten sich gegen fünf frühere Topma-
nager, darunter auch Ex-Chef Josef
Ackermann. Ihren Angaben zufolge be-
schlagnahmte die Polizei am italienischen
Sitz der Deutschen Bank bereits Doku-
mente und E-Mails. Die Verbraucher-
schützer werfen der Deutschen Bank vor,
zwischen Januar und Juni 2011 in großem
Stil italienische Staatsanleihen verkauft
zu haben und diese als „tragfähig“ be-
zeichnet zu haben. In den Zeitraum fiel al-
lerdings die italienische Schuldenkrise,
die letztlich zum Rücktritt von Regie-
rungschef Silvio Berlusconi geführt hatte.
Die Deutsche Bank erklärte, sie arbeite
mit den Behörden in dem Fall eng zusam-
men. Das Geldhaus habe bereits 2011 der
italienischen Börsenaufsicht Consob auf
eine ähnliche Anfrage hin Auskünfte und
Unterlagen zur Verfügung gestellt.

Telefontarife
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und bundeseinheitliche Feiertage
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Zeit Anbieter / Vorwahl Cent
                                                               pro Minute

Zeit Anbieter / Vorwahl Cent
                                                               pro Minute

Zeit Anbieter / Vorwahl Cent
                                                               pro Minute

Alle Anbieter mit kostenloser Tarifansage. Nutzung nur 
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Alle Anbieter = Minutentakt.                            Ohne Gewähr. 
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7-19 Uhr 01088 / 0 10 88 0,77

 Vodafone / 0 10 20 0,79

19-7 Uhr Arcor / 0 10 70 0,69

 Priotel / 0 10 68 0,87

7-19 Uhr Star79 / 0 10 79 1,49

 01052 / 0 10 52 1,77

19-7 Uhr Arcor / 0 10 70 0,69

 Tele2 / 0 10 13 0,94

0-24 Uhr Priotel / 0 10 68 2,69

01097 / 0 10 97 3,88

Post bekommt 
Ärger mit 
Marktaufsicht
BONN (dpa). Die Post hat wegen hoher Ra-
batte beim neuen Brief-Geschäftskun-
den-Angebot Impulspost Ärger mit der
Marktaufsicht. Die Bundesnetzagentur
habe dazu ein förmliches Prüfungsverfah-
ren eingeleitet, bestätigten Sprecher von
Post und Netzagentur einen Bericht der
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“. Das
Angebot der Post ist derzeit im Markttest
mit etwa 500 Großkunden.

Es geht um Mailing-Aktionen, mit
denen etwa Versandhändler oder Bau-
märkte auf dem klassischen Postweg neue
Kunden werben wollen. Die Werbebriefe
würden deutlich rabattiert, weil die Post
unter Druck durch die Online-Werbung
stehe und verlorene Kunden zurückge-
winnen wolle, sagte ein Post-Sprecher.

Das Porto liege noch unter dem Preis für
Großkundensendungen an Bestandskun-
den von 28 Cent für den Brief bis 20
Gramm. Aus Sicht der Bundesnetzagen-
tur ist der Rabatt möglicherweise zu hoch
und könnte den Wettbewerb mit Post-
Konkurrenten behindern. Dazu werden
die Post und Konkurrenten angehört.

Die Warnstreiks in der Metall- und Elektroindustrie gehen weiter. Bisher stellt die IG Metall eine ähnlich hohe Teilnahmebereitschaft wie etwa im Vorjahr fest. Foto: dpa

Herr Zitzelsberger, im öffentlichen Dienst hat 
es einen wichtigen Tarifabschluss gegeben. 
Hat Verdi-Chef Frank Bsirske gut verhandelt?
Ja, das hat er ausdrücklich – weil der Ab-
schluss mehrere positive Elemente hat: Erst
mal die ordentliche lineare Erhöhung an sich
und die neue Entgeltordnung, die einen wei-
teren Effekt auf die Einkommen hat. Insge-
samt ist das für den öffentlichen Dienst ein
absolut gutes Paket.

Ist das Lohnplus im öffentlichen Dienst von 
2,4 und 2,35 Prozent über zwei Jahre für die IG 
Metall ein Maßstab?
Wenn die Arbeitgeber das zum Angebot ma-
chen würden, hätten wir zumindest eine Ba-
sis, auf der wir verhandeln könnten.

Zuletzt haben Sie und Südwestmetall-Chef 
Wolf in Pforzheim die Einigkeit hervorgeho-
ben, dass so viele Arbeitsplätze wie möglich 
langfristig im Südwesten gehalten werden 
sollen. Ist das nicht selbstverständlich?
Das rührt daher, dass die Arbeitgeber uns
pauschal vorgeworfen hatten, wir würden
mit unserer Tarifpolitik Arbeitsplätze ver-
nichten. Und sie haben den Abbau von 5000
konkreten Jobs als Beleg für ihre These an-
geführt. Das ist besonders unseriös, weil die-
se Fälle mit der Tarifrunde gar nichts zu tun
haben, sondern mit strategischen Unterneh-
mensentscheidungen.

Dass dem Land vor allem einfache Arbeit we-
gen der hohen Lohnkosten verloren geht, ist 
doch offensichtlich?
Das ist unbestritten so. Dass Rationalisierung 
und Produktivitätsfortschritte immer zum 
Wegfall von Arbeit führen, stimmt. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass es weiterhin einfache 
Tätigkeiten gibt und zugleich die Betroffenen 
höher qualifiziert werden. Mir greift das aber 
zu kurz. Es entstehen ja auch neue Aufgaben –
etwa für Menschen, die die Maschinen und 
Computer steuern und instandhalten. Deren 
Zahl hat deutlich zugenommen.

Können beide Seiten infolge dieser Einigkeit 
nun aufeinander zugehen? Wolf sprach von 
ersten kleinen konstruktiven Ansätzen.
Ich habe diese Ansätze in der Runde nicht ge-
sehen. Auf dem Niveau des Angebots, das die
Arbeitgeber auf den Tisch gelegt haben, kön-
nen wir uns nicht aufeinander zu bewegen.
Sie müssen schon einen ernsthaften Eini-
gungswillen zeigen. Momentan sehen wir
noch eine starke Polarisierung. Die Arbeitge-
ber vertreten noch immer die Haltung, dass
die IG Metall in den letzten Jahren viel zu viel
herausgeholt hätte, weshalb sie jetzt mal
dran seien. Mit dieser Botschaft werden wir
mit Sicherheit zu keinem Ergebnis kommen.

Aber die hohen Durchschnittsverdienste in der 
Metall- und Elektroindustrie sind Fakt?
Die sind unbedingt Fakt und stabilisieren
gerade das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum, das es ohne diese Kaufkraft nicht gäbe.
Damit überziehen wir die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der Unternehmen aber
definitiv nicht.

Die Industrie will logischerweise nicht allein 
die Zeche für den Binnenkonsum zahlen.
Auf Grundlage dieser hohen Löhne werden
hohe Gewinne gemacht. Die Unternehmen
können sich diese Löhne also leisten. Trotz
der Exportorientierung profitieren sie von
der Binnenkonjunktur – zwischen 35 und 40
Prozent des Inlandswachstums nutzen di-
rekt oder indirekt der Metall- und Elektro-
industrie.

Beschränkt sich die IG Metall in ihrer Argu-
mentation zu sehr auf relativ wenige Unter-
nehmen mit hohen Erträgen?
Wir gucken auf alle, nicht nur auf die Dax-
Unternehmen. Und wir sitzen in vielen be-
trieblichen Gremien – da braucht uns keiner
ein X für ein U vorzumachen. In mehr als
drei Vierteln der Betriebe läuft es stabil bis
sehr gut. Unbestritten ist aber auch, dass es
immer einen Bodensatz zwischen 15 und 25
Prozent von Unternehmen gibt, wo es nicht
optimal läuft. Grund sind strukturelle Prob-
leme: Wer zu wenig investiert hat und zu we-
nig innovativ ist, der hängt halt hintendran.

Die Automobilhersteller zahlen stattliche 
Gewinnbeteiligungen. Braucht es da noch 
einen hohen Tarifabschluss?
Ja, denn Tarifeinkommen sind dauerhaft. Es
gibt viele Unternehmen, die ähnlich ordent-
liche Gewinne machen wie die Automobil-
hersteller – gleichwohl bekommen die Be-
schäftigten sehr wenig oder keine Boni. Das
ist auch ein Ausdruck der Kräfteverhältnis-
se bei Audi, Daimler oder Porsche. Die
Lohnentwicklung ist Sache der Tarifver-
tragsparteien – die kann man nicht dem
freien Spiel der Kräfte auf betrieblicher
Ebene überlassen.

Wie können Sie Unternehmen mit geringeren 
Erträgen im Abschluss berücksichtigen?
Für Unternehmen in ernst zu nehmenden
Schwierigkeiten haben wir ja das Pforzhei-
mer Abkommen. Und wenn diesmal eine Dif-
ferenzierungsklausel eine Rolle spielen soll,
um für einzelne Betriebe vom Abschluss ab-
zuweichen, muss man Folgendes berücksich-
tigen: In der Vergangenheit wurden teilweise
einzelne Betriebsratsgremien unter Druck

gesetzt – insofern ist das eine sehr kritische
Geschichte. Wenn klar ist, dass die Tarifver-
tragsparteien die Abweichung für die einzel-
nen Betriebe festlegen, will ich eine Lösung
auf dieser Grundlage nicht ausschließen. 

Fünf Prozent fordert die IG Metall – Ihr Vorsit-
zender Hofmann rügt, die Arbeitgeber hätten 
diese niedrigste Forderung seit Langem „nicht 
aufgegriffen“. Wie denn bitte?
Unser Signal war: Wir wissen, es gibt dieses
Jahr etwas weniger zu verteilen als im Jahr
zuvor. Doch haben die Arbeitgeber in ihrem
Angebot kein Entgegenkommen gezeigt,
sondern in ihrer Denke – die Tarifpolitik
müsse sich ändern – das Gegenteil gemacht.
Sie haben das eigene Lager polarisiert und
maßgeblich zur Mobilisierung unserer Leute
beigetragen. So ist die Situation geeignet zu
eskalieren.

Die Arbeitgeber haben ihr Angebot auf 2,1 
Prozent erhöht und meinen, die IG Metall sei 
dran, sich zu bewegen. Bewegen Sie sich?
Die Bewegung kann einsetzen, wenn wir
merken: Das geht in die richtige Richtung.
Faktisch bedeutet das neue Angebot eine
Lohnerhöhung von etwa einem Prozent pro
Jahr. Das ist für uns keine Basis, um in den
Lösungsversuch einzusteigen. Wenn das Pa-

ket stimmt, sind wir immer einigungsfähig.
Dass wir uns darum mit großer Vehemenz
bemühen, ist klar.

Beide Seiten haben sich noch nicht so sehr in 
den Schützengräben eingegraben, dass die 
Entscheidung besser woanders fällt?
Nein. Die Warnstreiks zeigen: Es gibt eine
große Bereitschaft der Belegschaften, sich
für einen gescheiten Tarifabschluss einzu-
setzen. Dieses Zeichen ist gesetzt. Gleich-
wohl muss irgendwann wieder ein Ge-
sprächsfaden aufgenommen werden. Die
Arbeitgeber müssen jetzt die Bereitschaft
signalisieren, deutlich nachzulegen. Ob aber
jeder Tarifabschluss hier getätigt werden
muss, ist eine andere Frage.

Wie groß sind die Erfolgschancen in der vier-
ten Runde am 11. Mai in Ludwigsburg?
Ich will, dass wir uns vor Pfingsten einigen –
es wäre im Interesse aller . . .

.Damit die Ferien nicht dazwischen kommen?
Es wäre nicht nur im Sinne der Verhand-
lungsspitzen beider Seiten, sondern auch
unserer Vertrauensleute, Betriebsräte und
Mitglieder, wenn wir vorher ein Ergebnis
hinbekommen und das Ganze nicht länger
hinziehen müssen. In Nordrhein-Westfalen
gibt es am 9. Mai eine vierte Verhandlung,
davon versprechen wir uns aber noch keinen
Durchbruch. Danach werden wir intern mit
unserer Großen Tarifkommission beraten,
was möglich ist und welchen Sinn es hat,
unter den Bedingungen weiterzumachen.
Gleiches gilt für die Abstimmung mit den
anderen Bezirken. Wir suchen das Ergebnis
dort, wo es möglichst gut erreichbar ist. 

Der Vorsitzende Hofmann spricht schon von 
Urabstimmung. Ist das nicht voreilig oder gar 
fahrlässig in dieser frühen Phase?
Gesamtmetall-Präsident Dulger meint, es
könne vor Pfingsten ein Abschluss gefunden
werden. Wie denn? Dann muss der Inhalt
stimmen. So macht Jörg Hofmann deutlich,
dass die IG Metall in der Lage wäre, nach
Pfingsten draufzulegen.

Der nächste Schritt wären aber Tagesstreiks. 
Sind die schon vorbereitet?
Gehen Sie mal davon aus, dass wir jede Ta-
rifrunde generalstabsmäßig bis zur letzten
Eventualität durchplanen. Bei dieser zu-
sätzlichen Eskalationsstufe werden kleine
bis große Betriebe flächendeckend über das
ganze Bundesgebiet einbezogen, unabhän-
gig davon, ob in dem Tarifgebiet ein Ab-
schluss gesucht wird. Die Strategie trifft die
Mitglieder des Arbeitgeberverbands in sei-
ner Breite – dies ist die eigentliche Intention.

Derzeit werden Zigtausende im Südwesten für 
Tagesstreiks registriert. Damit wecken Sie 
doch noch höhere Erwartungen, weil Ihre 
Leute die Aussicht auf Streikgeld erhalten?
Mit jeder Eskalation steigt aber natürlich
die Erwartungshaltung. Daher unsere Bot-
schaft: Wenn sie nicht weiter steigen soll,
was uns die Kompromissfindung schwerer
macht, muss mal was herumkommen.

„Wenn das Paket stimmt, 
sind wir einigungsfähig“
IG-Metall-Verhandlungsführer über seine Erwartungen der nächsten Verhandlungsrunde

IG-Metall-Bezirkschef Roman Zitzelsber-
ger bietet eine Klausel an, die auch 
Unternehmen mit geringeren Erträgen 
gerecht werden soll. Dennoch fordert er 
eine Bewegung der Arbeitgeber.

Von Matthias Schiermeyer

¡ geboren am 30. August 1966 in Ettlingen 
(Kreis Karlsruhe)

¡ Sein beruflicher Weg begann 1984 im dama-
ligen Daimler-Benz-Werk in Gaggenau mit 
einer Ausbildung zum Maschinenschlosser

¡ Im Dezember 2003 zum 1. Bevollmächtig-
ten der IG Metall in Gaggenau gewählt

¡ Seit Dezember 2013 ist er Bezirksleiter der
IG Metall Baden-Württemberg

¡ Als Verhandlungsführer gelang ihm am 
24. Februar 2015 in Böblingen ein Pilotab-
schluss für die Metall- und Elektroindustrie

¡ Roman Zitzelsberger wird in der Gewerk-
schaft ein weiterer Aufstieg an die Spitze 
allemal zugetraut (ms)

Zur Person

Roman Zitzelsberger
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Firmenpleiten 
nehmen zu
STUTTGART (dpa). Trotz stabiler Konjunk-
tur gab es im vergangenen Jahr mehr Fir-
menpleiten im Südwesten. Die Zahl der
insolventen Unternehmen nahm um 4,1
Prozent auf 1869 Fälle zu, wie das Statisti-
sche Landesamt Baden-Württemberg am
Freitag in Stuttgart mitteilte. 

Gründe waren in der Regel Zahlungs-
unfähigkeit oder Überschuldung. Die Hö-
he der Verbindlichkeiten ging auf 1,34
(Vorjahr: 2,87) Milliarden Euro zurück.
Insgesamt waren demnach von den Insol-
venzen im Südwesten 12 800 Arbeitneh-
mer betroffen. Im Vorjahr waren es fast
13 400 Mitarbeiter.

„Wir wissen, es gibt dieses
Jahr etwas weniger zu 
verteilen als im Jahr zuvor.“

11Nummer 105  Samstag/Sonntag, 7./8. Mai 2016Wirtschaft



125

ORGANISATIONSPOLITIK F2012 - 2016

LinkeFDPSPDGrüneCDU

LANDTAGSWAHL
AM 13. MÄRZ

Gute Bildung ermöglicht den Beschäftigten die Chance auf ein 
selbstbestimmtes Leben; die Industrie braucht gut ausgebildete 
Fachkräfte zum Überleben. Deshalb setzt sich die IG Metall dafür 
ein, den Einzelnen entsprechend persönlicher Begabungen von der 
Kita bis zum Beruf zu fördern und die verschiedenen Bildungswege 
durchlässiger zu gestalten. Das Bildungszeitgesetz ist ein wichti-
ger Schritt, ebenso die Einführung der Gemeinschaftsschule und 
die Abschaffung von Studiengebühren. Beim Thema Ausbildung 
bedarf es Anstrengungen, die alle Parteien in die Pflicht nehmen.       

Von Bildung profitieren Alle!
Freistellungen für Qualifizierungen werden aber nicht von jeder Partei befürwortet  

So bewertet die IG Metall...

Bildungszeitgesetz
CDU: Die Freistellung soll auf  
beruflich veranlasste Weiterbildun-
gen beschränkt werden.    

Grüne: Verstehen Weiterbildung als 
Investition ins Arbeitsleben. Das 
Gesetz soll bleiben. 

SPD: Will prüfen, ob sich Ansprüche 
aus der Bildungszeit »ansparen« 
und am Stück für Weiterbildung 
einsetzen lassen. Zudem soll  
Bildungszeit auch für Azubis gelten.  

FDP: Plädiert für Abschaffung. 
Begründung: Das Gesetz belaste 
die Unternehmen unnötig und  
verteuere jeden Arbeitsplatz. Für 
die eigene Weiterbildung sei der  
Einzelne verantwortlich.
 
Linke: Möchte die bestehende 
Regelung beibehalten. 

Gemeinschaftsschule
CDU: Will keine neuen Gemein-
schaftsschulen. Die Förderung für 
die bestehenden soll zurückgefah-
ren werden.   

Grüne: Halten an der Gemein-
schaftsschule fest und wollen die 
Ganztagsschule stärken. 

SPD: Hält an der Gemeinschafts-
schule fest und will die Ganztags-
schule stärken.  

FDP: Lehnt eine Zwei-Säulen-Struk-
tur ab, über Schulform soll auf 
kommunaler Ebene entschieden 
werden. 

Linke: Will Gemeinschaftsschulen 
flächendeckend einführen. 

Ausbildung
CDU: Plant zusammen mit 
Ausbildern, Arbeitgebern und 
Lehrern die Qualitäts-, Leistungs- 
und Wissensstandards zu 
überarbeiten. (Gewerkschaften 
bleiben außen vor)

Grüne: Wollen gemeinsam mit 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zukunftsfähige Aus- und Weiterbil-
dungsstrukturen etablieren.
 
SPD: Will das »Ausbildungsbündnis 
Baden-Württemberg« aus Land,  
Gewerkschaften, Unternehmen und 
Verbänden fortsetzen. Berufsausbil-
dungen sollen attraktiver werden. 

FDP: Will das Angebot an zweijähri-
gen Ausbildungen erweitern. 

Linke: Fordert mehr überbetriebli-
che Ausbildungsplätze. Wer nicht 
ausbildet, soll zahlen. 

Studiengebühren
CDU: Keine Wiedereinführung von 
Studiengebühren vorgesehen.  
Diese wären nur im Verbund mit 
weiteren Ländern sinnvoll.

Grüne: Wollen allen das Studieren 
ermöglich – und haben deswegen 
die Studiengebühren abgeschafft. 

SPD: Mit ihr wird es auch in Zu-
kunft keine Studiengebühren an 
den Hochschulen geben.

FDP: Will die Hochschulabsolventen 
in angemessener Höhe an der 
Hochschulfinanzierung beteiligen.

Linke: Gebühren in der Erwachse-
nenweiterbildung (etwa an  
Volkshochschulen) sollen ebenso 
wie Studiengebühren entfallen.

...die Positionen der Parteien zum Mitte 2015 In-Kraft-getrete-
nen Bildungszeitgesetz:

...die Haltungen gegenüber der im Jahr 2012 eingeführten  
Gemeinschaftsschule:

...die geplanten Anstrengungen der Parteien in Sachen  
Ausbildung: 

...die Pläne hinsichtlich der abgeschafften Studiengebühren:

   positiv          neutral          negativ     

Das sagen die Parteien:

Das fordert die IG Metall:

LinkeFDPSPDGrüneCDU

LANDTAGSWAHL
AM 13. MÄRZ

Die Digitalisierung verändert Arbeit grundlegend: Umso wichtiger 
ist es, dass Mitbestimmung und Tarifverträge bei der Gestaltung 
der künftigen Arbeitsplätze eine entscheidende Rolle spielen. Die 
IG Metall will gute Arbeit für Alle erreichen, dazu gehört auch, 
weiter gegen den Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen 
vorzugehen. Die Leistungsbedingungen müssen alters- und 
alternsgerechter werden, Arbeitszeiten mehr an den Bedürfnissen 
des Einzelnen ausgerichtet werden. Wichtige Errungenschaften wie 
der gesetzliche Mindestlohn dürfen nicht zurückgedreht werden. 

Gute Arbeit heute und morgen! 
Mitbestimmung und Tarifverträge spielen noch eine zu geringe Rolle   

So bewertet die IG Metall...

Mindestlohn/Tariftreue
CDU: Hält die Dokumentations-
pflichten beim Mindestlohn für 
unverhältnismäßig und die 
Subunternehmerhaftung für in der 
Praxis nicht durchführbar. 

Grüne: Bekennen sich zum 
Tariftreue- und Mindestlohngesetz.  

SPD: Bekennt sich zum Tariftreue- 
und Mindestlohngesetz.  

FDP: Will das europarechtswidrige 
Mindestlohn- und Tariftreuegesetz 
(…) und bürokratische Belastungen 
des Bundes-Mindestlohngesetzes 
sowie weitere gesetzliche 
Zumutungen für die Wirtschaft 
abschaffen bzw. abmildern. 

Linke: Möchte das Gesetz 
perspektivisch weiterentwickeln. 

Leiharbeit & Werkverträge
CDU: Das Thema spielt im 
Wahlprogramm keine Rolle. Sieht 
offenbar keinen Handlungsbedarf 
zur Vermeidung von Missbrauch.  

Grüne: Wollen sich weiter gegen 
sachgrundlose Befristungen und 
den Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen einsetzen. 

SPD: Will weiter gegen den 
Missbrauch von Leih- und Zeitarbeit 
sowie Werkverträgen vorgehen.
  
FDP: Das Thema kommt im  
Wahlprogramm nicht vor. Sieht 
offenbar keinen Handlungsbedarf. 

Linke: Will Leiharbeit und grundlos 
befristete Arbeitsverträge stoppen 
und unsichere Beschäftigungsver-
hältnisse durch tariflich geregelte 
ersetzen. 

Digitalisierung
CDU: Betriebe, Sozialpartner und 
Politik sollen die digitale Arbeits-
welt gemeinsam gestalten, so dass 
Beschäftigte und Unternehmen 
gleichermaßen profitieren. 

Grüne: Halten im digitalen Wandel 
an tariflich geschützter, sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung 
fest. Arbeitsrecht und Mitbestim-
mung sollen angepasst werden.
  
SPD: Will die digitale Arbeitswelt  
zum Wohle der Menschen und im 
Dialog mit allen Beteiligten 
gestalten und gute Arbeitsbedin-
gungen für alle durchsetzen. 

FDP: Reduziert das Thema auf 
Datenschutz. 

Linke: Will Digitalisierung unter 
anderem für Arbeitszeitverkürzung 
und steigende Löhne nutzen.  

Ältere Arbeitnehmer
CDU: Will sich für die Flexi-Rente 
einsetzen, damit ältere Arbeitneh-
mer über die Regelaltersgrenze im 
Beruf bleiben können. Mehr 
Arbeitsplätze sollen die besonderen 
Anforderungen Älterer erfüllen. 

Grüne: Beschäftigte sollen bei 
steigender  Arbeitsintensität vor 
Burnout geschützt werden. 

SPD: Will Beschäftigte vor 
Überlastung schützen und dazu 
unter anderem den Arbeitsschutz 
stärken. 

FDP: Will ältere Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer für ein längeres 
Verbleiben im Beruf gewinnen.

Linke: Sieht Zunahme von Stress in 
der Arbeitswelt und will das 
Sicherungsniveau der gesetzlichen 
Rente erhöhen. 

...die Positionen der Parteien zum Tariftreue- und  
Mindestlohngesetz:

...die Haltungen gegenüber dem Einsatz von Leiharbeit  
und Werkverträgen:

...die Überlegungen der Parteien zur zunehmenden  
Digitalisierung und ihrer Auswirkung auf die Arbeitswelt: 

...die Pläne hinsichtlich der Beschäftigung älterer  
Arbeitnehmer/innen: 

   positiv          neutral          negativ     

Das sagen die Parteien:

Das fordert die IG Metall:

LinkeFDPSPDGrüneCDU

Damit die Industrie im Südwesten auch künftig wettbewerbsfähig 
bleibt, müssen jetzt die richtigen Weichen gestellt werden: 
Forschung und Entwicklung müssen ebenso gestärkt werden wie 
die Produktion. Zudem gilt es, in Zukunftstechnologien zu investie-
ren. Die IG Metall befürwortet eine Fortsetzung der aktuellen 
dialogorientierten Wirtschaftspolitik, die die Belange der Beschäf-
tigten berücksichtigt und Gewerkschaften als gleichberechtigte 
Partner miteinbezieht. Und sie setzt sich für weitere Verbesserun-
gen in der Infrastruktur vom Straßen- bis zum Breitbandausbau ein. 

Wirtschaft von und für Menschen! 
Immer mehr Parteien sehen in Gewerkschaften einen wichtigen Partner        

So bewertet die IG Metall...

Rolle der Gewerkschaften
CDU: Sieht eine große Stärke 
Baden-Württembergs darin, dass 
Unternehmer, Gewerkschaften und  
Arbeitnehmer gemeinsam an einem 
Strang ziehen.     

Grüne: Plädieren für einen Dialog 
auf Augenhöhe zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern, Gesell-
schaft und Politik. 

SPD: Will die Gewerkschaften als 
wichtigen Partner der Landesregie-
rung weiterhin in ihre Vorhaben 
einbinden und beteiligen.  

FDP: Will gemeinsam mit der 
Wirtschaft Wachstum, Wohlstand 
und Lebensqualität sichern.
 
Linke: Plant eine Arbeitnehmerkam-
mer, die Gewerkschaften sowie 
Betriebs- und Personalräte berät.

Industriepolitik
CDU: Legt einen Schwerpunkt im 
Südwesten auf Gründungen und 
Innovationspolitik.  

Grüne: Wollen das Land unter 
anderem gemeinsam mit der 
Automobilindustrie zum internatio-
nalen Pionierland für nachhaltige 
Mobilität machen.  

SPD: Plant ein umfassendes 
Maßnahmenpaket zur Industriean-
siedlung und für mehr gesellschaft-
liche Akzeptanz der Industrie.

FDP: Will Mittelstand und Unterneh-
mer stärken und von Bürokratie 
entlasten.  

Linke: Möchte unter anderem 
Genossenschaften und regionale 
Wirtschaftskreisläufe stärken.

Mobilität/Straßenbau
CDU: Will in den nächsten fünf 
Jahren eine Milliarde Euro in 
Straßen investieren und schließt 
dabei auch Öffentlich-Private-Part-
nerschaften (ÖPP) nicht aus.   

Grüne: Möchten im Straßennetz das  
Prinzip »Erhalt vor Aus- und 
Neubau« fortsetzen. Zudem sollen 
alle Orte wochentags von 5 bis 
Mitternacht mindestens stündlich 
öffentlich angebunden sein.  
 
SPD: Will den Aus- und Neubau von 
Landesstraßen weiter vorantreiben 
und nachhaltige Mobilität fördern.  

FDP: Plant Konzentration der Mittel 
auf den Straßenbau.  

Linke: Bereits privatisierte Bereiche 
sollen rekommunalisiert, der 
Öffentliche-Personen-Nahverkehr 
ausgebaut und kostenlos werden.

Öffentliche Finanzen
CDU: Will Verschuldungsverbot in 
der Landeshaushaltsordnung 
wieder einführen und Steuerauto-
nomie der Länder erhöhen. 

Grüne: Bekenntnis zu Schulden-
bremse und Haushaltskonsolidie-
rung – aber nicht auf Kosten sozialer 
und ökologischer Programme.  

SPD: Bekenntnis zur Haushaltskon-
solidierung und zu Zukunftsinvesti-
tionen; Verbesserung der Einnah-
mesituation geplant.   

FDP: Will Neuverschuldungsverbot 
in der Landesverfassung verankern 
und Einnahmen durch Veräußerun-
gen von Landesvermögen erzielen. 

Linke: Sieht hohen Investitionsbe-
darf; will durch Steuerreformen 
Mehreinnahmen erzielen.

...die Sicht der Parteien auf die Rolle von Gewerkschaften:

...die Pläne für Industriebranchen in Baden-Württemberg:

...die Vorhaben der Parteien in Sachen Mobilität und 
Straßenbau: 

...die Aussagen zum Thema öffentliche Finanzen:

   positiv          neutral          negativ     

Das sagen die Parteien:

Das fordert die IG Metall:

Die Bewertung erfolgte in der Gesamtschau der Wahlprogramme mit Blick 
auf landespolitisch beeinflussbare Themen      

Die Bewertung erfolgte in der Gesamtschau der Wahlprogramme mit Blick 
auf landespolitisch beeinflussbare Themen      

Die Bewertung erfolgte in der Gesamtschau der Wahlprogramme mit Blick 
auf landespolitisch beeinflussbare Themen      

LANDTAGSWAHL
AM 13. MÄRZ

Baden-Württemberg 

Presse-Echo zum Tarifabschluss 2015 

1 IG Metall BL BaWü, 11.03.2015 

Augsburger Allgemeine, 
25.02.2015   

Süddeutsche Zeitung, 
25.02.2015 
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WILLI-BLEICHER-PREIS

Der Willi-Bleicher-Preis ist in den 

vergangenen Jahren zu einer fes-

ten Institution der IG Metall Ba-

den-Württemberg geworden – 2016 

wird er zum fünften Mal verliehen. 

Prämiert werden herausragende 

Beiträge aus der Arbeitswelt, die 

sich mit Trends und/oder einzel-

nen Schicksalen von Beschäftigten 

in Fabriken, Geschäften und Büros 

auseinandersetzen – all jene The-

men, die die tägliche Arbeit greifbar 

und erlebbar machen. 

Bezirksleiter Roman Zitzelsberger: 

„Der Willi-Bleicher-Preis macht 

sichtbar, wie die Beschäftigten 

Herausforderungen meistern, wel-

che Sorgen sie haben oder welche 

Missstände ihnen womöglich bei 

der täglichen Arbeit begegnen.“ Der 

Preis ist nach dem 1981 verstorbe-

nen ehemaligen IG Metall-Bezirks-

leiter Willi Bleicher benannt, dessen 

Gesinnung bis heute die Arbeit der 

IG Metall prägt. Als Bezirksleiter im 

Südwesten (1959 bis 1972) ebenso 

wie in seiner Haft unter den Nazis 

im KZ Buchenwald trat er stets für 

soziale Gerechtigkeit und Mensch-

W I L L I

P R E I S

BLEICHER

Willi-Bleicher-Preis 2015: Die Auszeichnungen gingen an (vordere Reihe v.l.) Susanne Babila (ARD, Kategorie Fernsehen), Manfred Stockburger (Heilbronner Stimme, 
Print/Online), Eva-Maria Peter (Schwäbische Zeitung, Nachwuchs), Hanspeter Michel (SWR, Fernsehen, re dahinter) und Maria Wetzel (Stuttgarter Nachrichten, Print/
Online). Rechts Bezirksleiter Roman Zitzelsberger, links hinten von der Jury Frank Brettschneider und Wolfgang Schorlau.
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lichkeit ein. Durch die Rettung des 

dreijährigen Stefan Jerzy Zweig, des 

„Kindes von Buchenwald“, wurde 

Bleicher über Ba-

den-Württemberg 

und Deutschland 

hinaus bekannt. Im 

Januar 2014 versam-

melten sich Famili-

enangehörige und 

Freunde der Familien 

Bleicher und Zweig anlässlich des 

50. Wiedersehens zwischen Blei-

cher und seinem früheren Schütz-

ling in der früheren Wohnung Blei-

chers in Stuttgart-Luginsland. Dabei 

dankte Zitzelsberger Zweig für sein 

Engagement, durch das er auch 

nach so vielen Jahren die Erinne-

rung an den späteren IG Metall-Ar-

beiterführer am Leben halte. Bis 

heute hat die Familie Willi Bleichers 

keine Preisverleihung versäumt.

Verliehen wird der Preis in den drei 

Kategorien Fernsehen, Hörfunk und 

Print/Online, zusätzlich gibt es 

einen Nachwuchspreis für Bewer-

ber bis 30 Jahren. Um noch mehr 

Journalisten zu ermutigen, die Ar-

beitswelt zum Thema zu machen, 

hat die IG Metall das Preisgeld in 

der Ausschreibungsrunde 2015 auf 

3.000 Euro je Kate-

gorie verdoppelt. Der 

Nachwuchspreis ist mit 

2.000 Euro dotiert. Die 

Auswahl der Preisträ-

ger erfolgt durch eine 

unabhängige Jury, de-

ren Besetzung sich im 

Lauf der Jahre verändert hat. In al-

len Runden mit dabei war Prof. Dr. 

Frank Brettschneider vom Institut 

für Kommunikationswissenschaft 

an der Universität Hohenheim. 

Barbara Roth, Redaktionsleiterin 

Hintergrund – Innenpolitik beim 

Deutschlandfunk und der Schrift-

steller Wolfgang Schorlau komplet-

tieren das Trio. 

Bei der aktuellen Ausschreibung 

trägt die IG Metall den Veränderun-

gen in der Arbeitswelt Rechnung 

und hat den Preis nicht ausschließ-

lich auf die Berichterstattung aus 

Baden-Württemberg begrenzt. 

Journalistinnen und Journalisten 

außerhalb der Landesgrenzen kön-

nen sich ebenfalls bewerben. „Wirt-

schaftsbeziehungen erstrecken 

sich heute über Standorte, Länder 

und sogar Kontinente hinweg, Ver-

netzung wird als Voraussetzung 

für wirtschaftlichen Erfolg immer 

wichtiger. Deshalb endet auch der 

Willi-Bleicher-Preis nicht länger an 

der Landesgrenze“, erklärt Zitzels-

berger. 

Gefragt sind bewusst auch Berichte 

über Beschäftigte und ihre Bedürf-

nisse jenseits der IG Metall-Bran-

chen: „Mit dem Willi-Bleicher-Preis 

zeichnet die IG Metall mutige, an-

schauliche und hintergründige Bei-

träge aus. Unabhängig davon, ob 

sie von Leiharbeitern, Minijobbern 

oder Festangestellten handeln, in 

nur einem Unternehmen spielen 

oder die Entwicklung einer ganzen 

Branche schildern.“ 

Bei Redaktionsschluss dieses Ge-

schäftsberichts standen die Preis-

träger von 2016 noch nicht fest. 

Informationen zu allen bisherigen 

Preisträgern unter: 

www.willi-bleicher-preis.de
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125 JAHRE IG METALL

Zum 125-Jahre-Jubiläum veranstal-
ten die Geschäftsstellen im Bezirk 
Festakte im Rahmen von Jubilar-Eh-
rungen, Jubiläums-Feiern, Funktio-
närskonferenzen, Mitglieder- und 
Familienfeste oder Ausstellungen 
zur Geschichte der IG Metall. 

Zusätzlich lassen ein-
zelne Geschäftsstel-
len Broschüren und 
Bücher erstellen. Das 
Gros der Veranstal-
tungen fi ndet im Som-
mer, beziehungsweise 
Herbst 2016 statt. 
Der Vorstand bezuschusst die Akti-
vitäten in Baden-Württemberg mit 
241.000 Euro, die an die Geschäfts-
stellen verteilt werden. Zudem hat 
der Vorstand zum Jubiläum unter 

anderem Plakate, Fahnen und An-
steck-Pins anfertigen lassen, der 
Bezirk nutzt das 125-Jahre-Logo als 
Absender-Kennung für Frankier-Ma-
schinen.  
 
Der Bezirk würdigt das Jubiläum auf 
der Großen Bezirkskonferenz am 

8. Juli 2016 mit einem 
Auftritt des Reutlinger 
Theaters „Sturmvogel“. 
Ein musikalisches Schau-
spiel zeigt in sechs Epi-
soden einen Querschnitt 
aus 125 Jahren IG Me-
tall-Geschichte: Von der 

Entstehung über Zerschlagung und 
Wiederaufbau, die großen Streiks in 
Baden-Württemberg und den Kampf 
um die Humanisierung der Arbeit 
bis zu heutigen und künftigen Her-

ausforderungen der Gewerkschafts-
arbeit. Zudem gibt der Bezirk zum 
Jubiläum ein Buch heraus, in dem 
125 Persönlichkeiten aus dem 
ganzen Land erklären, warum die 
IG Metall für die Gesellschaft wich-
tig ist und was sie der Organisation 
für die Zukunft mit auf den Weg ge-
ben. 

Materialien, die nach Sammelbestellung produziert werdenHiss-Fahne
Fahne, die vor Gewerkschaftshäusern oder an 

Veranstaltungsorten gehisst werden kann. Bestellung über Intranet-ShopPreis: 20,00 EURProdukt-Nr.: 34497-62491Format: 150 x 350 cmVE: 1=1

Bierdeckel
Dekoration bei Veranstaltungen im Design des Jubiläums 

und/oder Give-Away
Bestellung über Intranet-ShopPreis: 5,40 EURProdukt-Nr.: 34496-62490Format: 93 x 93 mmVE: 1=100

Tischaufsteller
Hochwertige Tisch-Dekoration aus Acrylglas im Design des 

Jubiläums. Einsetzbar bei Veranstaltungen oder aber als 

Dankeschön-Geschenk für Aktive. Dieser wird nur produ-

ziert, wenn mehr als 1.000 Bestellungen eingehen.

Bestellung über Intranet-ShopPreis: 9,60 EURProdukt-Nr.: 34500-62495Format: ca. 105 x 150 x 20 mmVE: 1=x

www.125.igmetall.de

   UNBEDINGT
VORBESTELLEN!

Materialien, die auf Lager produziert werden und im Shop bestellbar sind

Kopfbögen
IGM-Blankokopfbogen für den Geschäftsverkehr mit  

Jubiläumslogo und rotem IGM- Logo oben rechts

Bestellung über Intranet-Shop

Preis: 5,00 EUR

Produkt-Nr.: 7019-62493

Format: DIN A4

VE: 1=500

Auslieferung ab KW 5

Kugelschreiber
IG Metall-Kugelschreiber (Clear) mit Jubiläumslogo

Bestellung über Intranet-Shop

Preis: 8,50 EUR

Produkt-Nr.: 34498-62492

VE: 1=25

Auslieferung ab KW 8

Ansteck-Pins
Kombiniertes IG Metall Logo und Jubiläumslogo  

zum Anstecken

Bestellung über Intranet-Shop

Preis: 20,00 EUR

Produkt-Nr.: 34109-62041

Format: 29 x 14 mm

VE: 1=100

Bereits verfügbar

Gemeinsam für ein gutes Leben.

www.125.igmetall.de

19812_arvato distrubtion_VS – rot HKS 13

Materialien, die auf Lager produziert werden und im Shop bestellbar sind

Tassen Dekoration bei Veranstaltungen im Design des Jubiläums 
und/oder Give-Aways

Bestellung über Intranet-Shop
Preis: 18,50 EUR
Produkt-Nr.: 34502-62505
VE: 1=6
Auslieferung ab KW 8
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GEWERKSCHAFTLICHE BILDUNGSARBEIT

Politisch und kompetent, nahe dran 
und qualitätsbewusst – diesem 
Leitbild ist der Bezirk in seiner Bil-
dungsarbeit in den vergangenen 
Jahren mit zahlreichen Angeboten 
gerecht geworden.

Die Bildungsangebote der IG Me-
tall greifen Interessenskonflikte 
sowie ihre gesellschaftlichen und 
ökonomischen Ursachen auf. Sie 
sollen unsere Referenten/-innen 
und Teilnehmer/-innen in die Lage 
versetzen, auf die veränderten Ar-
beits- und Lebensbedingungen im 
Zuge der Globalisierung reagieren 
zu können. „Ausgehend von ge-
gensätzlichen Interessen zwischen 
Kapital und Arbeit wollen wir in der 
Bildungsarbeit Alternativen entwi-
ckeln, für soziale Gerechtigkeit ein-

stehen und die Zukunft mitgestal-
ten“, sagt Josef Bechtel, zuständig 
für die gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit im Bezirk. Unerlässlich hier-
bei ist die Vermittlung von Wissen in 
den Kernkompetenzen Tarif- und Be-
triebspolitik sowie in Arbeitszeitthe-
men, um Debatten in Betrieben und 
Verwaltungen zielführend moderie-
ren und unterstützen zu können.

Den Schwerpunkt bildet die regi-
onale Bildungsarbeit in den Ge-
schäftsstellen mit den Kooperati-
onspartnern der IG Metall. Bei den 
Vertrauensleutewahlen 2012 und 
den Betriebsratswahlen 2014 wur-
den jeweils um die 40 Prozent neue 
Kollegen/-innen gewählt – bis heute 
erfordert dies einen vergleichsweise 
hohen Qualifizierungsaufwand. Das 

Interesse an den Einstiegsqualifi-
zierungen in den Regionen und Ge-
schäftsstellen vor Ort lässt sich aus 
der abgebildeten Bildungsstatistik 
für Baden-Württemberg ersehen 
(Seite 132). Ebenso die Zahl der 
Teilnehmer/-innen, die sich in zen-
tralen Seminaren an den Bildungs-
zentren weitergebildet haben. In 
der Gesamtsumme haben aus dem 
Bezirk jährlich zwischen 20.000 und 
21.500 Kollegen/-innen an Semina-
ren vor Ort und in den Bildungszent-
ren teilgenommen.

Die Vertrauensleute bilden neben 
den gewählten Betriebsräten das 
Gesicht der IG Metall im Betrieb. Auf 
sie kommt es an, wenn es um Mit-
gliedergewinnung, Mobilisierung, 
Konfliktfähigkeit und Durchset-
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zungskraft der IG Metall im Betrieb 
geht. Zur Unterstützung der Vertrau-
ensleutewahlen 2016 und der an-
schließenden Qualifizierung hat der 
Vorstand daher im Juli 2015 eine Bil-
dungsoffensive beschlossen. Mit ihr 
soll die Vertrauensleute-Arbeit qua-
litativ und quan-
titativ gestärkt 
werden. Bis zu 
25 Seminare 
pro Jahr werden 
so zusätzlich an 
den Bildungs-
zentren finan-
ziert. Der Bezirk 
Baden-Württem-
berg bekommt 
aus diesem 
Grund ein Kon-
tingent von fünf 
Seminaren zu-
sätzlich per anno in den nächsten 
Jahren hinzu.

In den 27 Geschäftsstellen finden 
jedes Jahr mehrere Hundert Tages-, 
Mehrtages- und Wochenseminare 
statt. Für alle müssen qualifizier-
te Referenten/-innen ausgebildet 
werden. Neben eigenen Aktivitäten 
in den Bildungsregionen gab es in 

den zurückliegenden vier Jahren 
in enger Kooperation mit dem Bil-
dungszentrum Lohr jährlich eine 
Referenten/-innen-Qualifizierungs-
reihe. Als Trainer standen hierfür 
vom Bildungszentrum Jupp Kaiser 
und Joe Ederer zur Verfügung und 

begleiteten die 
Teilnehmer/-in-
nen auch in ih-
ren Selbstlern-
phasen.

2011/12 gab es 
zwei Qualifizie-
rungsreihen für 
insgesamt 30 
Teilnehmer/-in-
nen, 2014 eine 
mit 14 und 2015 
eine mit 15 Teil-
nehmer/-innen. 

2013 wurde eine eigene Reihe mit 
den badischen Bildungsregionen 
angeboten. „Damit ist es gelungen, 
den Generationswechsel bei den 
Referenten/-innen zu begleiten und 
qualifizierten Nachwuchs zu gewin-
nen“, sagt Bechtel.

Auch in der Jugendbildungsarbeit 
fanden in Kooperation mit der Ju-

gendbildungsstätte Schliersee Qua-
lifizierungsreihen statt. Leider ge-
hen viele dieser gut ausgebildeten 
Jugendbildungsreferenten/-innen 
beim Übergang in das Berufsleben 
wieder „verloren“. Damit verliert 
die IG Metall wertvolles Know-how. 
In allen Geschäftsstellen muss des-
halb stärker darauf geachtet wer-
den, dass junge Kollegen/-innen 
begleitend in die Seminararbeit für 
Vertrauensleute und Betriebsräte 
hineinwachsen können.

In Kooperation mit den Bildungs-
zentren Lohr und Bad Orb hat der 
Bezirk zudem zu zentralen Themen 
der Beschäftigtenbefragung be-
triebspolitische Begleitseminare 
für Kollegen/-innen angeboten, die 
diese Themen in ihrem Betrieb an-
packen wollen.
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 Seminar- und  Teilnehmerstruktur
2012 2013 2014 2015

Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt

Anzahl Teilnahmen gesamt: 18.375 2.560 20.935 18.527 2.339 20.866 18.986 2.481 21.467 17.155 3.372 20.527

 * TN Seminare der VST 11.709 0 11.709 11.395 0 11.395 11.911 0 11.911 10.173 0 10.173
 * TN Seminare der BZL 508 0 508 780 0 780 1.283 0 1.283 1.355 0 1.355

 * TN Seminare der BRG 4.130 0 4.130 5.159 0 5.159 4.994 0 4.994 4.950 0 4.950

 * TN Seminare der VV 0 1.655 1.655 0 1.580 1.580 0 1.799 1.799 0 2.412 2.412
 * TN Seminare der BS 0 881 881 0 748 748 0 682 682 0 960 960
 * TN Seminarart leer 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

* TN reg. Budget 2 1.077 24 1.101 816 0 816 798 0 798 677 0 677

 * TN bei externen Bildungsträgern 951 0 951 377 11 388 0 0 0 0 0 0
 * TN nach § 37.6 BetrVG 4.109 1.271 5.380 4.537 1.100 5.637 3.685 1.060 4.745 3.682 1.439 5.121

 * Personen ohne Mehrfachzählung 10.326 1.958 12.284 10.399 1.821 12.220 10.601 1.959 12.560 9.414 2.461 11.875

Personen nach Funktion:

Teilnahmen Funktionäre gesamt 15.971 2.368 18.339 15.711 2.202 17.913 15.876 2.345 18.221 14.915 3.082 17.997

Personen (ohne Mehrfachzählung) 8.349 1.802 10.151 8.123 1.704 9.827 8.139 1.836 9.975 7.650 2.212 9.862
davon BR 4.222 899 5.121 3.950 764 4.714 5.191 939 6.130 4.555 1.138 5.693

davon freigestellte BR 461 112 573 428 90 518 487 106 593 484 119 603

davon VL (ohne BR-Funktion) 2.774 616 3.390 2.455 719 3.174 1.579 756 2.335 1.334 791 2.125

davon JAV 672 76 748 896 87 983 624 47 671 774 172 946
sonstige 681 211 892 822 134 956 745 94 839 987 111 1.098

Personen ohne Funktion 2.087 164 2.251 2.336 117 2.453 2.600 126 2.726 1.801 253 2.054

Teilnahmen nach Geschlecht:

Männlich 13.878 1.915 15.793 13.803 1.910 15.713 13.680 1.988 15.668 12.646 2.609 15.255

Weiblich 4.084 608 4.692 4.189 410 4.599 4.573 463 5.036 4.143 710 4.853

Teilnahmen nach Altersgruppe:

unter 27 Jahre 2.566 187 2.753 2.908 177 3.085 2.663 142 2.805 2.606 402 3.008
27 bis 40 Jahre 3.470 481 3.951 3.021 493 3.514 3.748 617 4.365 2.972 759 3.731

41 bis 50 Jahre 5.487 902 6.389 5.034 800 5.834 4.875 810 5.685 4.271 986 5.257

über 50 Jahre 6.219 944 7.163 6.833 842 7.675 6.730 874 7.604 6.791 1.157 7.948

Teilnahmen nach Betriebsgröße:

1 bis 49 652 275 927 776 71 847 963 66 1.029 768 48 816

50 bis 199 2.619 234 2.853 2.336 242 2.578 2.886 243 3.129 2.530 355 2.885

200 bis499 4.568 401 4.969 4.201 330 4.531 4.853 254 5.107 4.433 513 4.946
500 bis 999 3.046 360 3.406 2.844 287 3.131 3.022 273 3.295 2.706 467 3.173

1.000 bis 4.999 3.395 419 3.814 3.696 441 4.137 3.959 564 4.523 3.652 688 4.340

ab 5000 3.447 781 4.228 3.696 886 4.582 2.393 1.040 3.433 2.298 1.213 3.511

ohne 648 90 738 978 82 1.060 910 41 951 768 88 856

Teilnahmen nach Berufsgruppe:

Gewerbl. AN 12.302 1.568 13.870 11.889 1.636 13.525 11.861 1.732 13.593 10.757 2.270 13.027
Kaufm. Angestellte 2.539 495 3.034 2.787 284 3.071 3.043 304 3.347 2.848 428 3.276
Technische Angestellte und Meister 2.851 422 3.273 3.062 376 3.438 3.101 396 3.497 2.986 587 3.573
Auszubildende 1.136 23 1.159 1.516 50 1.566 979 14 993 1.371 120 1.491

 Weitere Kennzahlen 2008 2013 2014 2015

Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt

Anzahl Seminare der Vst.

Tagesseminare 366 0 366 425 0 425 389 0 389 291 0 291
Mehrtagesseminare 426 0 426 394 0 394 399 0 399 407 0 407
Wochenseminare 222 0 222 218 0 218 238 0 238 253 0 253

Seminare ohne TN 177 0 177 163 0 163 0 0 0 0 0 0

Anzahl Teilnehmer-Tage der Vst. 37.355 0 37.355 36.288 0 36.288 37.206 0 37.206 35.891 0 35.891

Anzahl Referenten/-innen und Bildungsbeauftragte

Gesamt 1.157 1.227 1.258 1.286

Referenten (Fkt. 184, 284, 384) 582 667 725 696
Bildungsbeauftrage (Fkt. 434, reg. Schlüssel) 575 560 533 590

Bildungsstatistik Baden-Württemberg
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ARBEITS-, TARIF- UND SOZIALRECHT SOWIE 
GEWERKSCHAFTLICHER RECHTSSCHUTZ

Hauptaufgabe im Arbeits-, Tarif- und 
Sozialrecht ist die Rechtsberatung 
und Unterstützung der Geschäfts-
stellen und der Bezirksleitung bei ju-
ristischen Fragen der Mitglieder- und 
Betriebsbetreuung. 

Die Auslegung einschlägiger Tarifver-
träge, gesetzlicher Regelungen und 
die Aufarbeitung aktueller Recht-
sprechung sind Schwerpunkte der 
Arbeit. Ebenso wird juristische Un-
terstützung bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Tarifverhandlun-
gen in den verschiedenen Branchen 
geleistet. Die politischen Interessen, 
aber auch die Einflussmöglichkeiten 
der IG Metall, werden in der Arbeit 
besonders beachtet. Rechtsfragen 
um den Komplex des Personaleinsat-
zes durch Drittfirmen (Leiharbeit und 

Werkverträge) sind fester Bestandteil 
der täglichen Arbeit geworden. Der 
Kontakt mit den ministerialen Ent-
scheidungsträgern im Land sowie 
der jeweiligen Führung der Landes-
arbeits- und Landessozialgerichte 
wurde durch gemeinsame Sitzungen 
und Arbeitstreffen aufrechterhalten. 
Der Kontakt der IG Metall zu den re-
gionalen Akteuren auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts wird durch den seit 
3o Jahren etablierten Arbeitskreis 
Arbeitsrecht sichergestellt. Interes-
sierte Kollegen/-innen, Rechtsanwäl-
te/-innen sowie Rechtssekretäre/-in-
nen des DGB tauschen sich dort zu 
aktuellen Themen aus.

Die Interessenvertretung unserer 
Mitglieder und der Betriebsräte vor 
den Arbeits- und Sozialgerichten 

ist ebenfalls von hoher Bedeutung. 
Der gewerkschaftliche Rechtsschutz 
durch eigene Vertretung und die der 
DGB- Rechtsschutz GmbH stellt nach 
wie vor eine wichtige Leistung für die 
Mitglieder dar. In Baden-Württem-
berg kümmern sich 44 Rechtssekre-
täre/-innen in den 16 DGB-Rechts-
schutzbüros um die Vertretung der 
Gewerkschaftsmitglieder in den Be-
reichen Arbeits- und Sozialrecht. Die 
IG Metall selbst beschäftigt in Mann-
heim einen und in den Geschäftsstel-
len der Region Stuttgart (Stuttgart, 
Ludwigsburg, Waiblingen, Esslingen 
und Göppingen-Geislingen) weitere 
fünf eigene Rechtssekretäre/-innen. 
Seit Kurzem gibt es in Heilbronn-Neck-
arsulm und Tauberbischofsheim eige-
ne Juristen/-innen, die die Mitglieder 
vor Gericht vertreten.
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INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Europa ist in keiner guten Verfas-
sung: Nach wie vor sind Millionen 
junger Menschen ohne Arbeit, es 
wächst die soziale Spaltung, ge-
meinsame Rechtsbestände werden 
unterlaufen oder offen missachtet.

Was vor Jahren undenkbar er-
schien, wird heute offen themati-
siert: Der Zerfall der Europäischen 
Union. 

Die IG Metall betrachtet diese Ent-
wicklung mit Sorge. Denn ein Rück-
zug in den Nationalstaat bedeutet 
das Gegenteil von dem, was zur 
Überwindung der Krise nötig ist: 
Solidarität über die Landesgrenzen 
hinweg. Anstelle gemeinsam nach 
Lösungen zu suchen, wird vielfach 
die nationale Karte gespielt, wer-

den Gesellschaften aufgewiegelt. 
Dabei wird bewusst verschleiert, 
dass das soziale Gefälle nicht nur 
zwischen einzelnen Ländern hoch 
ist, sondern in erster Linie innerhalb 
der Staaten seine zersetzende Wir-
kung entfaltet. In Deutschland und 
Italien, um ein Beispiel zu nennen, 
gibt es beides: Immensen privaten 
Reichtum und Millionen prekär Be-
schäftigter. Aufgabe der Gewerk-
schaften ist es, das Wissen um die 
Situation des jeweils anderen zu 

mehren und Verständigung durch 
Verständnis zu erzielen. 

Die IG Metall Baden-Württemberg 
hat deshalb auch in den vergange-
nen Jahren ihre guten Beziehungen 
zu den italienischen Partnerge-
werkschaften gepflegt. In Semina-
ren und auf Konferenzen wurden 

Standpunkte ausgetauscht, über 
aktuelle Herausforderungen disku-
tiert und nach Lösungen für gemein-
same Probleme gesucht. Im Oktober 
2014 wurde auf einer gemeinsamen 
Tagung mit der FIOM-CGIL und der 
FIM-CISL auch über Grundlagen für 
die Zusammenarbeit in den nächs-
ten Jahren gesprochen. 

So soll die Zusammenarbeit zwi-
schen der IG Metall Baden-Württem-
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berg und den italienischen Partnern 
auf weitere Regionen Norditaliens 
ausgedehnt werden. Geplant ist 
darüber hinaus, den Betrieb als 
Handlungsebene stärker in den 
Blick zu nehmen, z. B. durch einen 
Austausch von Akteuren in Unter-
nehmen, die sowohl in Italien als 
auch in Baden-Württemberg aktiv 
sind. Dabei steht der Gedanke im 
Vordergrund, dass eine bessere Ver-
netzung und ein Zuwachs an Wissen 
über die Situation des jeweils an-
deren den eigenen Handlungsspiel-
raum erweitern, z. B. wenn Stand-
orte gegeneinander ausgespielt 
werden. 
Ebenfalls geplant ist eine Wieder-
belebung der Kooperation mit den 
Kollegen/-innen und Kolleginnen 
aus der Schweiz. Zu diesem Zweck 
gibt es nach der Tarifrunde 2016 ein 
erstes Treffen, auf der die Grundlage 
für die weitere Zusammenarbeit er-
arbeitet wird. 

Die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit ist heute notwendiger 
denn je. Die Herausforderung be-
steht darin, aus dieser Einsicht 
konkrete Schritte folgen zu lassen, 
die mittelfristig einen Beitrag dazu 

leisten, die Situation der Beschäf-
tigten in unseren Industrien zu ver-
bessern. Eine stärkere betriebliche 
Verankerung der Kooperation ist 
dabei aus Sicht der IG Metall Ba-
den-Württemberg eine wesentliche 
Voraussetzung.


